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65. Offentlichen und nichtoffentlichen Sitzung des Haupt- und

Finanzausschusses

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie zu der am Dienstag, 01.04.2025, 18:00 Uhr, im grof3en Sitzungssaal

des Rathauses stattfindenden Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses ein.

Tagesordnung:

Offentlicher Teil:

1. Bekanntgabe von in nichtoffentlichen Sitzungen gefassten Beschliissen gem. Art.

52 Abs. 3 GO -keine-

2.  Genehmigung der offentlichen Niederschrift

3.  Projektentwicklung;

Realisierungs- und Finanzierungsvarianten, u.a. fur den Neubau des Baube-

triebshofs

Vorstellung durch Dr. Felix Siebler, Kanzlei GvW, Minchen

4.  PV-Anlagen auf stadtischen Geb&auden: Fahrplan 2025

5. MS West: Erneuerung der Unterverteilungen

0. Reform der Grundsteuer;

Auswirkungen auf die Grundsteuererhebung in Firstenfeldbruck



Furstenfeldbruck il
Stadt-Land-Fluss ‘&

7. Reitstall Furstenfeld: Rickbau und Entsorgung

8.  Sportanlagen Klosterstral3e: Erneuerung/Ausbau Flutlicht mit LED-Umristung
9. Luftreiniger an Schulen und Kindergarten - weitere Nutzung

10. RH Nebenstelle "Niebro" - Sanierung Gebaudehdille

11. SA-Nr. 139 - Antrag auf Erhebung einer értlichen Verbrauchssteuer auf Einweg-
Takeaway-Verpackungen

12. Verschiedenes

Nichtoffentlicher Teil:

1. Genehmigung der nichtoffentlichen Niederschrift

2. Auftragsvergabe: Anbringung der Festbeleuchtung und Weihnachtssterne
3. Personalangelegenheiten

4. Personalangelegenheiten

5. Personalangelegenheiten

6. Verschiedenes

Freundliche GriiRRe

Christian Gotz
Oberburgermeister



TOPO 2

STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

64. 6ffentliche und nichtoffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- | Genehmigung der offentlichen Niederschrift gem. Art. 54 Abs. 2 GO
SR ST i. V. m. 8 38 GeschO

TOP - Nr. 02 Vorlagenstatus offentlich

AZ: 1-0241/ Amt 2 Erstelldatum 17.03.2025

Verfasser Kruse, Silke Zustandiges Amt  |Amt 2

Sachgebiet Amt 2 Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung 01.04.2025 | O

Gemall Artikel 54 Absatz 2 2. Halbsatz der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO)
sowie § 38 der Geschéftsordnung fur den Stadtrat Furstenfeldbruck sind die Niederschriften
von Sitzungen stadtischer Gremien vom jeweiligen Ausschuss bzw. Stadtrat zu genehmi-
gen. Dies erfolgt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der Abstimmenden (Artikel 51 Abs.

1 GO).

Der Haupt-und Finanzausschuss beschliel3t die Genehmigung der Niederschrift der dffent-
lichen Sitzung des Haupt-und Finanzausschuss vom 12.03.2025.







TOPO 3

STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3532/2025

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- | Projektentwicklung;

antragsnr. Realsierungs- und Finanzzierungsvariante, u.a. fir den Neubau des
Baubetriebshofs

Vorstellung durch Dr. Felix Siebler, Kanzlei GvW, Minchen

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich
AZ: Erstelldatum 17.03.2025
Verfasser Eckert, Marcus Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 20 Finanzen & Immobilien | Abzeichnung OB::

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status

1 Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme 01.04.2025 O

Miindlicher Bericht

Vorstellung durch Dr. Felix Siebler, Kanzlei GvW, Minchen
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TOPO 4
STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3525/2025

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
Betreff/Sach- |PV-Anlagen auf stadtischen Gebauden: Fahrplan 2025

antragsnr.

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich

AZ: Erstelldatum 13.03.2025
Verfasser Huber, Georg Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 24 Immobilienmanagement | Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung 01.04.2025 O
Anlagen: 1) Kostenberechnung PV-Anlage Klarwerk

2) Kostenberechnung PV-Anlage Niebro

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlief3t:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt auf Basis der vorgestellten Kosten die Aus-
schreibung durchzufiihren und die Vergabe vorzubereiten.

2. Der Oberburgermeister oder dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter wird unter

Bezugnahme auf den Sachvortrag ermachtigt die noétigen Planungs- und Bau-
leistungen zu beauftragen.
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Referent/in Wollenberg, Prof.|Ja/Nein/Kenntnis Ja
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Klimarelevanz hoch

Umweltauswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmittel stehen zur Verfiigung 550 TE€
Aufwand/Ertrag It. Beschlussvorschlag 500 T €
Aufwand/Ertrag der Gesamtmal3nahme €

Folgekosten €

12




Seite 3
Sachvortrag:

Seit dem letzten Jahr werden im Haushalt jedes Jahr Mittel i. H. v. 300 T€ fir ,zu-
kiinftige PV-Anlagen® eingeplant.

Zusatzlich sind fur die Jahre 2024 und 2025 noch Mittel i. H. v. 250 T€ fur eine PV-
Anlage auf dem Klarwerk eingeplant. Es stehen insgesamt 550 T€ zur Verfigung.

In 2025 kdnnen mit den eingeplanten Mitteln folgende PV-Anlagen finanziert werden:
1. Klarwerk => Leistung ca. 190 kWp => Kosten ca. 250 T€

2. RH Nebenstelle ,Niebro“ => Leistung ca. 140 kWp => Kosten ca. 340 T€

=> Gesamt ca. 330 kWp => Gesamt ca. 590 T€

Zu 1. Klarwerk

> e
W . )

Abb. 1: Draufsicht Klarwerk mit geplanten PV-Modulen auf den Dachflachen

Das Klarwerk hat einen konstant hohen Stromverbrauch. Die Anlage wird daher als
reine Eigenverbrauchsanlage geplant, da der erzeugte PV-Strom komplett durch das
Klarwerk verbraucht wird.

13



Seite 4

Die Kostenschatzung setzt sich wie folgt zusammen:

1. Planung 10 T€
2. PV-Anlage 220 T€
3 Gerust u. sonstige Arbeiten (z. B. Anpassung Schneefang etc.) 20 T€

Gesamtkosten 250 T€

Zu 2. RH Nebenstelle ,,Niebro“

\C A

Abb. 3: Luftbild Niebro (genordet)

Eigenverbrauch Volleinspeisung

99 Stack PV-Module 440 Wp ergibt Gesamt 43 56 kWp 227 Stuck PV-Madule 440 Wp ergibt Gesamt 99,88 kWp

- .

/

.

_

/

. |

Abb. 4: Draufsicht Dachflache Niebro mit geplanten PV-Modulen
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Seite 5

Die Dachflachen auf der Stidost-Seite, Stidwest-Seite und Nordost-Seite wurden vor
ein paar Jahren komplett saniert, da diese sich seit Jahren in einem maroden Zu-
stand befanden. Die Beschadigungen an den alten Dachsteinen entstanden im Zuge
der Montage der PV-Anlage vor tber 20 Jahren. Die alte PV-Anlage auf der Sudost-
Seite wurde durch den Eigentimer (SW FFB) vor der Sanierung entfernt und danach
nicht mehr wieder installiert. Die Nordwest-Seite wurden damals nur Gberarbeitet, da
diese sich noch in einem besseren Zustand befand und man nach wie vor davon
ausging, dass das Geb&ude in absehbarer Zeit abgerissen wird.

Mittlerweile gibt es neuere Planungen fur das Gebiet ,Marktplatz Ost®, die vorsehen,
dass das ehem. Schulgebéude weiter genutzt wird. Die Installation einer neuen PV-
Anlage kommt daher wieder in Frage.

Bei der Planung der PV-Anlage wurden alle Dachflachen tberpruft. Dabei wurde
festgestellt, dass auch Module auf der Nordwest-Seite einen guten Ertrag liefern
wiurden. Der Planer schlagt daher vor auch diese Seite zu nutzen und insgesamt 2
Anlagen auf dem Dach zu installieren.

Die Anlagen sollen wie folgt aufgeteilt werden:

e Volleinspeiseanlage => ca. 100 kWp

e Eigenverbrauchsanlage mit Uberschusseinspeisung  => ca. 40 kWp

Die Kostenschatzung setzt sich wie folgt zusammen:

1. Planung 10 T€
2. 2 PV-Anlagen 170 T€
3. Hausanschluss neu 10 T€
4. GeruUstarbeiten 50 T€
5. Dacharbeiten (Ertichtigung NW-Seite, Schneefang etc.) 100 T€

Gesamtkosten 340 T€

Die Mehrkosten kénnen tber das laufende Budget des SG 24 bzw. aus dem Amts-
budget 2 gedeckt werden.

Ausblick fur 2026:

Im kommenden Jahr ist seitens der Verwaltung u. a. die Installation einer zusatzli-
chen PV-Anlage auf der Grundschule Mitte mit ca. 100 kWp und geschatzten Ge-
samtkosten i. H. v. ca. 180 T€ geplant.
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Planungsbiiro Werner Graber
Planung von Elektroanlagen
Hauptstr.

Montage einer PV-Anlage
Klaranlage

42 in Flrstenfeldbruck
94474 Vilshofen an der Donau

Anlage 1
Kostenberechnung nach TIREYe) 4

Datum: 19.03.2025

KG Beschreibung Einheit Menge Preis/Einheit Gesamtpreis

442 Eigenstromversorgungsanlagen

4421 Photovoltaikanlage
Photovoltaik-Module Stck 430 120,00 € 51.600,00 €
Leistungsoptimierer Stck 215 70,00 € 15.050,00 €
Wechselrichter 25 kW Stck 1 3.000,00 € 3.000,00 €
Wechselrichter 66,6 kW Stck 2 6.000,00 € 12.000,00 €
Montagesystem Ziegeldach Stck 350 100,00 € 35.000,00 €
Montagesystem Fassade Stck 80 190,00 € 15.200,00 €
Uberspannungsschutz psch 1 5.000,00 € 5.000,00 €
DC-Verkabelung m 1250 5,00 € 6.250,00 €
Anlagenregler, Datenlogger inkl. Zubehoér psch 1 2.000,00 € 2.000,00 €
Inbetriebnahme, Antrége, Ubergabe,
Bestandsunterlagen psch 4.000,00 € 4.000,00 €
Zertifizierer psch 8.000,00 € 8.000,00 €
Zertifikat psch 12.000,00 € 12.000,00 €

Summe brutto KG 442 169.100,00 €

KG Beschreibung Einheit Menge Preis/Einheit Gesamtpreis

443 Niederspannungsschaltanlagen

4431 Niederspannungshauptverteiler
Verteileranlage zum ZusammenfUhren aller
Wechselrichter psch 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Anbindung an die Niederspannungsschaltanlage psch 1 2.500,00 € 2.500,00 €

Summe brutto KG 443 5.000,00 €

KG Beschreibung Einheit| Menge | Preis/Einheit Gesamtpreis

444 Niederspannungsinstallationsanlagen

4441 Kabel und Leitungen
Installationskabel NYY bis 5x6mm?2 [fdm 60 8,00 € 480,00 €
Installationskabel NYY bis 5x35mm? Ifdm 120 35,00 € 4.200,00 €
Installationskabel NYY bis 5x120mm [fdm 20 100,00 € 2.000,00 €
Verlegesysteme und Sonstiges psch 1 6.000,00 € 6.000,00 €

Summe netto KG 444 12.680,00 €

Kostenberechnung PV Klaranlage.xls

Seite 1]\_/(71 2




Planungsbiiro Werner Graber Montage einer PV-Anlage Kostenberechnung nach DIN 276
Planung von Elektroanlagen Kl&ranlage

Hauptstr. 42 in Furstenfeldbruck Datum: 19.03.2025
94474 Vilshofen an der Donau

KG Beschreibung Einheit| Menge | Preis/Einheit Gesamtpreis
457 Ubertragungsnetze

4571 IT-Verkabelung

Anschlussdosen RJ45, Cat 6, 2-fach Stck 2 40,00 € 80,00 €
STP Cat 7 Kabel 4x2xAWG Ifdm 200 4,00 € 800,00 €
Messung Stck 2 15,00 € 30,00 €
Summe netto KG 457 910,00 €

400 Bauwerk / Technische Anlagen

440 Starkstromanlagen 186.780,00 €
450 Fernmelde- u. Inform. Techn. Anlagen 910,00 €

Mehrwertsteuer (19 %) 35.661,10 €

Kostenberechnung PV Klaranlage.xls Seite 2]\_/g1 2



Planungsbiiro Werner Graber

Planung

von Elektroanlagen

Hauptstr. 42
94474 Vilshofen an der Donau

Montage einer PV-Anlage
Niederbronnerweg 3

Anlage 2
Kostenberechnung nach PR EFe) 4

Datum: 19.03.2025

KG Beschreibung Einheit Menge Preis/Einheit Gesamtpreis

442 Eigenstromversorgungsanlagen

4421 Photovoltaikanlage
Photovoltaik-Module Stck 326 120,00 € 39.120,00 €
Leistungsoptimierer Stck 164 70,00 € 11.480,00 €
Wechselrichter 30 kW Stck 1 3.500,00 € 3.500,00 €
Wechselrichter 90 kW Stck 1 8.000,00 € 8.000,00 €
Montagesystem Stck 326 100,00 € 32.600,00 €
Uberspannungsschutz psch 1 3.000,00 € 3.000,00 €
DC-Verkabelung m 800 5,00 € 4.000,00 €
Anlagenregler, Datenlogger inkl. Zubehodr psch 2 2.000,00 € 4.000,00 €
Inbetriebnahme, Antrage, Ubergabe, Bestandsunterlagen| psch 1 3.000,00 € 3.000,00 €

Summe brutto KG 442 108.700,00 €

KG Beschreibung Einheit Menge Preis/Einheit Gesamtpreis

443 Niederspannungsschaltanlagen

4431 Niederspannungshauptverteiler
Wandler-Mess-Schrank inkl. NA-Schutz psch 12.000,00 € 12.000,00 €
Zahlerverteilung fir Direktmessung psch 2.000,00 € 2.000,00 €

Summe brutto KG 443 14.000,00 €

KG Beschreibung Einheit| Menge | Preis/Einheit Gesamtpreis

444 Niederspannungsinstallationsanlagen

4441 Kabel und Leitungen
Installationskabel NYY bis 5x25mm? Ifdm 80 25,00 € 2.000,00 €
Installationskabel NYY bis 5x95 mm?2 Ifdm 80 75,00 € 6.000,00 €
Verlegesysteme und Sonstiges psch 1 6.000,00 € 6.000,00 €

Summe netto KG 444 14.000,00 €

KG Beschreibung Einheit| Menge | Preis/Einheit Gesamtpreis

457 Ubertragungsnetze

4571 IT-Verkabelung
Anschlussdosen RJ45, Cat 6, 2-fach Stck 4 40,00 € 160,00 €
STP Cat 7 Kabel 4x2xAWG Ifdm 160 4,00 € 640,00 €
Messung Stck 4 15,00 € 60,00 €

Summe netto KG 457 860,00 €

Kostenberechnung PV Niederbronnerweg 3.xls

Seite 11@ 2




Planungsbiiro Werner Graber Montage einer PV-Anlage Kostenberechnung nach DIN 276
Planung von Elektroanlagen Niederbronnerweg 3

Hauptstr. 42 Datum: 19.03.2025
94474 Vilshofen an der Donau

400 Bauwerk / Technische Anlagen

440 Starkstromanlagen 136.700,00 €
450 Fernmelde- u. Inform. Techn. Anlagen 860,00 €

Kostenberechnung PV Niederbronnerweg 3.xls Seite 2261 2



STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3523/2025

TOPO 5

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- |MS West: Erneuerung der Unterverteilungen

antragsnr.

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich

AZ: Erstelldatum 13.03.2025
Verfasser Huber, Georg Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 24 Immobilienmanagement | Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung 01.04.2025 O

| Anlagen:

| Erlauterungsbericht mit Kostenberechnung

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlief3t:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt auf Basis der vorliegenden Kostenberech-
nung die Ausschreibung durchzufiihren und die Vergabe vorzubereiten.

2. Der Oberburgermeister oder dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter wird unter

Bezugnahme auf den Sachvortrag ermachtigt die noétigen Planungs- und Bau-

leistungen zu beauftragen.
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Seite 2

Referent/in Wollenberg, Prof.|Ja/Nein/Kenntnis Ja
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Klimarelevanz

Umweltauswirkungen

Finanzielle Auswirkungen Ja

Haushaltsmittel stehen zur Verfiigung Ja 300TE€
Aufwand/Ertrag It. Beschlussvorschlag 180 T€
Aufwand/Ertrag der Gesamtmal3nahme €

Folgekosten keine €

22




Seite 3

Sachvortrag:

Luftbild heutiges ,Schulzentrum West inkl. Hort":

Entwicklung ,Schulzentrum West inkl. Hort":

Im Jahre 1959 wurde an der Richard-Higgins-StralRe eine Volksschule mit acht Klas-
senraumen erstellt. Das L-formige Gebaude in Massivbauweise wurde unterkellert,
der Hauptbau hatte aber Uber dem Erdgeschoss nur ein Obergeschoss.

1964 wurde an der Abt-Anselm-Stral3e 12 das 3-geschossige, unterkellerte Haupt-
schulgebaude (heute Mittelschule) errichtet. Funf Jahre spéater wurde der Hauptbau
um einen ebenfalls 3-geschossigen und unterkellerten Anbau im Suden erweitert.

1972 wurde das heutige Grundschulgebdude um ein Geschol3 aufgestockt. Das
Dach wurde als Flachdach ausgefiihrt. Im gleichen Jahr wurde auch das Grund-
schulgebaude um einen 3-geschossigen und unterkellerten Anbau im Stden erwei-
tert und die Sanitarrdume erweitert.

Die nordlich an das Grundschulgebaude angebaute Doppelturnhalle wurde 1975 er-
stellt. Die Halle selber ist eingeschossig, die Nebenrdume sind auf Erdgeschoss, Kel-
lergeschoss und Obergeschoss mit Galerie verteilt.

Im Kellergeschol3 des Hauptschulgebaudes wurden 1987 zwei Raume zur Schulki-
che umgebaut.

Das undichte Flachdach der Grundschule wurde 1993 durch ein Satteldach ersetzt.
Dabei entstanden keine neuen Aufenthaltsrdume.
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Seite 4

Im Rahmen des Contracting-Vertrages der Stadt Furstenfeldbruck mit den Stadtwer-
ken wurden Grund- und Hauptschulgebdude sowie die Doppelturnhalle saniert. Die
Sanierung wurde in den Jahren 2001 bis 2003 durchgefiihrt. Diese Malihahmen im
Rahmen des Contracting-Vertrages sind als Vorarbeiten fur das in den darauffolgen-
den Jahren durchgeflhrte Bauvorhaben ,Schulzentrum West* anzusehen. Die auf
dem Dach montierte Photovoltaikanlage wurde von den Stadtwerken errichtet.

Von 2004 bis 2011 wurde mehrere grof3ere Baumal3nahmen durchgefihrt, wodurch
das heutige ,,Schulzentrum West inkl. Hort“ entstanden ist.

In dieser Zeit wurde im Sudwesten ein eingeschossiger Kinderhort (Bauteil 1) fertig-
gestellt. Zudem wurde das Nebengebdude am Asambogen der 1959 errichteten
Volksschule abgerissen und durch einen 2-geschossigen Verbindungsbau (BT 2)
zwischen Grundschule und Hauptschule ersetzt. Hier sind im EG u.a. Schulkiche
und Mensa und im OG weitere Klassenraume untergebracht.

Des Weiteren wurde als Verbindungsbau (BT 4) zwischen Hauptschule und Doppel-
turnhalle eine Aula mit angegliederten Musikunterrichtsraumen und Pausenverkauf
im EG, sowie Verwaltungsraumen im OG errichtet.

Die bestehende 1-fach-Turnhalle (BT 5) wurde komplett entkernt und neu ausgebaut.
Zudem wurden fur die 1-fach-Turnhalle wurden neue Umkleiden- und Waschraume
(BT 6) errichtet.

An der Doppelturnhalle (BT 7) wurde das undichte Dach saniert.

Zudem wurden am Hauptschulgebaude (BT 3) und am Grundschulgebaude (BT 8)
Ertlichtigungs- und Umbaumalnahmen durchgefihrt.

BAUHERR STADT FF@ +0.00 = 536,36 M. NN = OK-FFB EG BT-3 HAUPTSCHULE BESTAND
VERTRETEN DURCH
HERRN 1. BURGERMEISTER SEPP KELLERER

¥ T Rote Bauteile: noch zu sanieren
o e on e conrn:  ree Zeitplan Sanierung:
ST A 2025/2026 => BT 3 (MS West)
SPORTPLATEE - 2026 => BT 7+8 (GS R-H)

bereits saniert, d.h.
auf dem aktuellen Stand der Tech-
nik

Blaues Bauteil 7: auf Stand der
Technik

Ubersichtsplan Bauteile

Elektroinstallation:

Die Hauptbestandteile der Elektroinstallation wie Niederspannungshauptverteilung
(NSHV) und die Unterverteilungen (UVT) in der MS West (BT 3) sind weitestgehend
noch aus der Bauzeit.

Das Planungsbiiro Werner Graber wurde mit der Uberpriifung samtlicher Verteilun-
gen im Gebéaude beauftragt. Dabei wurde folgendes festgestellt:
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¢ Die Verteilungen und Verteileranlagen sind technisch stark veraltet.

e Die Verteileranlagen wurden im Laufe der Jahre mehrmals umgebaut bzw. erwei-
tert. Die Verdrahtung ist dadurch sehr untbersichtlich geworden. Eine Zuordnung
ist daher teilweise nur schwer maglich.

¢ Die Legenden/Planunterlagen sind nicht mehr vorhanden bzw. unvollstandig, nicht
eindeutig oder haben falsche Raumbezeichnungen.

e Die UVT’s wurden in Reihe an die alte NSHV angebunden. Durch diese Reihen-
schaltung sind die UVT’s nicht korrekt abgesichert. Die einzelnen Verteilungen kén-
nen dadurch nicht separat abgeschaltet werden, d. h. sichert man eine Verteilung
aus, sind die nachrangigen Verteilungen ebenfalls stromlos.

e In den Unterverteilungen fehlt ein Uberspannungsschutz.

e Es sind noch Uberwiegend Fehlerstromschutzschalter mit einem héheren Auslo-
sestrom vom 300 mA verbaut. Seit einigen Jahren durfen nur noch Schalter mit
max. 30 mA Auslésestrom eingesetzt werden.

Das bestehende Niederspannungsnetz befindet sich tberwiegend in einem grenz-
wertigen Zustand und ist daher dringend zu sanieren. Die Sanierung kann weitestge-
hend nur in den Ferien erfolgen und erstreckt sich daher tber einen langeren Zeit-
raum. Wir gehen derzeit aber davon aus, dass die MaRnahmen bei Beginn in 2025
bis Ende 2026 abgeschlossen werden kdnnen.

Die Kostenberechnung (s. Anlage — Erlauterungsbericht) fir die MaRnahmen kommt
auf Bruttokosten i. H. v. ca. 180 T€.

Im aktuellen Haushaltsplan sind fur die Jahre 2025 — 2027 jeweils 100 T€ fur die Sa-
nierung der Unterverteilungen eingeplant.
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Erlauterungsbericht

BaumaBnahme:

Mittelschule West
Sanierung bzw. Erneuerung
der Unterverteilungen und NSHV

Bauort:
Abt.-Anselm-StralBe 12
82256 Firstenfeldbruck

Gewerke:
- Starkstromanlagen — KG 440

Bauherr:

Stadt Firstenfeldbruck
Hauptstr. 31

82256 Firstenfeldbruck

Architekt:

Planung:

Planungsbiiro Werner Graber
Planung von Elektroanlagen
Hauptstr. 42

94474 Vilshofen an der Donau
Tel.: (0 85 49) 35 52 22

E-Mail: planung@wernergraber.de

Pleinting, 26.08.2022
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Planung von Elektroanlagen

Elektroinstallation

Bestandsaufnahme

Im Projekt handelt es sich um eine Mittelschule. Im Gebaude befinden sich eine entsprechende
Anzahl an Klassenrdumen, Nebenrdgumen, verschiedene Funktionsrdume und die dazu erfor-
derlichen Sanitéarraume und Allgemeinrdume und eine Turnhalle.

Die vorhandene Niederspannungshauptverteilung im Elektroraum ist technisch auf dem aktuel-
len Stand. Die alte NSHV im Raum Lager Werken ist aus den 1960er Jahren und versorgt den
kompletten Bauteil 3. Samtliche Unterverteilungen in den Bauteilen 2, 4, 5 und 6 sind auf den
aktuellen Stand und muissen nicht verandert werden. Alle Unterverteilungen im Bauteil 3 sind
auch aus den 1960er Jahren und wurden auch schon entsprechend oft umgebaut oder ange-
passt. Aufgrund dessen sind die Verteiler in einem entsprechend desolaten Zustand. Die Siche-
rungen entsprechen nicht den aktuellen technischen Normen. In den Verteilern fehlen Abde-
ckungen, Verschraubungen oder weisen entsprechende Beschadigungen auf.

Bauwerk/Technische Anlagen — KG 400

Starkstromanlagen — KG 440
Niederspannungsschaltanlagen — KG 443

Die vorhandene Niederspannungshauptverteilung bleibt bestehen. Die NSHV muss einer tur-
nusmaBig erforderlichen Prlifung unterzogen werden.

Die Versorgung der Unterverteiler in den Bauteilen 2, 4, 5 und 6 erfolgt Uber bestehende Stei-
gleitungen von der NSHV sternférmig zu jeder Unterverteilung. Ausgehend von den Untervertei-
lungen werden die einzelnen Raume bzw. Gerate mit Strom versorgt.

Die Unterverteiler im Bauteil 3 wurden Uber die Etagen in Reihe an die alte NSHV angebunden.
Durch diese Reihenschaltung sind die Unterverteiler nicht korrekt abgesichert. Es kann nicht je-
de einzelne Unterverteilung separat abgeschalten werden und wenn die erste Unterverteilung
ausfallt, dann fallen die nachfolgenden Unterverteiler ebenso aus.

Aus diesen Grunden werden in der vorhandenen aktuellen NSHV zusétzliche Abgange fir jede
einzelne Unterverteilung geschaffen. Zudem wird zu jeder Unterverteilung ein neues Zulei-
tungskabel verlegt, damit jede separat versorgt wird. Die alte NSHV wird demontiert.

Seite 2
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Planung von Elektroanlagen

Die Unterverteiler in den Fluren sind aus Brandschutzgriinden mit Brandschutzabdeckungen
gesichert. Diese Brandschutzabdeckungen bleiben bestehen. Die neuen Unterverteilungen
werden auf die maximale GrdéBe, die unter den Brandschutzabdeckungen maéglich ist ausgelegt.
Zwei Unterverteilungen wurden in den letzten Jahren erneuert. In diesen fehlt der Uberspan-
nungsschutz, der entsprechend erganzt wird.

Eingesetzt werden Fehlerstromschutzschalter und Sicherungsautomaten geman dem erforderli-
chen technischen Stand.

Die Aufteilung der Stromkreise auf die Raume und Betriebsmittel besteht und kann nicht veran-
dert werden.

Es werden maximal sechs Stromkreise auf einen Fehlerstromschutzschalter zusammengefasst.

Innerer Blitzschutz (Uberspannungschutz)

Als innerer Blitzschutz ist die Gesamtheit aller MaBnahmen gegen die Auswirkungen transienter
Uberspannungen und Stérungen in Folge direkter oder indirekter Blitzeinwirkungen auf die Nie-
derspannungs-Anlage zu verstehen. Im TN-System bedeutet dies, dass die vorgesehenen Blitz-
und Uberspannungsschutz-Komponenten bei Eintreten einer transienten Uberspannung oder
eines Blitzeinschlages eine Erdverbindung in jedem aktiven Leiter herstellen und die nachge-
schalteten Verbraucher und Anlagen auf dasselbe Potential bringen. Schadigende Ausgleichs-
strdme werden somit sicher vermieden.

Seite 3
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Planungsbiiro Werner Graber
Planung von Elektroanlagen
Hauptstr. 42

94474 Vilshofen an der Donau

Stadt Firstenfeldbruck
Mittelschule West
Erneuerung NSHV und Verteiler

Kostenberechnung nach DIN 276

Datum: 28.08.2022

KG Beschreibung Einheit Menge Preis/Einheit Gesamtpreis

443 Niederspannungsschaltanlagen

4431 |Niederspannungshauptverteiler
Bestehende alte NSHV demontieren inkl. Entsorgung
aller Komponenten psch 1 1.000,00 € 1.000,00 €
Erweiterung der bestehenden NSHV:
Einbau von Sicherungslastschaltern oder Trenner als
Abgénge fir die Versorgung der einzelnen
Unterverteilungen im BT 3 psch 1 7.500,00 € 7.500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 1 1.200,00 € 1.200,00 €
Erstellen der Bestandspléne der neu erstellten
Abgénge psch 1 600,00 € 600,00 €
BT 3 Flur Nord UG
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 1 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdorigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stiick 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 1 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchflihren psch 1 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandspléne der neu erstellten UVT psch 1 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Sid UG
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 1 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdorigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stiick 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 1 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 1 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandspléne der neu erstellten UVT psch 1 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Anbau UG
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 1 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdorigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stiick 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 1 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchflihren psch 1 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandspléne der neu erstellten UVT psch 1 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Kiiche UG
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 1 800,00 € 800,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdorigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1 1.800,00 € 1.800,00 €

Kostenberechnung nach DIN276 Stadt Fiirstenfeldbruck Schule West.xls
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Planungsbiiro Werner Graber
Planung von Elektroanlagen
Hauptstr. 42

94474 Vilshofen an der Donau

Stadt Flrstenfeldbruck

Mittelschule West

Erneuerung NSHV und Verteiler

Kostenberechnung nach DIN 276

Datum: 28.08.2022

Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und

Schwachstromfeld Stuck 4.000,00 € 4.000,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen

Leitungsanlagen Stiick 800,00 € 800,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage

durchfiihren psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 500,00 € 500,00 €
BT 3 Hausmeister EG

Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller

Komponenten psch 300,00 € 300,00 €
Priifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit

der bestehenden Verkabelung psch 600,00 € 600,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und

Schwachstromfeld Stuck 1.500,00 € 1.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen

Leitungsanlagen Stiick 300,00 € 300,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage

durchfiihren psch 500,00 € 500,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 200,00 € 200,00 €
BT 3 Flur Nord EG

Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller

Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit

der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und

Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen

Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage

durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Siid EG

Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller

Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit

der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und

Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen

Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage

durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Anbau EG

Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller

Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit

der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und

Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen

Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage

durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Nord 1.0G

Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller

Komponenten psch 500,00 € 500,00 €

Kostenberechnung nach DIN276 Stadt Fiirstenfeldbruck Schule West.xls

Seite 23(1n 5




Planungsbiiro Werner Graber
Planung von Elektroanlagen

Stadt Flrstenfeldbruck

Mittelschule West

Kostenberechnung nach DIN 276

Hauptstr. 42 Erneuerung NSHV und Verteiler Datum: 28.08.2022

94474 Vilshofen an der Donau
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Sid 1.0G
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Anbau 1.0G
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Nord 2.0G
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Siid 2.0G
Bestehende UVT demontieren inkl. Entsorgung aller
Komponenten psch 500,00 € 500,00 €
Prifen der Kabel und ausmessen der Zugehdrigkeit
der bestehenden Verkabelung psch 1.000,00 € 1.000,00 €
Neue Unterverteilung inkl. allen Einbaueinheiten und
Schwachstromfeld Stuck 2.500,00 € 2.500,00 €
Verlangern und Anpassen der zu kurzen
Leitungsanlagen Stiick 500,00 € 500,00 €
VDE-Messungen der neu erstellten Elektroanlage
durchfiihren psch 700,00 € 700,00 €
Erstellen der Bestandsplane der neu erstellten UVT psch 400,00 € 400,00 €
BT 3 Flur Anbau 2.0G

Kostenberechnung nach DIN276 Stadt Fiirstenfeldbruck Schule West.xls
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Planung von Elektroanlagen Mittelschule West

Hauptstr. 42 Erneuerung NSHV und Verteiler Datum: 28.08.2022
94474 Vilshofen an der Donau

Montage eines Uberspannungsableiters in der
bestehende UVT psch 1 400,00 € 400,00 €
BT 3 Serverraum 2.0G

Montage eines Uberspannungsableiters in der

bestehende UVT psch 1 400,00 € 400,00 €
Summe brutto KG 443 85.000,00 €
KG Beschreibung Einheit| Menge | Preis/Einheit Gesamtpreis

444 Niederspannungsinstallationsanlagen
4441 |(Kabel und Leitungen

Installationskabel NYY bis 5x16mm2 Ifdm 975 35,00 € 34.125,00 €
Installationskabel NYM-J bis 5x1,5 mm? lfdm 600 5,00 € 3.000,00 €
Installationskabel NYM-J bis 7x2,5 mm? Ifdm 900 6,00 € 5.400,00 €

Installationskabel EIB-Y(St)Y bis 2x2x0,8 mm griin

KNX-Busleitung Ifdm 500 4,00 € 2.000,00 €
Installationskabel J-Y(St)Y bis 8x2x0,8 mm Ifdm 800 5,00 € 4.000,00 €
Installationsleitung Cat. 7 A Duplex Ifdm 900 6,00 € 5.400,00 €

4444 |Verlegesysteme

Leerrohre uP/Beton bis M 25 Ifdm 600 4,00 € 2.400,00 €
Leerrohre AP bis M32 PVC Ifdm 200 5,00 € 1.000,00 €
Kabeltrasse bis 300x60mm mit Ausleger und

Trennsteg Ifdm 20 75,00 € 1.500,00 €
Kabeltrasse bis 400x60mm mit Ausleger und

Trennsteg Ifdm 60 100,00 € 6.000,00 €
Leitungsfuhrungskanéale PVC bis 110x60mm Ifdm 60 30,00 € 1.800,00 €
Brandschutzkanal 70x110mm mit Formteilen und

Frontdeckel Ifdm 20 250,00 € 5.000,00 €
Kernbohrung Stiick 10 240,00 € 2.400,00 €
Durchbriiche Stiick 12 80,00 € 960,00 €

4445 |Brandschutz
Schottung der Wandéffnungen bis 0,02 m? Stuck 10 110,00 € 1.100,00 €

4445 |[Sonstige Arbeiten

Demontage von Kabel und Verlegesystemen psch 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Uberspannungsschutz in der NSHV Stck 1 1.500,00 € 1.500,00 €
VDE-Prifung und Messung der NSHV psch 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Sonstige Kabel prifen und ausmessen psch 1 3.000,00 € 3.000,00 €
Sonstige Dokumentationen und Bestandsunterlagen | psch 1 2.500,00 € 2.500,00 €
Sonstige Messungen und Abnahmen mit dem
Bauherrn psch 1 3.000,00 € 3.000,00 €
Summe brutto KG 444 91.085,00 €

Kostenberechnung nach DIN276 Stadt Fiirstenfeldbruck Schule West.xls Seite 43(@ 5



Planungsbiiro Werner Graber Stadt Firstenfeldbruck Kostenberechnung nach DIN 276
Planung von Elektroanlagen Mittelschule West

Hauptstr. 42 Erneuerung NSHV und Verteiler Datum: 28.08.2022
94474 Vilshofen an der Donau

KG Beschreibung Summe brutto

400 Bauwerk / Technische Anlagen

440 Starkstromanlagen 176.085,00 €]

Kostenberechnung nach DIN276 Stadt Fiirstenfeldbruck Schule West.xls Seite 53(2'_1 5
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Unstimmigkeiten sind mit dem zustandigen Bauleiter zu klaren.
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Samtliche MalRe und Mengen sind vor Ort eigenverantwortlich zu ermittelt und zu prifen.
Unstimmigkeiten sind mit dem zustandigen Bauleiter zu klaren.
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TOPO 6
STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3509/2025

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- |Reform der Grundsteuer,

antragsnr. Auswirkungen auf die Grundsteuererhebung in Furstenfeldbruck

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich

AZ: Erstelldatum 25.02.2025
Verfasser Eckert, Marcus Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 20 Finanzen & Immobilien | Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme 01.04.2025 O

Kenntnisnahme

Sachvortrag:

Die Vorstellung der Auswirkungen erfolgt anhand einer Prasentation.
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STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3524/2025

TOPO 7

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- |Reitstall Furstenfeld: Rickbau und Entsorgung
antragsnr.
TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich
AZ: Erstelldatum 13.03.2025
Verfasser Huber, Georg Zustandiges Amt Amt 2
Sachgebiet 24 Immobilienmanagement | Abzeichnung OB:

Abzeichnung 2./ 3. Bgm:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung 01.04.2025| O
Anlagen: 1) HFA 10.09.2024 — Beschlussauszug

2) LV mit Kostenschatzung

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlief3t:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt auf Basis der vorliegenden Kostenschét-
zung die Ausschreibung durchzuftihren und die Vergabe vorzubereiten.

Der Oberburgermeister oder dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter wird unter

Bezugnahme auf den Sachvortrag ermachtigt die nétigen Planungs- und Bau-

leistungen zu beauftragen.
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Referent/in Wollenberg, Prof.|Ja/Nein/Kenntnis Ja
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Klimarelevanz

Umweltauswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmittel stehen zur Verfiigung 60TE€
Aufwand/Ertrag It. Beschlussvorschlag 180 T€
Aufwand/Ertrag der Gesamtmal3nahme €

Folgekosten €
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Sachvortrag:

Der Haupt- und Finanzausschuss hat in der Sitzung vom 10.09.2024 beschlossen,
dass der Reitstall abgerissen werden soll.

Mittlerweile wurde seitens der Verwaltung veranlasst, dass der Reitstall und auch die
Einbauten in der Reithalle naher untersucht werden, um die Ausschreibung fur den
Ruckbau und die Entsorgung vorbereiten zu lassen. Diese liegt uns (einschl. der zu-
gehdorigen Kostenschatzung) mittlerweile vor (s. Anlage 2). Die reinen Rickbau- und
Entsorgungskosten liegen bei ca. 180 T€.

Zum Zeitpunkt der Haushaltsanmeldungen und Haushaltsberatungen ist man noch
davon ausgegangen, dass das Gebaude saniert wird. Hierfur sind im Haushalt 2025
Mittel i. H. v. 35 T€ geplant. Zudem waren fur 2024 noch 25 T€ fur die Entkernung
der Reithalle mit Reiterstiberl geplant.

Die Mehrkosten kénnen Uber das laufende Budget des SG 24 bzw. aus dem Amts-
budget 2 gedeckt werden.
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Auszug
aus der Niederschrift liber die
58. 6ffentliche und nichtoéffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
vom 10.09.2024

Vorsitzender, Oberbiirgermeister:

Herr Christian Goétz; '

Stadtratsmitglieder:

Frau Theresa Hannig; Herr Prof. Dr. Klaus Wollenberg;

Ausschussmitglieder:

Herr Markus Droth; Frau Karin GeiBler; Herr Philipp Heimerl; Herr Dr. Georg Jakobs;
Herr Andreas Lohde; Frau Gina Merkl; Herr Michael Piscitelli; Herr Georg Stockinger;
Herr Florian Weber,

Vertreter/in:

Herr Karl Danke; Herr Martin Kellerer; Frau Lisa Rubin; Herr Christian Stangl;

Beratungspunkt (6ffentlich):

| TOP 4 | Fiirstenfeld - Nachnutzung Reitanlage

Sachvortraqg:

Der Sachvortrag Nr. 3306/2024 vom 10.09.2024 dient dem Gremium als Diskussions-
grundlage.

Herr OB Goétz fasst die Vorschldge zusammen und erlautert, wie die Verwaltung auf
den vorliegenden Beschluss gekommen ist. Er informiert, dass aus Gesprachen mit
Herrn Blrgermeister Seidl aus Maisach eine andere Moglichkeit auf dem Gebiet in
Maisach fir das Tierschutzverein Brucker Land/Tierquartier entstehen kénnte. Zu die-
sem Thema kam jetzt noch der Sachantrag von den Freien Wahlern, der mitbehandelt
werden kann.

Fur Herrn 2. Bgm. Stangl ist neben dem finanziellen Vorteil, der Abriss des Reitstalles
kein Verlust. Eine parkartige Anlage mit Sitzbénken ist an dieser Stelle eine Bereiche-
rung, die an die historischen Begebenheiten anlehnt.

Herr StR Lohde spricht sich, auch im Namen seiner Fraktion, fur den Beschlussvor-
schlag aus. Hier bleibt nach den vorliegenden Sachverhalten, unter Beriicksichtigung
der Stellungnahme des Denkmalschutzes, nur der Riickbau und Abriss des Reitstalles.
Die Stadt hat schon bedeutend bessere Bauten zurlickgebaut und abgerissen. Mit dem
erneuten Prifauftrag der Fraktion hat man hier Kosten in Héhe von mindestens
400.000 € einsparen kénnen. Die Halle als Zwischennutzung fiir den Bauhof verursacht
Kosten in nicht geringer Héhe. Méglicherweise ist es kostengiinstiger 2 kleinere Hallen
zu erstellen, fur das Lagern von Wahlurnen und dem Truhenwagen wird die Dimension
dieser Reithalle nicht benétigt. Dies bittet er vor der Zwischennutzung durch die Verwal-
tung zu kléren. Dieses Uberschwemmungsgeféhrdete Feuchtgebiet halt Herr StR
Lohde fiir die historischen Exponate zudem fir nicht geeignet.

Seite 1 von 3
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Die Méglichkeit zu prufen, die Strale zu verlegen, sollte nicht ungenutzt bleiben. Dieses
beruht auf alten Planen, so kann der Platz vor dem Klostersttiberl noch effizienter ge-
nutzt werden. ‘

Beschluss:
Der Haupt- und Finanzausschuss beschlielt:

1. Der Reitstall soll abgerissen werden. Die Verwaltung wird beauftragt ein Konzept
fur die spatere Nutzung der Flache zu erarbeiten und den zusténdigen Gremien
zur Entscheidung vorzulegen.

Ja-Stimmen: 12
Nein-Stimmen:2

2. Die Reithalle wird als Lagergeb&ude fir stadtische Guter Instand gesetzt. Die
Verwaltung wird mit der Umsetzung der MaRnahme beauftragt.

Ja-Stimmen: 13
Nein-Stimmen:1

3. Die AuRRenanlage der Reitanlage soll 6kologisch aufgewertet werden und dadurch
einen Teil der bendtigten Ausgleichsflachen fiir die Bauhofverlagerung abde-
cken.

Ja-Stimmen: 14
Nein-Stimmen:0

4. Die im Sachantrag Nr. 170/2020-2026 der FW-Fraktion beantragte Nachfolgenut-
zung des Reitstallgebaudes fir die Vereinsarbeit
a) als Lagerraume
b) zusatzlich mit Sanitareinrichtungen
c) zusatzlich mit einem Aufenthaltsraum
wird aufgrund der hohen Sanierungs- und Umbaukosten, der stadtebaulichen
und auch denkmalrechtlichen Beurteilung nicht weiter untersucht.

Ja-Stimmen: 12
Nein-Stimmen:2

5. Die im Sachantrag Nr. 170/2020-2026 der FW-Fraktion beantragte flexible Nut-
zung von Teilen der Freiflachen kann aufgrund bau- und naturschutzrechtlicher
Belange nicht entsprochen werden und wird daher nicht weiter untersucht.

Ja-Stimmen: 12
Nein-Stimmen:2

Seite 2 von 3
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6. Der Sachantrag Nr. 170/2020-2026 ist damit abgeschlossen.

Ja-Stimmen: 12
Nein-Stimmen: 2 »
(Herr StR Danke ist bei der Abstimmung nicht mehr anwesend)

Fur die Richtigkeit des Auszuges:
FUrs/tenfe bruck, 05.11.2024

O bk
Silke Kruse ' - . gez. Christian Gétz
Schriftfithrerin _ - Oberburgermeister

47

Seite 3von 3




48



LV bepreist

Ancfage

Projekt

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

Komplettriickbau Altbestand

Bauherr

GroRe Kreisstadt Fiirstenfeldbruck
SG 24 - Immobilienmanagement
Hauptstrafle 31

82256 Fiirstenfeldbruck

Leistung (LV)

01
LV Riickbau und Entsorgung

Kostenaufstellung

- Gesamt, Netto: 152.400,00 EUR
- Gesamt, Brutto: 181.356,00 EUR

Seiten 0. Anlage(n)
Seiten: 14

LV-bepreist

13.02

49
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Inhaltsverzeichnis

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
Nr. Bezeichnung Seite
Deckblatt des Leistungsverzeichnisses 1
01 Titel Allgemeine Baustelleneinrichtung 3
02 Titel besondere B.E. Asbestsanierung 4
02.01 Untertitel besondere B.E. Asbestsanierung 4
03 Titel Schadstoffsanierung Gefahrstoffe 6
03.01 Untertitel Asbestsanierung 6
03.02 Untertitel Ausbau KMF 7
04 Titel weitere Demontage/Entkernung 8
04.01 Untertitel weitere Demontage/Entkernung 8
05 Titel Abbruchleistungen 9
06 Titel Freiflaichen 10
07 Titel Entsorgungsleistungen 11
08 Titel Stundenlohnarbeiten 13
Zusammenfassung der Gliederungspunkte 14
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Bepreistes LV Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
01 Titel Allgemeine Baustelleneinrichtung
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)

01 Titel Allgemeine Baustelleneinrichtung

01.1 Allgemeine Baustelleneinrichtung und -Raumung
1 Psch GP ... 12.000,00
01.2 Baustelleneinrichtung betreiben
12Wo  EP...... 200,00 GP....... 2.400,00
01.3 Bauzaun liefern und montieren
200 m == 900, GP..... 1.000,00
01.4 Bauzaun betreiben
2.400mWo EP........ 020 GP...... 480,00
01.5 Abbau und Abtransport Bauzaun
200 m? EP.ceeea 200 GP..... 400,00

Summe Titel 01

Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 3
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Bepreistes LV Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
02 Titel besondere B.E. Asbestsanierung
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)

02 Titel besondere B.E. Asbestsanierung

02.01 Untertitel besondere B.E. Asbestsanierung

02.01.1 Unterdruckfeste Abschottungen fiir Schwarzbereiche
150 m2  EP..cocoo..... 1200 Gp.. 1.800,00
02.01.2 Herstellen ebene weitestgehend unterdruckfeste Arbeitsfliche
35 m? ==X 1800 GP.............. 630,00
02.01.3 Liefern, Aufbau und Anschluss von Personalschleusen fiir Schwarzbereiche
18t =T 90000 GP ... 200,00
02.01.4 Betrieb von Personalschleusen fiir Schwarzbereiche
2StWo EP... 12000 GP.............. 240,00
02.01.5 Umsetzen von Personalschleuse fiir Schwarzbereiche
2 st =T 150,00 GP..... 300,00
02.01.6 Abbau und Abtransport von Personalschleusen fiir Schwarzbereiche
1St =T 150,00 GP.... 150,00
02.01.7 Liefern, Aufbau und Anschluss von Materialschleusen fiir Schwarzbereiche
1St EP..oooee.. 400,00 GP ... 400,00
02.01.8 Betrieb von Materialschleusen fiir Schwarzbereiche
2StWo EP..... 7000 GP ..o 140,00
02.01.9 Umsetzen Materialschleuse fiir Schwarzbereiche
2 st =T 150,00 GP................ 300,00
02.01.10 Abbau und Abtransport von Materialschleusen fiir Schwarzbereiche
18t =T 150,00 GP............... 150,00,
02.01.11 Liefern und Aufbau von Unterdruckhaltegerat und Differenzdruckmessgerit
1St =T 20000 Gp......... 200,00
02.01.12 Betrieb von Unterdruckhaltegerat und Unterdruckmessgerat
2StWo EP.... 150,00 GP........ 300,00
Ubertrag: ................. 5.110,00,
Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 4
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LV bepreist Reitstall Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
02 Titel besondere B.E. Asbestsanierung
02.01 Untertitel besondere B.E. Asbestsanierung
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
Ubertrag: ................. 9:110,00,
02.01.13 Abbau und Abtransport von Unterdruckhaltegerate und Differenzdruckmessgerite
1 st =X 20000~ GP........ 200,00
Summe Untertitel 02.01
besondere B.E. Asbestsanierung, Netto:  .......... 5.310,00 EUR
Summe Titel 02
besondere B.E. Asbestsanierung, Netto:  .......... 9.310,00 EUR
zzgl. MWSt. (19,0 %): oo, 1.008,90 EUR
Gesamtsumme, Brutto:  .......... 6.318,90 EUR
Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 5
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Bepreistes LV

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
03 Titel Schadstoffsanierung Gefahrstoffe
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
03 Titel Schadstoffsanierung Gefahrstoffe
03.01 Untertitel Asbestsanierung
Hinweis
03.01.1 Entfernen Mauersperrbahn mit umgebender Bausubstanz Reitstall
77m EPeveeees 80,00 Gp....... 6.160,00
03.01.2 Entfernen asbesthaltige Fugenmasse Stall
30m EPeveeees 30,00 GP......... 900,00
03.01.3 Entfernen asbesthaltiger Strukturputz an Betonstein, Einbau
50 m? EPveees 2200 GP.. 1:100,00
03.01.4 Entfernen Promabeststreifen
1 Psch GP o 390,00,
03.01.5 Riickbau Asbestzementdach Reitstall
380 m? EPvres 2200 GP.... 8.360,00
03.01.6 Demontage, Zerlegung asbesthaltige Nachtspeicheréfen
1 Psch GP o 700,00,
03.01.8 Grob- und Feinreinigung Schwarzbereiche
300m2  EP.e. 300 GP ... 900,00
03.01.9 Freimessung zur Aufhebung der SchutzmaBRnahmen
3 st EPveeeene. 450,00 GP..... 1:350,00

Summe Untertitel 03.01

Asbestsanierung, Netto:

Alle Einzelbetrage Netto in EUR
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Bepreistes LV

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

Ausbau KMF, Netto:

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
03 Titel Schadstoffsanierung Gefahrstoffe
03.02 Untertitel Ausbau KMF
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
03.02 Untertitel Ausbau KMF
Hinweis
03.02.1 Abbruch KMF-geddmmte Leichtbauwande Einbau OG
1 Psch GP oo, 750,00
03.02.2 Abbruch KMF-gedammter FuBbodenaufbau Einbau OG
55 m? EPveees 2000 GP.. 1:100,00.
03.02.3 Demontage KMF-Dammauflage Decken Reitstall und Reithalle
1 psch GP ... 4.000,00
Summe Untertitel 03.02
5.850,00 EUR

Summe Titel 03
Schadstoffsanierung Gefahrstoffe, Netto:

zzgl. MwsSt. (19,0 %):

Gesamtsumme, Brutto:

Alle Einzelbetrage Netto in EUR
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Bepreistes LV Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
04 Titel weitere Demontage/Entkernung
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
04 Titel weitere Demontage/Entkernung
04.01 Untertitel weitere Demontage/Entkernung
04.01.1 Demontage Pferdeboxen Reitstall
1 Psch GP o) 650,00,
04.01.2 Ausbau diverse Boden- und Wandbelage Reitstall
1 psch GP . 200,00
04.01.3 Demontage und Entsorgung Elektrotechnik
1 Psch GP oo 500,00,
04.01.4 HWL-EPS-Dammung, verputzt, von Beton entfernen, Reitstall auBen
36 m? EPvres 2500 GP ... 900,00
04.01.5 Ausbau NF-Bretter Decken- und Wandaufbauten Reitstall
360 m? EPverna 450 GP...o.... 1.620,00
04.01.6 Ausbau WC- und Wascheinrichtungen Reitstall
1 Psch GP oo 300,00,
04.01.7 Demontage sonstiger Objekte Reitstall und Reithalle
1 Psch GP oo 1.500,00.
04.01.8 Demontage, Separierung Tiiren, Fenster und Tore
1 Psch GP o) 850,00,
Summe Untertitel 04.01
weitere Demontage/Entkernung, Netto:  .......... 6.820,00 EUR
Summe Titel 04
weitere Demontage/Entkernung, Netto:  ......... 6.820,00 EUR
zzgl. MWSt. (19,0 %):  .oov.e.... 1.295,80 EUR
Gesamtsumme, Brutto:  .......... 8.115,80 EUR
Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 8
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Bepreistes LV

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
05 Titel Abbruchleistungen
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)

05 Titel Abbruchleistungen

05.1 Maschineller Abbruch Reitstall
1 Psch GP........... 15.000,00
05.2 Maschineller Abbruch Einbau Reithalle
1 Psch GP ... 6.500,00
Summe Titel 05
Abbruchleistungen, Netto:  ........ 21.500,00 EUR

Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 9

57



Bepreistes LV Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
06 Titel Freiflachen
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
06 Titel Freiflaichen
06.1 Ausbau Oberflachenbefestigungen
1 Psch GP o) 650,00,
06.2 Ausbau Asphaltflache
400 m? == 900 GP... 2.000,00
06.3 Riickbau unterflurige Leitungen/ Schéachte
1 Psch GP oo 1.:400,00
06.4 Liefern von Kiesmaterial zum Wiedereinbau
150 m3  EP........ 1500 GP....... 2.250,00
06.5 Einbau von Lieferkies
150 m3  EP............. 800, GP... 1.200,00
Summe Titel 06
Freiflichen, Netto:  .......... 7.500,00 EUR
Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 10
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Bepreistes LV

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
07 Titel Entsorgungsleistungen
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
07 Titel Entsorgungsleistungen
Vorbemerkungen Entsorgung
Bewertungsgrundlagen
07.1 Entsorgung asbesthaltiger Strukturputz Einbau
4t EP.ee. 1:50000 © Gp..... 6.000,00,
07.2 Entsorgung Bauschuttgemisch mit asbesthaltigen, bituminésen Bestandteilen
4t EP.ve..... 1:50000  Gp.... 6.000,00
07.3 Entsorgung Asbestzement
5,5t EP.oen 450,00 GP..... 2.475,00
07.4 Entsorgung Asbest libertage
1t = 830,00 GP ..o 850,00
07.5 Entsorgung KMF
8t = 450,00 GP ... 3.600,00
07.6 Entsorgung Porenbeton-Mauerwerk Reitstall
135t = 12000 GP.... 16.200,00
07.7 Entsorgung Asphalt
75t EPveeees 3000 Gp.... 2.250,00
07.8 Entsorgung Altholz A IV
35t =X 130,00 GP.... 4.550,00
07.9 Entsorgung Altholz A 1l + Alll
5t EP e, 80,00 GP...... 400,00
07.10 Entsorgung Baumischabfille
30t EPrree, 390,00 GP.. 10.500,00,
07.11 Entsorgung HWL-EPS-Sandwichplatten
3t = 350,00 GP... 1:050,00,
07.12 Entsorgung gipshaltige Abfille
2t = 170,00 GP ..o 340,00
Ubertrag: ............... 54.215,00,

Alle Einzelbetrage Netto in EUR

59

13.02.2025 - Seite 11



LV bepreist Reitstall Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
07 Titel Entsorgungsleistungen
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)
Ubertrag: ............... 94.215,00,
07.13 Entsorgung Beton RC-1 EBV
360 t EPorreeenn 1100 GP 3.960,00
07.14 Entsorgung Beton RC-2 EBV
10t EPveees 2000 GP.. 200,00
07.15 Entsorgung Beton RC-3 EBV
10t EP o) 4500 GP............] 450,00
07.16 Entsorgung Bauschutt RC-1 EBV
25t EPvres 2000 GP............ 500,00,
07.17 Entsorgung Bauschutt RC-2 EBV
10t EPeveeees 3900 GP........... 350,00
07.18 Entsorgung Bauschutt RC-3 EBV
10t EPveee) 4590 GP ..o 455,00
07.19 Entsorgung Bauschutt DK 0
10t EPveee) 4000 GP........o...! 400,00
07.20 Entsorgung Bauschutt DK |
10t EPoveres 80,00 GP....... 800,00
07.21 Entsorgung Bauschutt DK Il
10t EPrree, 150,00 GP..... 1:500,00,
07.22 Entsorgung Bauschutt DK 111
10t EPveeeene. 250,00 GP..... 2.500,00
Summe Titel 07
Entsorgungsleistungen, Netto:  ........ 65.330,00 EUR
Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 12
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Bepreistes LV Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
08 Titel Stundenlohnarbeiten
Nr. Leistungsbeschreibung Menge/ Einh. Preis (EP) Gesamt (GP)

08 Titel Stundenlohnarbeiten

08.1 Kettenbagger oder Mobilbagger, 30-40 t
5h EP.orreee. 12000 GP... 600,00,
08.2 Kettenbagger oder Mobilbagger, 20-30 t
5h == 12000 GP... 600,00,
08.3 Kettenbagger oder Mobilbagger, 13 - 20 t
5h == 10000 GP..... 500,00
08.4 Zulage Anbaugerat
5h ==X 7000 GP ... 390,00
08.5 Minibagger bis 5 t
5h ==X 7000 GP.... 350,00
08.6 Polier/-in/Werkpolier/-in
10 h ==X 4500 GP ...l 450,00
08.7 Bauvorarbeiter/-in
10 h ==X 4000 GP............. 400,00
08.8 Baufachwerker/-in
10 h ==X 3800 GP ... 380,00
08.9 Bauhelfer/-in
10 h ==X 36,00 GP ... 360,00
Summe Titel 08
Stundenlohnarbeiten, Netto:  .......... 3.990,00 EUR
Alle Einzelbetrage Netto in EUR 13.02.2025 - Seite 13
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LV-Zusammenfassung

Reitstall und Reithalle Am Engelsberg FFB

01 LV LV Riickbau und Entsorgung
Nr. Bezeichnung Seite Gesamt in EUR
01 Titel Allgemeine Baustelleneinrichtung 8 eeeeeeeees 16.280,00,
02 Titel besondere B.E. Asbestsanierung 4 5310’00
02.01 Untertitel besondere B.E. Asbestsanierung 4 e 2:310,00
03 Titel Schadstoffsanierung Gefahrstoffe 6 e 29:670,00
03.01 Untertitel Asbestsanierung 6 ereereeneen 1982000
03.02 Untertitel  Ausbau KMF 7 e 2:090,00,
04 Titel weitere Demontage/Entkernung 8 cerreennnnn. 0:820,00
04.01 Untertitel weitere Demontage/Entkernung - 682000
05 Titel Abbruchleistungen 9 cevereennnn 21,500,00
06 Titel Freiflichen 10 —r 1
07 Titel Entsorgungsleistungen 11 ceeeeeenn, 89:330,00
08 Titel Stundenlohnarbeiten 13 e 990,00

Gesamtsumme: LV 01 LV Rickbau und Entsorgung

Gesamtsumme, Netto:

Alle Einzelbetrage Netto in EUR
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TOPO 8
STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3526/2025

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
Betreff/Sach- | Sportanlagen Klosterstral3e: Erneuerung/Ausbau Flutlicht mit LED-
antragsnr. Umrdstung

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich

AZ: Erstelldatum 13.03.2025
Verfasser Huber, Georg Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 24 Immobilienmanagement | Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung 01.04.2025 O
[ Anlagen: | - Kostenschatzung vom 19.03.2025 |

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlief3t:

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt auf Basis der vorliegenden Kostenschat-
zung die Ausschreibung durchzuftihren und die Vergabe vorzubereiten.

2. Der Oberbirgermeister oder dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter wird

unter Bezugnahme auf den Sachvortrag ermachtigt die nétigen Planungs- und
Bauleistungen zu beauftragen.
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Referent/in Wollenberg, Prof.|Ja/Nein/Kenntnis Ja
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Referent/in Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Klimarelevanz hoch

Umweltauswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmittel stehen zur Verfiigung 200 TE€E €
Aufwand/Ertrag It. Beschlussvorschlag 200 TE€E €
Aufwand/Ertrag der Gesamtmal3nahme €

Folgekosten €
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Sachvortrag:

Die Beleuchtungen der Flutlichtanlagen auf den Sportplatzen in der Klosterstral3e
sind in die Jahre gekommen und missten immer wieder repariert werden. Zudem
werden der Nebenplatz und der Trainingsplatz beim SCF sowie der Bolzplatz ,Klos-
terstralle” jeweils nur von 2 Masten beleuchtet (s. n. Ubersichtplan).

Nr. 1: Nebenplatz

10 |
|
/ El E3E

4

Nr. 4: Bolzplatz ,Amperium

Platze im Planungsumgriff! , ‘ m

Die Ausleuchtung dieser Platze ist daher aul3ert durftig. Im Zuge der Erneuerung des
Flutlichtmastes Nr. 10 wurde von Frau Dr. Zierl angeregt, dass die Stadt die Beleuch-
tung der Platze auf LED-Technik umstellt. Die Verwaltung hat dies zum Anlass ge-
nommen und die Sportplatze an der Klosterstral3e naher untersuchen lassen.
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Das beauftrage Planungsbduiro teilt zwar grundsatzlich die Meinung, dass ein 1:1-
Austausch der Beleuchtung in Zukunft Energie einsparen und die Reparatur- und
somit auch die laufenden Kosten damit gesenkt werden kdnnen, jedoch bleiben die
Platze weiterhin schlecht ausgeleuchtet.

Das Buro empfiehlt daher, dass jeder Platz zukiinftig von 6 Masten aus beleuchtet
wird. Man hat dadurch die beste Ausstrahlung und den geringsten Schattenwurf. Zu-
dem kann die Leistung der einzelnen Leuchten gesenkt werden und auch die Mast-
hohe kann ggf. geringer ausgefihrt werden.

Die Planung schlagt daher folgendes vor:

1.

SCF — Nebenplatz (Nr. 1) und Trainingsplatz (Nr. 2)

Auf Hohe der Mittellinien sind insgesamt 3 Masten (Nr. 9-11) vorhanden. Mast Nr.
10 (wurde vor kurzem erneuert) beleuchtet beide Platze.

Als Erganzung sollen an den Platzecken noch je 1 Mast aufgestellt werden. Es
missten daher insgesamt 6 Masten erganzt werden. Die alten Masten Nr. 9 + 11
sollten zudem ersetzt werden.

Bolzplatz ,,KlosterstraBe‘ (Nr. 3)

Derzeit gibt es insgesamt 2 Masten auf dem Bolzplatz, welche jeweils hinter den
Toren angeordnet sind. Die Beleuchtung durch diese Anordnung ist noch unguns-
tiger, als eine Anordnung auf Hohe der Mittellinie. Der Platz soll zukiinftig auch mit
insgesamt 6 Masten (je 3 Stiick an den langen Platzseiten) beleuchtet werden. Die
Vorhandene beiden Masten sollen einschlief3lich Fundament zuriickgebaut wer-
den.

Bolzplatz ,,Amperium“ (Nr. 4) und Stockbahn (Nr. 5)

Die vorhandenen 8 Masten, von denen vor kurzem einer erneuert wurde, konnen
verbleiben. Es soll lediglich die alte Beleuchtung durch LED-Technik ersetzt wer-
den.

Die Kostenschatzung fur die vorgenannten Malinahmen setzt sich wie folgt zusam-

men:
1. Planung 10 T€
2. Ruckbau/Entsorgung alte Masten einschl. Beleuchtung 15 T€
3 Neue Masten einschl. LED-Beleuchtung 175 T€

Gesamtkosten 200 T€

Die Kosten kénnen uber das laufende Budget des SG 24 bzw. aus dem Amtsbudget
2 gedeckt werden.
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Anlage

Planungsbiro Werner Graber Erneuerung der Beleuchtung der Kostenschatzung nach PR EFe)) 8
Planung von Elektroanlagen Sportplatze KlosterstraBe
Hauptstr. 42 in Firstenfeldbruck Datum: 19.03.2025

94474 Vilshofen an der Donau

KG Beschreibung Einheit | Menge | Preis/Einheit Gesamtpreis
546 Starkstromanlagen
Mast verzinkt inkl. Traversen LPH 18 m Stck 14 4.400,00 € 61.600,00 €

Flachenstrahler fur Sportflachen inkl. elektronisches
Betriebsgerat, Bligel Montagesatz und

Uberspannungsschutz Stck 31 2.400,00 € 74.400,00 €
Installationskabel NYY-J 5x10 mm?2 Ifdm 700 18,00 € 12.600,00 €
Summe netto KG 546 148.600,00 €

KG Beschreibung Summe brutto

500 AuBenanlagen

540 Technische Anlagen in Aussenanlagen 148.600,00 €

Mehrwertsteuer (19 %) 28.234,00 €

Kostenschatzung Sportplatze KlosterstraBe FFB.xls Seite 169/1 1
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TOPO 9

STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3534/2025

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- | Luftreiniger an Schulen und Kindergéarten - weitere Nutzung
antragsnr.
TOP - Nr. 09 Vorlagenstatus offentlich
AZ: Erstelldatum 19.03.2025
Verfasser Huber, Georg Zustandiges Amt Amt 2
Sachgebiet 24 Immobilienmanagement | Abzeichnung OB:
Abzeichnung 2./ 3. Bgm:
Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme 01.04.2025| O

| Anlagen:

- keine

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den Bericht zu den Luftreinigern an Schulen
und Kindergarten zur Kenntnis.
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Referent/in Wollenberg, Prof.|Ja/Nein/Kenntnis Ja
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Klimarelevanz

Umweltauswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmittel stehen zur Verfigung

Aufwand/Ertrag It. Beschlussvorschlag

Aufwand/Ertrag der Gesamtmal3nahme

Folgekosten
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Sachvortrag:

In der Stadtratssitzung am 23.03.2021 wurde unter TOP 3 u. a. folgender Beschluss
gefasst:

2. Die Stadt beschafft fir Grundschulen, Mittelschulen und Kitas Raumluftreiniger
der Klasse F7/H14 in zwei Tranchen. Mit Schulleitung, Lehrkraften, Eltern und
Verwaltung werden die auszustattenden Klassenraume festgelegt.

Der Bedarf an den Schulen wurde mit 114 Stick ermittelt. Insgesamt lag der Bedarf
bei 119 Luftreinigern (einschl. Kitas und Rathaus), welche entsprechend besorgt und
an die Einrichtungen verteilt wurden.

Die Anschaffungskosten lagen bei 440 T€, wovon 208 T€ gefordert wurden. Die
Zweckbestimmungsfrist der Férderung lag bei 3 Jahren und ist Ende 2024 abgelau-
fen.

Mittlerweile steht bei allen Geraten die grof3e Wartung mit Austausch aller Filter an.
Das Angebot des Herstellers hierfir liegt bei 100 T€. Nachdem aber von einigen

Schulen der Wunsch geé&ufRert wurde, die Gerate aus Platzgriinden wieder aus den
Klassenrdumen zu entfernen, wurde der aktuelle Bedarf bei den Schulen abgefragt.

Die Abfrage liefert folgendes Ergebnis:

Schule Gerate angeschafft werden weiterhin werden nicht mehr
gesamt bendtigt bendtigt

GSPHW  18Stick 18 sk -

GS RH 27 Stuck - 27 Stuck

GS Mitte 27 Stuck 3 Stuck 24 Stuck

GS+MS Nord 42 Stiick 2 Stuck 40 Stick

MS West - - -

Gesamt  114Stick - 23stick  91Stick

Die Verwaltung wird demnachst die Wartung der 23 weiterhin bendtigten Luftreiniger
in Auftrag geben (Kosten ca. 20 T€).

Die Wartung der nicht mehr bendtigten 91 Geréate wird aufgrund der hohen War-
tungskosten erst durchgefihrt, wenn hierfir wieder Bedarf besteht.

Die gewlnschte Entfernung aus den Klassenzimmer kann nur erfolgen, wenn inner-
halb der jeweiligen Einrichtung geeignete (trockene) Lagerflachen gefunden werden.
Pro Gerat wird ca. 1 m2 Flache bendétigt. Nachdem die Geréte nicht Gbereinanderge-
stapelt werden kénnen, wird eine Gesamtflache von ca. 100 m? bendtigt, welche ak-
tuell seitens der Stadt nicht anderweitig verfiigbar ist.
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TOP O 10
STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3535/2025

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
Betreff/Sach- |RH Nebenstelle "Niebro" - Sanierung Gebaudehiille

antragsnr.

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich

AZ: Erstelldatum 19.03.2025
Verfasser Huber, Georg Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 24 Immobilienmanagement | Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status
1 Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 01.04.2025 O

2 Stadtrat Entscheidung 29.04.2025| O
| Anlagen: | - Kostenschatzung Sanierung thermische Hiille |

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschliel3t (Ziff. 1, 4) bzw. empfiehlt (Ziff. 2,3) dem
Stadtrat:

1. Die Sanierung der thermischen Gebaudehille mit Ausnahme der Dammung
der obersten Geschossdecke wird zurlickgestellt. (Kosten ca. 80 T€)
Die Verwaltung wird beauftragt auf Basis der vorliegenden Kostenschatzung
die Ausschreibung durchzufiuihren und die Vergabe vorzubereiten.
Die geplante PV-Anlage soll in 2025 umgesetzt werden.

ODER

2. Es sollen neben der Dammung der obersten Geschossdecke nur Fenster inkl.
Sonnenschutz erneuert werden. (Kosten ca. 1,25 Mio. €)
Die Verwaltung wird beauftragt auf Basis der vorliegenden Kostenschatzung
die Ausschreibung durchzufihren und die Vergabe vorzubereiten.
Die weiteren MalRnahmen zur Sanierung der thermischen Hiille werden zu-
rickgestellt.
Die geplante PV-Anlage soll in 2026 gemeinsam mit den vorgenannten Malf3-
nahmen installiert werden.
Alternativ wird in 2025 die PV-Anlage auf dem Dach der GS Mitte errichtet.
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ODER

Die thermische Hulle soll auf Basis der vorgelegten Kostenschatzung komplett
saniert werden. (Kosten ca. 2,25 Mio. €)

Die Verwaltung wird beauftragt auf dieser Basis die Ausschreibung durchzufiih-
ren und die Vergabe vorzubereiten.

Die geplante PV-Anlage soll in 2026 gemeinsam mit den vorgenannten Mal3-
nahmen installiert werden.

Alternativ wird in 2025 die PV-Anlage auf dem Dach der GS Mitte errichtet.

UND

Die WC-Anlagen sollen saniert werden. (Kosten ca. 250 T€)

Die Verwaltung wird beauftragt auf Basis der vorliegenden Kostenschatzung
die Ausschreibung durchzufiihren und die Vergabe vorzubereiten.

UND

Der Oberburgermeister oder dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter wird

unter Bezugnahme auf den Sachvortrag ermachtigt die nétigen Planungs- und
Bauleistungen zu beauftragen.
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Referent/in Wollenberg, Prof.|Ja/Nein/Kenntnis Ja
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis
Referent/in Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis
Beirat Ja/Nein/Kenntnis

Klimarelevanz

hoch

Umweltauswirkungen

Finanzielle Auswirkungen

Haushaltsmittel stehen zur Verfigung €
Aufwand/Ertrag It. Beschlussvorschlag €
Aufwand/Ertrag der Gesamtmal3nahme €
Folgekosten €
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Sachvortrag:

Das Grundstuck, auf dem seit 2015 die Rathausnebenstelle ,Niebro* untergebracht
ist, befindet sich am Rand der historischen Altstadt Furstenfeldbrucks, 6stlich der
Hauptstral3e. Es liegt innerhalb der Erweiterung des Sanierungsgebiets Innenstadt.

Im dreigeschossigen, teilunterkellerten ehem. Schulgebaude am Niederbronnerweg
haben mittlerweile fast 80 Mitarbeiter des Rathauses ihren Arbeitsplatz. Zudem be-
finden sich im Gebaude mehrere Besprechungsraume und ein grol3er Mehrzweck-

raum (ehem. Turnhalle im KG), die gut genutzt werden.

Im ndrdlich anschlieBenden, 2-geschossigen, unterkellerten Anbau befindet sich im
OG eine Mitarbeiterwohnung. Das EG wird zusammen mit dem angrenzenden ein-
geschossigen Anbau von der Kinderhilfe FFB als heilpddagogische Tageseinrichtung
mit zwei Gruppen fur insgesamt 18 Kinder genutzt. Im KG befindet sich die Hei-
zungsanlage fir den gesamten Gebaudekomplex. Die Heizung ist an das Fernwar-
menetz der Stadtwerke angeschlossen.

Bis vor wenigen Jahren galt es als gesetzt, dass der gesamte Gebaudekomplex ab-
gerissen wird und das Grundstick in Verbindung mit weiteren benachbarten Flachen
als Wohngebiet ,Marktplatz Ost* entwickelt wird. Die stadtebauliche Weiterentwick-
lung der Planung hat gezeigt, dass sich das ehem. Schulgebaude (jetzige Rathaus-
nebenstelle ,Niebro®) sehr gut einfligt und der restlichen Bebauung auf dem Areal
nicht entgegensteht. Es missten lediglich die nordlichen Anbauten dem Projekt wei-
chen.

Der angedachte Erweiterungsbau am Rathaus ist aufgrund der finanziellen Lage und
der anstehenden grof3en Projekte der Stadt wie die Bauhofverlagerung in weite Fer-
ne gerickt. Derzeit ist daher davon auszugehen, dass das Gebaude noch viele Jahre
als Rathausnebenstelle genutzt wird.

Die Verwaltung hat im Zuge der Planung der PV-Anlage auch die Untersuchung der
thermischen Gebaudehiille in Auftrag gegeben, um ggf. Synergieeffekte, wie das in
beiden Fallen bendtigte Gerist, nutzen zu kdnnen. Zudem wurden die WC-Anlagen
(ehem. Schiler-WCs) Uberplant.

Gebaudebeschreibung:

Dach

Bis auf die Nordwest-Seite wurden alle Dachflachen vor ein paar Jahren komplett
saniert. Die fehlende Dachflache muss vor der Installation der PV-Anlage noch sa-
niert werden.

Oberste Geschossdecke

Diese wurde vor mehreren Jahren geddmmt. Teilbereiche der Dammung mussten
aber aufgrund der Undichtigkeiten des Daches und der alten Heizleitungen flir das 2.
OG, die teilweise tUber der Decke geflihrt wurden, entsorgt werden. Die vorhandene
Dammestarke entspricht nicht mehr dem heutigen Standard. Die DAmmung der obers-
ten Geschossdecke ist bereits seit Jahren verpflichtend und muss daher in jedem
Fall erneuert werden.
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Fenster

Die vorhandenen Holzfenster sind vermutlich beim letzten gréf3eren Um-/Neubau am
Gebaude im Jahre 1965 eingebaut worden. Sie wurden vor einigen Jahren soweit
wie moglich repariert. Da es aber keine Ersatzteile mehr gibt, konnten nicht alle
Fenster Uberarbeitet werden. Einige lassen sich daher nicht mehr 6ffnen.

AuRenwande
Das Gebaude verfugt Uber massive, gemauerte, ungedammte AulRenwéande.

WC-Anlagen
Die ehem. Schiler-WCs im EG und 1. OG wurden vor dem Einzug der Stadtverwal-

tung mit geringen Mitteln dem neuen Bedarf angepasst, da man in 2015 noch von
einer Restnutzung von max. 3 Jahren ausging. Die Raume sind fur die heutigen Be-
durfnisse viel zu grol3. Die WCs konnten verkleinert werden und der gewonnene
Platz fir zusatzliche Biro- oder Lagerflachen genutzt werden. Dartber hinaus gibt es
immer wieder Probleme mit den alten Steigstrdngen (Undichtigkeiten, Verstopfungen
etc.) der Sanitarbereiche.

Im KG ist im Bereich der SanitarrAume der Einbau von Umkleiden fur Radfahrer ge-
plant, um das Motto ,Mit dem Rad zur Arbeit“ zu unterstiitzen und den Umstieg vom
Auto aufs Fahrrad attraktiver zu machen.

Im Haushalt sind fur 2025 Mittel i. H. v. 50 T€ eingeplant.

Heizung
Die vorhandene Heizung verfugt Uber einen Fernwdrmeanschluss. Nachdem sich die

Heizungsanlage im nérdlichen Anbau befindet, welcher nach aktuellen Planungen
abgerissen wird, muss das Gebaude spater neu versorgt werden.

Das kénnte auch tber ein warmepumpenbetriebenes Nahwarmenetz zur Versorgung
des gesamten Projekts ,Marktplatz-Ost” realisiert werden.

Das Leitungssystem der Heizung im 2. OG wurde im Zuge des Ausbaus vor zwei
Jahren komplett erneuert. Die darunterliegenden Geschosse haben noch alte Leitun-
gen.

Momentan besteht weder bei der Heizungsanlage noch bei der Heizwarmeverteilung
aus Sicht der Verwaltung Handlungsbedarf.

Sanierung:
Das Planungsbtiro hat in Verbindung mit dem beauftragten Energieberater die Kos-
ten fur die einzelnen Malinahmen an der Geb&udehulle ermittelt (s. Anlage). Zudem

wurden die Kosten fir die Sanierung der WC-Anlagen ermittelt.

Die Kostenschétzung setzt sich wie folgt zusammen:

1. Planung 120 T€

2. Sanierung thermische Hiille (abzgl. Dachsanierung NW-Seite) 2120 T€
Anteil Fenster + Sonnenschutz 1.100 T€
Anteil Dammung oberste Geschol3decke 80 T€
Anteil WDVS + restl. Dammarbeiten 490 T€
Anteil Risikozuschlag von 20% 400 T€

3. Sanierung WC-Anlage 250 T€
Gesamtkosten 2,5 Mio. €

77



Seite 6

Sofern die Sanierung der thermischen Hiuille seitens der Verwaltung weiterverfolgt
werden soll, wird empfohlen, dass die Errichtung der geplanten PV-Anlage entspre-
chend verschoben wird. Alternativ kdnnte dieses Jahr die PV-Anlage auf der GS Mit-
te mit ca. 100 kWp und einem geschatzten Gesamtvolumen i. H. v. ca. 180 T€ um-
gesetzt werden.

Die vorgenannten Sanierungsmaf3nahmen kénnen grundsatzlich auch einzeln
durchgefthrt werden.
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Anlage

Sanierung thermische Hiille STA'\EI;NCBI_'ﬁ RN 10
Niederbronnerweg 3, 82256 Furstenfeldbruck
Kostenschatzu ng thermische Hiille, Niederbronnerweg 3, FFB (50.1)
Leistungsverzeichnisse (LV)
- Gesamt, Netto: 1.980.519,46 EUR
- zzgl. MwSt: 376.298,71 EUR
- Gesamt, Brutto: 2.356.818.,17 EUR
Nr./ OZ Bezeichnung Gesamt EUR
301 Geriistbauarbeiten 52.680,31
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 62.689,57
01 Titel - GerUst 49.921,51
02 Titel - Stundenlohnarbeiten 2.758,80
302 Dachsanierungsarbeiten - Nord-West-Dach 95.212,18
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 113.302,49
01 Titel - Baustelleneinrichtung 11.228,88
02 Titel - Abbrucharbeiten 11.557,17
03 Titel - Zimmererarbeiten 10.300,00
04 Titel - Dachdeckerarbeiten 49.017,70
05 Titel - Spenglerarbeiten 8.920,83
06 Titel - Stundenlohnarbeiten 4.187,60
303 Fensterbauarbeiten Holz-Alu 804.900,50
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 957.831,60
304 Sonnenschutzarbeiten 123.112,00
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 146.503,28
305 WDVS-Arbeiten, Mineralwolle 362.433,20
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 431.295,51
01 Titel - WDVS 330.113,20
02 Titel - Beschichtungen 28.920,00
03 Titel - Regiearbeiten 3.400,00
306 Innendammng KG, Teilflaichen 34.100,00
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 40.579,00
307 Dammung Dachterrasse 14.864,50
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 17.688,76
308 Dammung oberste Geschossdecke 64.445,00
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 76.689,55
309 Sicherheitszuschlag 20% 330.086,58
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 392.803,03
700 Baunebenkosten 98.685,19
Gesamt (zzgl. MwSt. 19,0%), Brutto: 117.435,38
Gesamtsumme: thermische Hiille, Niederbronnerweg 3, FFB
Gesamt, Netto: 1.980.519,46 EUR
zzgl. MwSt: 376.298,71 EUR
Gesamt, Brutto: 2.356.818.,17 EUR
Steinbrecher Architekten GmbH
Abt-Thoma-Stralte 3
82256 Furstenfeldbruck
T +49 (0) 8141-354810

Alle Einzelbetrage Netto in EUR 19.03.2025 - Seite 1
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TOP O 11
STADTVERWALTUNG FURSTENFELDBRUCK

Beschlussvorlage Nr. 3061/2023/1

65. 6ffentliche und nicht6ffentliche Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Betreff/Sach- |SA-Nr. 139 - Antrag auf Erhebung einer 6rtlichen Verbrauchssteuer auf
antragsnr. Einweg-Takeaway-Verpackungen

TOP - Nr. Vorlagenstatus oOffentlich

AZ: Erstelldatum 25.08.2023
Verfasser Eckert, Marcus Zustandiges Amt Amt 2

Sachgebiet 20 Finanzen & Immobilien | Abzeichnung OB:

Beratungsfolge Zustandigkeit Datum O-Status

1 Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung/ Ent- 01.04.2025 O
scheidung

Anlagen: 1) SA-Nr. 139

2) Pressemitteilung Nr. 40_2023 _ BVerwG

3) Satzung der Universitatsstadt Tibingen Uber die

Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung)
4) Urteil vom 24.05.2023 -

BVerwG 9 CN 1.22

5) Info-Broschiire der Stadt Tubingen zur Verpackungssteuer

6) Auslegungshinweise der Stadt Tubingen

7) Informationsblatt der Stadt Tubingen

8) Kurzzusammenfassung Studie

9) Pressemitteilung BVerfG Nr. 6/2025 vom 22. Januar 2025

10) Rundschreiben des Bayer. Stadtetags Nr. 049/2025 - Informatio-
nen zur kommunalen Verpackungssteuer mit 2 Anlagen

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss beschliel3t:

Die Verwaltung wird mit der vertieften Prifung der Einfihrung einer kommunalen
Verpackungssteuer (Zieldatum 01.01.2027) beauftragt.
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Sachvortrag:

Mit SA-Nr. 139 v. 23.06.2023 beantragt die SR-Fraktion Bundnis 90 / Die Grunen die
Einfuhrung einer ortlichen Verbrauchssteuer auf Einweg-Takeaway-Verpackungen
(,Kommunale Verpackungssteuer®) nach Tubinger Vorbild.

Auch Antrage von Burgerinnen sind hierzu bereits eingegangen.

Zum Zeitpunkt der Erstbehandlung lag weder die Urteilsbegriindung des Bundesver-
waltungsgerichts noch weitergehende Handlungsempfehlungen der kommunalen
Verbande vor.

Das Urteil des BVerwG 9 CN 1.22 vom 24. Mai 2023 wurde am 09.08.2023 veréffent-
licht, s. Anlage. Diesem ist zu entnehmen:

11

1. Die vom Verwaltungsgerichtshof gepruften Vorschriften der Verpackungssteuer-
satzung erweisen sich mit nur einer Ausnahme als rechtmalfiig. Bei der Verpa-
ckungssteuer in der vorliegenden Ausgestaltung handelt es sich um eine 6rtliche
Verbrauchsteuer, die von der Gesetzgebungskompetenz aus Art. 105 Abs. 2a Satz 1
GG gedeckt ist (a). Die Kompetenzaustibungsschranke der Widerspruchsfreiheit der
Rechtsordnung steht dem zumindest beim gegenwartigen Stand des Abfallrechts
nicht entgegen (b). Die vom Normenkontrollgericht zutreffend festgestellte Rechts-
widrigkeit des 8 4 Abs. 2 VStS zur Obergrenze der Besteuerung lasst die Wirksam-
keit der Satzung im Ubrigen unberihrt (c).

12

a) Die Antragsgegnerin war fur den Erlass der angegriffenen Satzung zustandig, weil
die Verpackungssteuer eine ortliche Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a
Satz 1 GG ist, die nach § 9 Abs. 4 KAG BW von den Gemeinden erhoben werden
kann.

24

b) Die Verpackungssteuer steht nicht im Widerspruch zum Abfallrecht des Bundes.
Unter Zugrundelegung des vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Maf3stabs
der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung (aa) lasst sich zumindest bei der ge-
genwartigen Ausgestaltung des Abfallrechts ein solcher Widerspruch nicht feststellen
(bb).

47

c) Mit dem Verwaltungsgerichtshof geht der Senat davon aus, dass § 4 Abs. 2 VStS
gegen héherrangiges Recht versto3t (aa). Von der Unwirksamkeit dieser Norm blei-
ben allerdings die Gbrigen Satzungsbestimmungen unberthrt (bb).

48

aa) Gemal § 4 Abs. 2 VStS wird der Steuersatz pro Einzelmahlzeit auf maximal 1,50
€ begrenzt. Die Vorschrift beschrankt den Anwendungsbereich des § 4 Abs. 1 VStS,
der fur jede einzelne Lebensmittelverpackung, jedes Einweggeschirrteil und jedes
Einwegbesteck(-set) einen gesonderten Steuersatz von 0,50 € bzw. 0,20 € festlegt.
Die in Absatz 2 enthaltene Deckelung des flr eine Mahlzeit anfallenden Gesamtbe-
trags der Verpackungssteuer wurde, wie sich aus den Satzungsunterlagen ergibt,
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erst nachtraglich auf Vorschlag einer Stadtratsfraktion zur Abfederung sozialer Har-
ten in den Satzungsentwurf aufgenommen. Die damit beabsichtigte Festlegung einer
Obergrenze der steuerlichen Belastung, die auch gleichheitsrechtliche Fragen auf-
wirft, durfte jedenfalls nicht anhand der Bemessungsgrundlage einer "Einzelmahlzeit”
erfolgen. Dieser in der Satzung nicht weiter erlauterte Terminus ist nicht hinreichend
bestimmt. (...)

51

(...) Die von der Antragstellerin zu Recht geltend gemachte Rechtswidrigkeit des § 8
VStS fuhrt nur zur Teilunwirksamkeit der Satzung (a). Die Ubrigen Riigen gegen die
Satzung greifen nicht durch (b und c).

52
a) Das behordliche Betretungsrecht gemaf? § 8 VStS erweist sich als rechtswidrig,
weil es nicht auf die Ublichen Betriebs- und Geschaftszeiten beschréankt ist. (...)

55

b) Die Hohe der Steuer gibt keinen Anlass zu Bedenken. Sie betragt nach § 4 Abs. 1
VStS fur jede Einweggetrankeverpackung und jede Einweglebensmittelverpackung
0,50 €, fiir jedes Einwegbesteck(-set) 0,20 €. Auch unter Berticksichtigung des Weg-
falls der Obergrenze des 8§ 4 Abs. 2 VStS ist diese Steuerhdhe nicht zu beanstanden.

Unabhangig von der Zulassigkeit der Verpackungsteuersatzung zeigt sich jedoch
schon aus den von der Stadt Tubingen veréffentlichten Broschiren, Infoblatter und
Auslegungshinweisen, dass die Verpackungsteuer birokratisch nicht ganz einfach
handhabbar wird. Ob sich daraus evtl. erneut Anknipfungspunkte fir Klagen gegen
die Satzung — dann wegen Verstol3es gegen den Grundsatz der Gleichmaligkeit der
Besteuerung, der gebietet, dass Steuergesetze gleichmallig angewendet und durch-
gesetzt und somit alle Steuerpflichtigen gleich behandelt werden — ergeben wird sich
zeigen.

Auch bestehen noch keine Erfahrungen in der tatsachlichen Erhebung der Steuer,
die Stadt Tubingen hatte die Festsetzung bis zur Entscheidung des BVerwG ausge-
setzt.

Die Einfuhrung einer Steuer auf Verpackungen von Takeaway-Essen und -
Getranken im Januar 2022 hat die Mullmenge in den stadtischen Abfalleimern von
Tlbingen, gemessen am Gewicht, nicht reduziert. (...) Das Angebot an Mehrweg-
Verpackungen wurde durch die Steuer aber stark stimuliert, was Tubingen weiterhin
zur Stadt in Deutschland mit den meisten Restaurants und Cafés pro Kopf macht, die
Essen und Getranke in Mehrwegschalen und -bechern anbieten.

Zu diesen Ergebnissen kommt Stefan Moderau in seiner Doktorarbeit am Lehrstuhl
fur International Business Taxation der Universitat Tubingen.

Moderau, S. (2023). Taxing Away the Takeout Trash? Evidence from a Local Packa-
ging Tax in Germany. Arbeitspapier (engl.) unter Link, Kurzzusammenfassung s. An-
lage.

Wie am 08.09.2023 bekannt wurde hat die Betreiberin einer McDonald's-Filiale Ver-
fassungsbeschwerde gegen die Tubinger Verpackungssteuer eingelegt.
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Diese wurde vom Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 27. November 2024
— Az. 1 BVR 1726/23 — zurtickgewiesen und dartber per Pressemitteilung vom
22.01.2025 informiert, s. Anlage.

Im Informationsbrief 01/02-2025 teilt der Bayer. Stadtetag seine Bewertung mit:
,Der Bayerische Stadtetag begriilit diese Entscheidung, die auf die bayerische
Rechtslage Ubertragbar ist. Die Stadte kbnnen nun in eigener Verantwortung unter
Bertcksichtigung der Ausfiihrungen des BVerfG, des bestehenden abfallrechtlichen
Rahmens, der Erfahrungswerte in anderen Kommunen und der Gegebenheiten vor
Ort abwégen, ob sie eine kommunale Verpackungssteuer einfihren wollen. Dabei
geht der vorsorgliche Appell an den Landtag und die Staatsregierung, sich anders als
im Fall der Ubernachtungssteuer, welche etwa die Landeshauptstadt Miinchen nach
der im Jahr 2022 hierzu ergangenen Entscheidung des BVerfG erheben wollte, mit
einem erneuten Eingriff in die kommunale Finanzhoheit durch ein weiteres Abgaben-
erhebungsverbot im KAG oder eine Versagung der nach KAG erforderlichen Ge-
nehmigung zuriickzuhalten. Um lokal unterschiedlich ausgestaltete Abgaben zu ver-
meiden und mit Blick darauf, dass viele Unternehmen, die Einweggeschirr nutzen,
Uberregional tétig sind, kénnte auch eine bundesrechtliche Regelung zur Erhebung
der Verpackungssteuer zweckmafig sein. Der Deutsche Stadtetag hat bereits ange-
kiindigt, hierfiir bei der neuen Bundesregierung werben zu wollen.*

Seitens des Innenministeriums gibt es aktuell noch keine belastbare Aussage zur fur
die erstmalige Einfuhrung einer ortlichen Verpackungssteuer in Bayern nach Art. 2
Abs. 3 KAG erforderlichen Genehmigung. (Rundschreiben des Bayer. Stadtetags Nr.
049/2025 - Informationen zur kommunalen Verpackungssteuer vom 05.03.2025).
Dort sind auch weitere Informationen zu finden, s. Anlage.

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) informiert gemeinsam mit der Stadt Tubingen bei
der zweiten digitalen Kommunalwerkstatt ,Kommunale Verpackungssteuern®am 27.
Méarz 2025: Unter anderem wird es um die Lenkungswirkung zu weniger Einweg-
Mull, den administrativen Aufwand, die Hohe der Einnahmen, die Erhebung und die
Prufung der Steuer gehen. Zudem wird erlautert, wie Tubingen die Gastronomie fur
eine erfolgreiche Umsetzung der Steuer friihzeitig einbezogen und durch Mehrweg-
programme gefordert hat.

Bei Interesse kénnen auch Sie sich anmelden:
https://www.duh.de/informieren/natur-und-umwelt-vor-
ort/unserekommunalwerkstatt/kommunalwerkstatt-verpackungssteuer/
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Termin bis/am: e
Stadt Fiirstenfeldbruck

Herrn Oberbiirgermeister Christian Gotz

Antrag auf Erhebung einer ortlichen Verbrauchssteuer auf Einweg-Takeaway-
Verpackungen

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister Gotz,

im Namen der Stadtratsfraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN stellen wir folgenden
Antrag:

Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, die Einfiihrung einer Verpackungssteuer
nach dem Vorbild Tubingens zu prifen und den zustandigen Gremien zur
Entscheidung vorzulegen.

Begriindung:

Seit Jahren steigt die Menge an Verpackungsmull kontinuierlich an. Allein in
Deutschland werden jahrlich 5,8 Milliarden Einweg-Getréankebecher und 4,3
Milliarden Einweg-Essensboxen verbraucht. Die damit einhergehenden Umwelt- und
Klimabelastungen sowie tibervolle Milleimer machen immer mehr Kommunen
Sorgen. Auch in Firstenfeldbruck wurde bereits im Haupt- und Finanzausschuss
vom 18.04.2023 tiber die Themen Nachhaltigkeit und Mullvermeidung diskutiert und
in erster Linie auf ganzheitliche Konzepte und Strategien in der Zukunft verwiesen.
Gleichzeitig steigen die Entsorgungskosten fur volle Mulleimer in der Grolen
Kreisstadt kontinuierlich an.

Mit dem richtungsweisenden Urteil des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig vom
24.5.2023 ist nun aber klar; Stadte und Gemeinden dirfen eine értliche
Verbrauchssteuer auf Einweg-Takeaway-Verpackungen erheben. Mit dieser
besonders wirksamen MalRnahme kénnen sie Mehrweg gezielt férdern und so zu
sauberen Stadten und Gemeinden sowie Klima- und Ressourcenschutz beitragen.
Dies stellt die bereits seit dem 1. Januar 2022 in Tubingen geltende
Verpackungssteuer eindriicklich unter Beweis. Bundesweite MaRnahmen wie die seit
dem 3. Juli 2021 geltende Einwegkunststoffverbotsverordnung sowie die seit dem 1.
Januar 2023 geltende Mehrwegangebotspflicht haben bisher nicht zu spurbaren
Erfolgen bei der Mullvermeidung bzw. dem Einweg-Mull gefuhrt.

Eine ortliche Verbrauchssteuer auf Takeaway-Verpackungen setzt hingegen direkte

finanzielle Anreize bei der Gastronomie sowie bei den Biirgerinnen und Burgern,
abfallarme und umweltfreundliche Mehrwegalternativen zu nutzen. Dass dieser Weg
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funktioniert, zeigt die Stadt Tubingen mit ihrer'Verbrauchssteuer: weniger Ml auf
den StraRen und eine rege Nutzung angebotener Mehrwegalternativen.

Deshalb beantragen wir hiermit die Einfuhrung einer ortlichen Verbrauchssteuer auf
die Ausgabe von Speisen und Getranken in Elnwegverpackungen in
Furstenfeldbruck.

Gez. Gina Merkl, Jan Halbauer
Fraktionsvorsitzende GRUNE Stadtratsfraktion

Thomas Brickner, Referent fir Umwelt und Nachhaltigkeit
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Satzung der Universitdtsstadt Tiibingen
iiber die Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung)

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO) in Verbindung mit §§ 2 und
9 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes fiir Baden-Wiirttemberg (KAG) jeweils in der derzeitig glltigen
Fassung hat der Gemeinderat der Universitatsstadt Tiibingen am XX.XX.2019 folgende Satzung be-
schlossen:

§1

Steuererhebung, Steuergegenstand

(1) Die Universitétsstadt Tuibingen erhebt nach Malgabe der folgenden Vorschriften auf nicht wiederver-
wendbare Verpackungen und nicht wiederverwendbares Geschirr, sowie auf nicht wiederverwendbares
Besteck, eine Steuer, sofem Speisen und Getranke darin bzw. damit verzehrfertig fiir den unmittelbaren
Verzehr verkauft werden (z. B. warme Speisen und Getrénke, Eis von der Eisdiele, Salat mit Verpackung,
Sauce und Besteck, Getréanke ,to go“).

(2) Nicht wiederverwendbar im Sinne von Abs. 1 sind Einwegverpackungen wie Einwegdosen, -flaschen, -
becher und sonstige Einwegbehiltnisse, Einweggeschirr und —besteck.

§2

Steuerschuldner

Zur Entrichtung der Steuer ist der/die Endverkaufer/in von Speisen und Getranken nach § 1 verpflichtet.

§ 3 Steuerbefreiung

Von der Verpackungssteuer sind die Steuergegenstande befreit, die

1. vom Steuerschuldner vollstandig am Ort der Abgabe zurtickgenommen und einer stofflichen Verwertung
auRerhalb der 6ffentlichen Abfallentsorgung zugefiihrt werden. Die Riicknahme und stoffliche Verwertung
sind von dem/der Steuerpflichtigen auf Verlangen nachzuweisen;

2. im Rahmen von Mérkten, Festen und sonstigen zeitlich befristeten Veranstaltungen verwendet werden,
sofern der/die Endverkaufer/in insgesamt an nicht mehr als zehn Tagen im Jahr Speisen und Getrdnke im
Rahmen solcher Veranstaltungen im Satzungsgebiet verkauft;

3. einer Pfandpflicht unterliegen;

4. auf dem Betriebsgeldnde einer medizinischen Einrichtung (z. B. Krankenhauser), einer sozialen Einrichtung
(z. B. Kindergdrten, Seniorenheime) oder einer Bildungseinrichtung (z. B. Schule, Hochschule) von deren Tréger
oder einer von dieser beauftragten Person abgegeben werden, wenn die Einwegverpackungen/Einwegge-
schirr bzw. -besteck aus hygienerechtlichen Griinden und/oder dringenden organisatorischen Griinden abge-

geben werden.

§4

Steuersatz und Bemessungsgrundlage

Die Steuer betragt fir

1. jede(n) Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einweggetrankeverpackung 0,50€
2. jedes Einweggeschirrteil und jede sonstige Einweglebensmittelverpackung 0,50€
3. jedes Einwegbesteckteil 0,20€
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§5
Entstehung, Festsetzung und Filligkeit

(1) Die Steuerschuld entsteht im Zeitpunkt des Verkaufs von Speisen und Getrénken nach § 1.

(2) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(3) Der/die Steuerpflichtige hat bis zum 15. Tage nach Ablauf des Besteuerungszeitraums der Stadtver-
waltung eine Steuererkldrung nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck einzureichen.

(4) Die Stadtverwaltung kann die Steuerschuld schatzen und aufgrund der Schatzung einen Steuerbe-
scheid erteilen, wenn der/die Steuerpflichtige die ihm/ihr obliegenden Pflichten nicht, nicht rechtzeitig,
unrichtig oder unvollstandig erfiillt.

(5) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Steuerbescheids zur Zahlung fllig.

§6
Aufbewahrung- und Aufzeichnungspflichten

(1) Der/die Steuerpflichtige hat Aufzeichnungen, Belege und Schriftstiicke tiber Warenbezug und
Warenverkauf zur Einsicht bereitzuhalten.

(2) Sofern die Aufzeichnungen, Belege und Schriftstiicke die Art und Zahl der der Besteuerung nach
dieser Satzung unterliegenden Verpackungsarten nach § 1 nicht ausweisen, hat der/die Steuerpflich-
tige sie durch entsprechende Hinweise zu ergédnzen.

§7

Steueraufsicht und Priifungsvorschriften

Die Stadtverwaltung ist berechtigt, jederzeit zur Nachpriifung der Steuererkldrungen und zur Festsetzung
von Steuertatbestinden nach dieser Satzung die Geschiftsraume des Steuerschuldners / der Steuer-
schuldnerin zu betreten und Geschéaftsunterlagen einzusehen sowie Kopien davon anzufordern.

§8
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. April 2020 in Kraft.

Tlbingen, XX.XX.2019 Boris Palmer
Oberbiirgermeister

Bekannt gemacht im Schwabischen Tagblatt Nr. XXX vom XX.XX.2019
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Pressemitteilung

Nr. 40/2023 vom 24.05.2023

Tiibingen darf Verpackungssteuer erheben

Die Tiibinger Verpackungssteuer ist im Wesentlichen rechtmiBig. Das hat das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
heute entschieden.

Seit Januar 2022 gilt in Tiibingen materialunabhingig eine Steuer auf Einwegverpackungen. Damit sollen Einnah-
men fiir den stadtischen Haushalt erzielt, die Verunreinigung des Stadtbilds durch im 6ffentlichen Raum entsorgte
Verpackungen verringert und ein Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsystemen gesetzt werden. Besteuert werden
Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck, "sofern Speisen und Getrianke darin bzw. damit fiir den unmittelbaren
Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank verkauft werden". Die Steuer
betrégt fiir jede Einwegverpackung 0,50 Euro, fiir jedes Einwegbesteck(-set) 0,20 Euro. Der Steuersatz pro Einzel-
mahlzeit ist auf maximal 1,50 Euro begrenzt.

Die Antragstellerin, Inhaberin eines Schnellrestaurants im Stadtgebiet der Antragsgegnerin, stellte gegen die Satzung
einen Normenkontrollantrag, der vor dem Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Wiirttemberg Erfolg hatte. Der
VGH erklirte die Satzung insgesamt fiir unwirksam und begriindete dies mit der fehlenden Ortlichkeit der Steuer,
ihrer Unvereinbarkeit mit dem Bundesabfallrecht sowie der mangelnden Vollzugstauglichkeit der Obergrenze der
Besteuerung.

Auf die Revision der Antragsgegnerin hat das Bundesverwaltungsgericht die kommunale Steuer fiir {iberwiegend
rechtmaBig erklart. Entgegen der Ansicht der Vorinstanz handelt es sich bei der Verpackungssteuer um eine 6rtliche
Verbrauchsteuer im Sinn des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG, fiir deren Einfiihrung die Stadt Tiibingen zustdndig war. Bei
den zum unmittelbaren Verzehr, sei es an Ort und Stelle oder als "take-away", verkauften Speisen und Getranken ist
der Steuertatbestand so begrenzt, dass ihr Konsum — und damit der Verbrauch der zugehorigen Verpackungen — bei
typisierender Betrachtung innerhalb des Gemeindegebiets stattfindet. Damit ist der ortliche Charakter der Steuer
hinreichend gewahrt.

Die kommunale Verpackungssteuer steht als Lenkungssteuer auch nicht im Widerspruch zum Abfallrecht des Bun-
des. Sie bezweckt die Vermeidung von Verpackungsabfall im Stadtgebiet und verfolgt damit auf lokaler Ebene kein
gegenliufiges, sondern dasselbe Ziel wie der Unions- und der Bundesgesetzgeber. Die Abfallvermeidung steht in der
Abfallhierarchie an oberster Stelle, wie sich aus der EU-Verpackungsrichtlinie, der EU-Einwegkunststoffrichtlinie,
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und dem Verpackungsgesetz ergibt; erst danach folgen Wiederverwendung, Verwer-
tung und Beseitigung des Abfalls. Kommunale Steuern, die Einwegverpackungen verteuern, werden durch die ver-
schiedenen unions- und bundesrechtlichen Vorgaben zum Abfallrecht nicht ausgeschlossen. Soweit das Bundesver-
fassungsgericht vor 25 Jahren seine gegenteilige Ansicht zur damaligen Kasseler Verpackungssteuer auf ein abfall-
rechtliches "Kooperationsprinzip" gestiitzt hat (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BVR 1991/95 u.a. - BVerfGE 98,
106 <117 ff.>), lasst sich ein solches dem heutigen Abfallrecht nur noch in - hier nicht maBgeblichen - Ansétzen
entnehmen.

https://www.bverwg.de/pm/2023/40 89 12


https://www.bverwg.de/

19.03.25, 14:09 Pressemitteilung Nr. 40/2023 | Bundesverwaltungsgericht
Zwar erweisen sich die zu unbestimmte Obergrenze der Besteuerung von 1,50 Euro pro "Einzelmahlzeit" (§ 4 Abs. 2
der Satzung) und das der Stadtverwaltung ohne zeitliche Begrenzung gewihrte Betretungsrecht im Rahmen der Steu-
eraufsicht (§ 8 der Satzung) als rechtswidrig. Diese punktuellen VerstoBe lassen jedoch die RechtmaBigkeit der Sat-
zung im Ubrigen unberiihrt.

FuBnote:

Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG lautet:

Die Lander haben die Befugnis zur Gesetzgebung iiber die 6rtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, solange und
soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten Steuern gleichartig sind.

BVerwG 9 CN 1.22 - Urteil vom 24. Mai 2023 (/240523U9CN1.22.0)

Vorinstanz:

VGH Mannheim, VGH 2 S 3814/20 - Urteil vom 29. Méirz 2022 -
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Satzung der Universitatsstadt Tuibingen iiber die
Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung)
vom 30. Januar 2020 in der Fassung vom 27. Juli 2020
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Verpackungssteuersatzung 2

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO) in Verbindung mit

§§ 2 und 9 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes flir Baden-Wiirttemberg (KAG), jeweils in der
derzeit giltigen Fassung, hat der Gemeinderat der Universitatsstadt Tlibingen am 30. Januar 2020
folgende Satzung beschlossen:

§1
Steuererhebung, Steuergegenstand

(1) Die Universitétsstadt Tibingen erhebt nach Mal3gabe der folgenden Vorschriften auf nicht
wiederverwendbare Verpackungen (Einwegverpackungen) und nicht wiederverwendbares Geschirr
(Einweggeschirr) sowie auf nicht wiederverwendbares Besteck (Einwegbesteck) eine Steuer, sofern
Speisen und Getranke darin bzw. damit fiir den unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als
mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank verkauft werden (z.B. warme Speisen und Getranke,
Eis von der Eisdiele, Salat mit So8e und Besteck, Getranke ,to go”).

(2) Nicht wiederverwendbar im Sinne von Abs. 1 sind insbesondere Einwegverpackungen (wie z.

B. Einwegdosen, -flaschen, -becher- und sonstige Einwegbehaltnisse), Einweggeschirr (Essgeschirr
ohne Essbesteck) und Einwegbesteck (wie z. B. Messer, Gabel, Loffel), die keiner Pfandpflicht un-
terliegen. Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck sind dazu bestimmt, nur einmal oder nur
kurzzeitig flr den unmittelbaren Verzehr von Speisen und Getranken verwendet zu werden (wie z. B.
Fast-Food-Verpackungen oder Boxen fiir Mahlzeiten, Sandwiches, Salat oder sonstige Lebensmittel
oder Getrankebehalter).

§2
Steuerschuldner

Zur Entrichtung der Steuer ist der / die Endverkdufer/in von Speisen und Getranken nach § 1
verpflichtet.

§3
Steuerbefreiung

Von der Verpackungssteuer sind die Steuergegenstande befreit, die

1. vom Steuerschuldner vollstandig am Ort der Abgabe zuriickgenommen und einer stofflichen
Verwertung auBBerhalb der 6ffentlichen Abfallentsorgung zugefiihrt werden. Die Rlicknahme
und stoffliche Verwertung sind von dem/der Steuerpflichtigen auf Verlangen nachzuweisen;

2. im Rahmen von Mérkten, Festen und sonstigen zeitlich befristeten Veranstaltungen verwendet
werden, sofern der/die Endverkdufer/in insgesamt an nicht mehr als zehn Tagen im Jahr Spei-
sen und Getranke im Rahmen solcher Veranstaltungen im Satzungsgebiet verkauft.

§4
Steuersatz und Bemessungsgrundlage

(1) Die Steuer betragt fur

1. jede(n) Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einweggetrankeverpackung 0,50 Euro
2. jedes Einweggeschirrteil und jede sonstige Einweglebensmittelverpackung 0,50 Euro
3. jedes Einwegbesteck (-set) 0,20 Euro
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Verpackungssteuersatzung

(2) Der Steuersatz pro Einzelmahlzeit wird auf maximal 1,50 Euro begrenzt.

§5
Entstehung, Festsetzung und Falligkeit

(1) Die Steuerschuld entsteht im Zeitpunkt des Verkaufs von Speisen und Getranken nach § 1.
(2) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(3) Der/die Steuerpflichtige hat bis zum 15. Tage nach Ablauf des Besteuerungszeitraums der
Stadtverwaltung eine Steuererklarung nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck einzureichen.

(4) Die Stadtverwaltung kann die Steuerschuld schatzen und aufgrund der Schatzung einen
Steuerbescheid erteilen, wenn der/die Steuerpflichtige die ihm/ihr obliegenden Pflichten nicht,
nicht rechtzeitig, unrichtig oder unvollstandig erfillt.

(5) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Steuerbescheids zur Zahlung féllig.

§6
Vorauszahlung

(1) Die Universitatsstadt Tibingen ist berechtigt, Vorauszahlungen in der voraussichtlichen Hohe
der Steuerschuld zu verlangen. Vorauszahlungen werden vierteljahrlich erhoben. Jede Vorauszah-
lung betragt grundsatzlich ein Viertel des Jahresbetrages, der sich bei der letzten Veranlagung
ergeben hat. Bei erstmaliger Festsetzung der Vorauszahlungen werden diese aufgrund der An-
gaben des Steuerschuldners oder auf Grundlage einer sachgerechten Schatzung bemessen.

(2) Die Vorauszahlungen werden durch einen schriftlichen Bescheid festgesetzt. Bis zur Bekannt-
gabe eines gednderten Vorauszahlungsbescheides sind die vierteljahrlichen Vorauszahlungen
jeweils in der bisherigen Hohe zu entrichten.

(3) Die Universitatsstadt Tlibingen kann die Vorauszahlungen der Steuer anpassen, die sich im
Besteuerungszeitraum voraussichtlich ergeben wird.
§7

Aufbewahrung- und Aufzeichnungspflichten

(1) Der/die Steuerpflichtige hat Aufzeichnungen, Belege und Schriftstlicke iber Warenbezug und
Warenverkauf von Speisen und Getranken nach § 1 zur Einsicht bereitzuhalten.

(2) Sofern die Aufzeichnungen, Belege und Schriftstlicke die Art und Zahl der der Besteuerung

nach dieser Satzung unterliegenden Steuergegenstanden nach § 1 nicht ausweisen, hat der/die
Steuerpflichtige sie durch entsprechende Hinweise zu erganzen.
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§8

Steueraufsicht und Priifungsvorschriften

Die Stadtverwaltung ist berechtigt, jederzeit zur Nachpriifung der Steuererklarungen und zur
Feststellung von Steuertatbestdanden nach dieser Satzung die Geschaftsraume des Steuerschuldners
/ der Steuerschuldnerin zu betreten und Geschaftsunterlagen einzusehen sowie Kopien davon
anzufordern.

§9
Inkrafttreten”

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

Tlbingen, 6. Februar 2020 gez. Boris Palmer
Oberbirgermeister

Y Bekannt gemacht unter http://www.tuebingen.de/bekanntmachungen am 8. Februar 2020;
gedndert durch:

1. Satzung vom 27.Juli 2020, bekannt gemacht unter http://www.tuebingen.de/bekanntmachungen am 6. August 2020
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ja
nein

1. Eine kommunale Verpackungssteuer auf Einwegverpackungen, Einweggeschirr
und Einwegbesteck kann auch dann eine ortliche Verbrauchsteuer im Sinne des
Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG sein, wenn die darin bzw. damit verkauften Speisen und
Getranke "als mitnehmbares take-away-Gericht" angeboten werden.

2. Die Erhebung einer solchen Verpackungssteuer steht nicht im Widerspruch zur
Gesamtkonzeption des geltenden Abfallrechts oder zu konkreten abfallrechtlichen

Regelungen.

Urteil des 9. Senats vom 24. Mai 2023 - BVerwG 9 CN 1.22

I. VGH Mannheim vom 29. Mirz 2022

Az: 2 S 3814/20
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Bundesverwaltungsgericht

IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

BVerwG 9 CN 1.22
2 S 3814/20

Verkiindet
am 24. Mai 2023

als Urkundsbeamtinuc‘ler Geschaftsstelle

In der Normenkontrollsache

% ECLI:DE:BVerwG:2023:240523U9CN1.22.0
=
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hat der 9. Senat des Bundesverwaltungsgerichts

auf die miindliche Verhandlung vom 24. Mai 2023

durch die Vorsitzende Richterin am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Bick,
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Steinkiihler, Dr. Martini und

Dr. Dieterich sowie die Richterin am Bundesverwaltungsgericht

Prof. Dr. Schiibel-Pfister

fiir Recht erkannt:

Das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Wiirttemberg
vom 29. Miarz 2022 wird geandert.

§ 4 Abs. 2 und § 8 der Satzung der Universititsstadt Tiibingen
tber die Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungs-
steuersatzung) vom 30. Januar 2020 in der Fassung der Ande-
rungssatzung vom 27. Juli 2020 werden fiir unwirksam er-
Kklart.

Im Ubrigen wird der Normenkontrollantrag der Antragstelle-
rin abgelehnt.

Die weitergehende Revision der Antragsgegnerin wird zuriick-
gewiesen.

Die Antragstellerin tragt 9/10, die Antragsgegnerin 1/10 der
Kosten des Verfahrens in beiden Rechtsziigen.

Grinde:

Die Antragstellerin ist Inhaberin eines im Stadtgebiet der Antragsgegnerin gele-
genen Schnellrestaurants mit Drive-in-Schalter, das sie selbstandig und auf ei-
gene Rechnung betreibt. Sie wendet sich im Wege der Normenkontrolle gegen
die Verpackungssteuersatzung der Antragsgegnerin. Deren Gemeinderat be-

schloss in seiner Sitzung vom 30. Januar 2020 den Erlass einer Satzung tiber
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die Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung), die ur-
spriinglich am 1. Januar 2021 in Kraft treten sollte (im Folgenden auch: "Sat-
zung" oder "VStS"). Mit Anderungsbeschluss vom 27. Juli 2020 wurde das In-
krafttreten auf den 1. Januar 2022 verschoben. Durch die auf Einwegverpackun-
gen unabhingig von ihrer stofflichen Zusammensetzung erhobene Steuer sollen
Einnahmen fiir den stadtischen Haushalt erzielt, die Verunreinigung des Stadt-
bilds durch im 6ffentlichen Raum entsorgte Verpackungen verringert und ein

Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsystemen gesetzt werden.

§ 1 der Satzung ("Steuererhebung, Steuergegenstand") lautet:

"(1) Die Universitatsstadt Tiibingen erhebt nach MaBgabe
der folgenden Vorschriften auf nicht wiederverwendbare
Verpackungen (Einwegverpackungen) und nicht wieder-
verwendbares Geschirr (Einweggeschirr) sowie auf nicht
wiederverwendbares Besteck (Einwegbesteck) eine Steuer,
sofern Speisen und Getranke darin bzw. damit fiir den un-
mittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehm-
bares take-away-Gericht verkauft werden (z. B. warme
Speisen und Getrianke, Eis von der Eisdiele, Salat mit SoBe
und Besteck, Getranke 'to go").

(2) Nicht wiederverwendbar im Sinne von Abs. 1 sind ins-
besondere Einwegverpackungen (wie z. B. Einwegdosen,
-flaschen, -becher und sonstige Einwegbehaltnisse), Ein-
weggeschirr (Essgeschirr ohne Essbesteck) und Einwegbe-
steck (wie z. B. Messer, Gabel, Loffel), die keiner Pfand-
pflicht unterliegen. Einwegverpackungen, -geschirr und
-besteck sind dazu bestimmt, nur einmal oder nur kurzzei-
tig fiir den unmittelbaren Verzehr von Speisen und Ge-
tranken verwendet zu werden (wie z. B. Fast-Food-Verpa-
ckungen oder Boxen fiir Mahlzeiten, Sandwiches, Salat
oder sonstige Lebensmittel oder Getrankebehalter)."

§ 2 bestimmt als Steuerschuldner die Endverkaufer der besagten Speisen und
Getranke; § 3 regelt Steuerbefreiungen fiir bestimmte Steuergegenstinde. Nach
§ 4 Abs. 1 betragt der Steuersatz 0,50 € fiir jede Einweggetranke- und Einwegle-
bensmittelverpackung und 0,20 € fiir Einwegbesteck; der Steuersatz pro Einzel-
mahlzeit ist nach § 4 Abs. 2 auf maximal 1,50 € begrenzt. Die §§ 5 bis 7 enthal-
ten Regelungen iiber Entstehung, Festsetzung und Falligkeit, iiber die Voraus-
zahlung sowie iiber Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspflichten. § 8 sieht im

Rahmen der Steueraufsicht ein Betretungsrecht der Stadtverwaltung fiir die Ge-
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schaftsraume der Steuerschuldner vor. Erganzend hat die Verwaltung der An-
tragsgegnerin "Auslegungshinweise" zur Verpackungssteuersatzung (Stand Ok-
tober 2021) erlassen, welche die konkrete Handhabung der neuen Besteuerung

in der Praxis erleichtern sollen.

Auf den Normenkontrollantrag der Antragstellerin vom 27. November 2020 er-
klarte der Verwaltungsgerichtshof Baden-Wiirttemberg die Verpackungssteuer-
satzung mit Urteil vom 29. Mirz 2022 fiir unwirksam. Zur Begriindung fiihrte
er aus, es liege keine ortliche Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a
Satz 1 GG vor, soweit die Satzung die Besteuerung von take-away-Einwegverpa-
ckungen vorsehe. Ein Verbleib und Verzehr der darin enthaltenen Gerichte und
Getranke sowie ein Verbrauch der Verpackung im Gemeindegebiet seien nicht
gewihrleistet. Dies fiihre zur Gesamtunwirksamkeit der Satzung. Zudem stehe
die Verpackungssteuer in ihrer Ausgestaltung als Lenkungssteuer im Wider-
spruch zum Abfallrecht des Bundes; sie widerspreche dem Gesamtkonzept so-
wie Einzelvorgaben namentlich des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des Verpa-
ckungsgesetzes. Die dortigen bundesrechtlichen Regelungen seien abschlieBend
und lieBen keinen Raum fiir kommunale Zusatzregelungen. Der die Obergrenze
der Besteuerung definierende Begriff der "Einzelmahlzeit" in § 4 Abs. 2 der Sat-
zung sei nicht ausreichend vollzugsfahig und verstoBe damit gegen den Grund-
satz der Belastungsgleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG. Die iibrigen im Normenkon-

trollantrag aufgeworfenen Fragen bediirften daher keiner Entscheidung.

Mit ihrer vom Verwaltungsgerichtshof zugelassenen Revision macht die An-
tragsgegnerin geltend, die Verpackungssteuer sei, soweit sie "take-away"-Ein-
wegverpackungen betreffe, eher als Aufwandsteuer zu qualifizieren, da mit Ein-
wegverpackungen hohere Flexibilitit und Bequemlichkeit gewihrt wiirden. Ort-
licher Bezug sei daher der Erwerbsvorgang im Gemeindegebiet und nicht der
Ort des Verzehrs der Ware; ggf. sei eine verfassungskonforme geltungserhal-
tende Auslegung oder eine Losung iiber die gemeindlichen Auslegungshinweise
moglich. Der angenommene Widerspruch zum Abfallrecht des Bundes bestehe
nicht. Der Verwaltungsgerichtshof lege einen zu strengen MaBstab bei der Be-
trachtung des Abfallrechts und bei der Priifung der Widerspruchsfreiheit der
Rechtsordnung an. Zudem habe er die gednderte abfallrechtliche Rechtslage seit
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der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Kasseler Verpackungs-
steuer aus dem Jahr 1998 verkannt. Die Begrenzung des Steuersatzes gemalB § 4

Abs. 2 sei vollzugsfahig und insgesamt nicht zu beanstanden.

Die Antragsgegnerin beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Wiirttem-
berg vom 29. Miarz 2022 aufzuheben und den Normen-
kontrollantrag abzulehnen.

Die Antragstellerin beantragt,
die Revision zuriickzuweisen.

Sie verteidigt die angegriffene Entscheidung und vertieft ihre Riigen aus dem

Normenkontrollverfahren.

Die Vertreterin des Bundesinteresses beteiligt sich nicht am Verfahren.

II

Die zulassige Revision der Antragsgegnerin ist weitgehend begriindet. Der Ver-
waltungsgerichtshof hat dem Normenkontrollantrag zu Unrecht vollumfanglich
stattgegeben. Seine Annahme, die Verpackungssteuersatzung verstoBe aus meh-
reren, selbstandig tragenden Griinden insgesamt gegen hoherrangiges Recht,
steht mit Bundesrecht nicht im Einklang (1.). Die Entscheidung stellt sich auch
nicht aus anderen Griinden als richtig dar, weil die iibrigen, im Normenkon-
trollurteil nicht erorterten Riigen gegen die Satzung ebenfalls nicht oder nur

partiell durchgreifen und nur zur Teilunwirksamkeit der Satzung fithren (2.).

1. Die vom Verwaltungsgerichtshof gepriiften Vorschriften der Verpackungs-
steuersatzung erweisen sich mit nur einer Ausnahme als rechtmifBig. Bei der
Verpackungssteuer in der vorliegenden Ausgestaltung handelt es sich um eine
ortliche Verbrauchsteuer, die von der Gesetzgebungskompetenz aus Art. 105
Abs. 2a Satz 1 GG gedeckt ist (a). Die Kompetenzausiibungsschranke der Wider-

spruchsfreiheit der Rechtsordnung steht dem zumindest beim gegenwartigen
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Stand des Abfallrechts nicht entgegen (b). Die vom Normenkontrollgericht zu-
treffend festgestellte Rechtswidrigkeit des § 4 Abs. 2 VStS zur Obergrenze der

Besteuerung lisst die Wirksamkeit der Satzung im Ubrigen unberiihrt (c).

a) Die Antragsgegnerin war fiir den Erlass der angegriffenen Satzung zustandig,
weil die Verpackungssteuer eine ortliche Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105
Abs. 2a Satz 1 GG ist, die nach § 9 Abs. 4 KAG BW von den Gemeinden erhoben

werden kann.

aa) Wie der Verwaltungsgerichtshof in Ankniipfung an die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts zu Recht an-
nimmt, stellt die Verpackungssteuer eine Verbrauchsteuer und keine Aufwand-

steuer dar.

(1) Verbrauchsteuern sind Warensteuern, die den Verbrauch vertretbarer, regel-
maBig zum baldigen Verzehr oder kurzfristigen Verbrauch bestimmter Giiter
des standigen Bedarfs belasten (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BvR 1991,
2004/95 - BVerfGE 98, 106 <123 f.> m. w. N.). Als indirekte Steuern werden sie
zwar auf der Ebene des Verteilers oder Herstellers des verbrauchsteuerbaren
Gutes erhoben; sie sind aber auf eine Uberwilzung auf den privaten Endver-
braucher angelegt, dessen — in der Einkommensverwendung zu Tage tretende —
wirtschaftliche Leistungsfihigkeit sie abschopfen sollen (vgl. zur Kernbrenn-
stoffsteuer als einer iiberortlichen Verbrauchsteuer BVerfG, Beschluss vom

13. April 2017 - 2 BVL 6/13 - BVerfGE 145, 171 Rn. 119 m. w. N.). Ein Verbrauch
ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn der Besteuerungsgegenstand nach Ab-
schluss des konkreten Verwendungsvorgangs gemafl dem Sinn und Zweck des
Gesetzes verbrauchsteuerrechtlich als nicht mehr existent angesehen oder funk-
tions- und wertlos werden soll (BVerfG, Beschluss vom 13. April 2017

- 2 BvL 6/13 - BVerfGE 145, 171 Rn. 129).

Im Unterschied dazu stellen Aufwandsteuern nicht auf einen (einmaligen) Ver-
brauchsvorgang, sondern auf den Gebrauch von — in der Regel nicht ver-
brauchsfahigen, also nach dem Gebrauch noch existenten — Giitern und Dienst-
leistungen ab (vgl. Christ, in: Christ/Oebbecke, Handbuch Kommunalabgaben-
recht, 2. Aufl. 2022, Abschn. C. Rn. 268 mit Fn. 281). Sie besteuern die durch
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den Erwerb, das Innehaben oder die Benutzung von Konsumgegenstianden zum
Ausdruck kommende wirtschaftliche Leistungsfahigkeit (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 19. August 1994 - 8 N 1.93 - BVerwGE 96, 272 <281>). Anders als
die Verbrauchsteuern zeichnen sich Aufwandsteuern durch die Bezugnahme auf

eine gewisse Dauerhaftigkeit der Nutzung aus.

(2) Hieran gemessen ist die Verpackungssteuer der Antragsgegnerin den Ver-
brauchsteuern zuzuordnen. Die der Besteuerung nach § 1 Abs. 1 und 2 VStS un-
terliegenden nicht wiederverwendbaren Objekte (Einwegverpackungen, Ein-
weggeschirr und Einwegbesteck) sind zu einer einmaligen und kurzfristigen
Verwendung bestimmt und stellen damit jeweils ein verbrauchsfahiges Gut dar.
Sie sind nach dem Verzehr der darin enthaltenen bzw. mit ihrer Hilfe konsu-
mierten Speisen und Getranke funktions- und wertlos geworden, also ver-
braucht (vgl. BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BvR 1991, 2004/95 - BVerfGE
08, 106 <124> zur damaligen Kasseler Verpackungssteuer). Dieser nach der
Zahl der jeweiligen Einheiten bemessene (§ 4 Abs. 1 VStS) Verbrauch — und
nicht der vorangegangene (Mit-)Verkauf des Einwegzubehors — bildet den Ge-
genstand der Besteuerung. Der Verkaufsvorgang wird lediglich aus steuererhe-
bungstechnischen Griinden als Ersatzankniipfungspunkt herangezogen (vgl. § 5
Abs. 1 VStS). Die beim Endverkaufer als dem Steuerschuldner erhobene Steuer
(vgl. § 2 VStS) ist auf Uberwilzung auf den privaten Endverbraucher angelegt.
Dieser soll wirtschaftlich gesehen durch die indirekte Steuer belastet werden; er

ist damit Steuertrager.

Die Verpackungssteuer ist nicht, wie die Antragsgegnerin erstmals im Revisi-
onsverfahren vorgetragen hat, teilweise — namlich beziiglich des Verkaufs als
mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank — als eine Aufwandsteuer zu
verstehen. Sie zielt auch insoweit nicht auf die Besteuerung eines langer andau-
ernden Gebrauchs als eines die Leistungsfahigkeit indizierenden Zustandes,
sondern kniipft an den kurzfristigen Verbrauch durch eine den wirtschaftlichen
Wert "eliminierende" einmalige Nutzung an (vgl. BVerwG, Beschluss vom

19. August 1994 - 8 N 1.93 - BVerwGE 96, 272 <282> m. w. N.). In § 1 Abs. 1
VStS wird nicht danach differenziert, ob der Verkauf der Speisen und Getranke
fiir den unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-
away-Produkt erfolgt, d. h. auf welche Art und Weise der Konsum stattfindet.
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Die von der Antragsgegnerin in diesem Zusammenhang angesprochenen Motive
fiir die Wahl von take-away-Produkten, wie etwa die dadurch erméglichte Flexi-
bilitat und Mobilitat, stellen lediglich mittelbare Folgen dieser Verbrauchsmo-
dalitat dar; sie sind fiir die Einstufung als Verbrauch- oder Aufwandsteuer irre-

levant.

bb) Entgegen der Ansicht der Vorinstanz erfiillt die Verpackungssteuer in der
Ausgestaltung, die ihr die Antragsgegnerin gegeben hat, die Voraussetzungen ei-
ner "ortlichen" Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG. Die
Formulierung des § 1 Abs. 1 VStS "sofern Speisen und Getranke darin bzw. da-
mit fiir den unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares
take-away-Gericht oder -Getrank verkauft werden" stellt den ortlichen Bezug
hinreichend sicher. Die Wendung orientiert sich teilweise an dem vom Bundes-
verfassungsgericht gebilligten Wortlaut der Kasseler Verpackungssteuersatzung
aus dem Jahr 1991; teilweise geht sie — um den gewandelten Konsumgewohn-
heiten beziiglich der take-away-Produkte Rechnung zu tragen — iiber den dama-
ligen Wortlaut hinaus. Insoweit kann aber die ortliche Radizierung der Steuer

durch eine verfassungskonforme Auslegung sichergestellt werden.

(1) Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist der ortli-
che Charakter einer Steuer anzunehmen, wenn sie an ortliche Gegebenheiten,
z. B. die Belegenheit einer Sache oder einen Vorgang im Gemeindegebiet, an-
kniipft und es wegen der Begrenztheit der unmittelbaren Wirkungen der Steuer
auf das Gemeindegebiet nicht zu einem die Wirtschaftseinheit beriihrenden
Steuergefille kommen kann (so bereits BVerfG, Beschluss vom 23. Juli 1963

- 2 BvL 11/61 - BVerfGE 16, 306 <327> zu Art. 105 Abs. 2 Nr. 1 GG a. F.). Da-
nach muss sich die ortliche Radizierung (auch) aus der normativen Gestaltung
des Steuertatbestands selbst ergeben; sie kann nicht (allein) aus der natiirlichen
Beschaffenheit des Gegenstands abgeleitet werden (BVerfG a. a. O. <327 {.>;
ebenso BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 1983 - 2 BVR 1275/79 - BVerfGE
65, 325 <349> zu einer Aufwandsteuer; aus der jlingeren Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts vgl. BVerwG, Beschluss vom 13. Oktober 2016

- 9 BN 1.16 - juris Rn. 12 m. w. N.). Fiir Verpackungen bedeutet das Erfordernis

der ortlichen Begrenzung, dass sie dann nicht auf kommunaler Ebene besteuert
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werden diirfen, wenn darin Waren in einer Weise "zum Mitnehmen" — insbe-
sondere in verschlossenen Flaschen oder Dosen — verkauft werden, dass der
Verbrauch der Waren und der Verpackung nicht mit hoher Sicherheit im ortli-
chen Bereich der steuererhebenden Gemeinde erfolgt (BVerwG, Beschluss vom
19. August 1994 - 8 N 1.93 - BVerwGE 96, 272 <282>). Der Steuertatbestand
muss also typisierend darauf abstellen, dass die Verpackung im Gemeindegebiet
verbraucht wird. Besonderheiten einzelner Verbrauchsformen stellen danach
die Ortlichkeit der Steuer in ihrem auf das Gemeindegebiet bezogenen Typus
nicht in Frage (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BvR 1991, 2004/95 -
BVerfGE 98, 106 <124>).

(2) Nach diesen MaBstiaben weist die Verpackungssteuer der Antragsgegnerin
insgesamt die erforderliche ortliche Radizierung auf. Die normative Gestaltung
des Steuertatbestands gewahrleistet bei sachgerechtem Verstandnis die verfas-

sungsrechtlich geforderte Begrenzung auf das Gemeindegebiet.

(a) Die in § 1 Abs. 1 VStS enthaltene Wendung "fiir den unmittelbaren Verzehr
an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank"
bringt bereits zum Ausdruck, dass die Abgabe von Einwegverpackungen, Ein-
weggeschirr und Einwegbesteck nur in bestimmten Fallen der Steuerpflicht un-
terliegt. Beispielhaft wird dies in der Satzung durch einen Klammerzusatz erlau-
tert ("z. B. warme Speisen und Getréanke, Eis von der Eisdiele, Salat mit Sof3e
und Besteck, Getranke to go"). Den dort aufgezahlten Produkten ist gemeinsam,
dass sich ihre Beschaffenheit (Temperatur, Konsistenz oder Frische) bei lange-
rem Transport nachteilig verandert; sie sind daher zum (moglichst) sofortigen
Verbrauch bestimmt. Wegen der geringen Haltbarkeit der exemplarisch aufge-
fiihrten Speisen und Getranke findet in aller Regel auch der Verbrauch der zu-
gehorigen Einwegverpackungen, des Einweggeschirrs und des Einwegbestecks
innerhalb kurzer Zeit in raumlicher Nahe zum Abgabeort und damit noch im

Gemeindegebiet statt.
Dass nur solche zeit- und ortsnahen Verbrauchsvorginge mit dem Tatbestands-

merkmal der "take-away-Gerichte oder -Getranke" gemeint sind, steht ersicht-

lich auch im Einklang mit dem unionsrechtlichen Begriffsverstiandnis, wie es
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sich insbesondere aus dem Anhang zur Einwegkunststoffrichtlinie ergibt (Richt-
linie <EU> 2019/904 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni
2019 liber die Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte
auf die Umwelt, ABIl. L 155 S. 17 ff.). Zu den dort aufgezihlten Einwegkunststoff-
artikeln gehoren Verpackungen fiir Lebensmittel, die "a) dazu bestimmt sind,
unmittelbar vor Ort verzehrt oder als Take-away-Gericht mitgenommen zu wer-
den; b) in der Regel aus der Verpackung heraus verzehrt werden; und c) ohne
weitere Zubereitung wie Kochen, Sieden oder Erhitzen verzehrt werden kénnen"
(vgl. Teile A, B, E und G des Anhangs). In allen diesen Fillen geht es um Pro-
dukte, die so zubereitet und verpackt sind, dass sie bereits unmittelbar nach

dem Erwerb verbraucht werden konnen.

(b) Die Annahme des Verwaltungsgerichtshofs, der Bezeichnung als "mitnehm-
bares take-away-Gericht oder -Getrank" sei ebenso wie dem "to go"-Begriff die
Moglichkeit eines langeren Transports immanent, sodass der Steuertatbestand
typischerweise auch auf einen Verbrauch auSerhalb des Gemeindegebiets ab-
ziele (ebenso Uschkereit, GewArch 2020, 438 <440>; Kahl, EurUP 2019, 321
<326>; Feurich, Plastik als Rechtsproblem, 2020, S. 145 ff., insbes. S. 151), be-
ruht hiernach auf einem zu weiten Verstandnis dieses Tatbestandsmerkmals; sie
lasst die Moglichkeit einer engeren, verfassungskonformen Auslegung auer Be-
tracht. Die erklarte Absicht des Satzungsgebers, durch die Erhebung der Verpa-
ckungssteuer die zunehmende Vermiillung des Stadtbilds durch die im 6ffentli-
chen Raum entsorgten "to go"-Verpackungen zu verringern (vgl. die vom Ver-
waltungsgerichtshof zitierte Sitzungsvorlage sowie die AuSerungen im Revisi-
onsverfahren), lasst bereits deutlich erkennen, dass die Produkte zum Mitneh-
men nicht generell und undifferenziert von der Besteuerung erfasst werden sol-
len. Befinden sich die Speisen und Getréanke in fest verschlossenen bzw. fabrik-
maBig abgepackten Behaltnissen, sind sie nicht fiir den unmittelbaren Verzehr
bestimmt, sondern konnen ohne Qualitatsverlust auch iiber weitere Strecken
transportiert bzw. fiir langere Zeit aufbewahrt werden. Solche typischen Super-
markt- und Automatenprodukte unterliegen, wie die Antragsgegnerin in ihren
Auslegungshinweisen klargestellt hat, von vornherein nicht der Besteuerung.
Erfasst wird das Einwegzubehor vielmehr nur fiir solche Speisen und Getranke,
die typischerweise entweder schon in bzw. an der Verkaufsstelle oder — als "take
away" — zumindest in einem naheren raumlichen Umkreis verzehrt werden. In
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beiden Fallen erfolgt der Konsum zeitnah und damit regelmaBig ortsnah inner-
halb des Gemeindegebiets. Dass die betreffenden Produkte im Einzelfall auch
iiber langere Strecken mitgenommen werden und dabei unter Umstanden die
Gemeindegrenze liberschreiten, ist bei der gebotenen typisierenden Betrach-
tung unschadlich. Das Gleiche gilt fiir den Einwand der Antragstellerin, wegen
ihrer speziellen Ortsrandlage wiirden insbesondere die im Bereich des "Drive-
In" verkauften Waren vielfach auBerhalb des Gemeindegebiets verbraucht. Be-
sondere, also nicht allgemein ortsiibliche Verbrauchsformen wie ein solcher
Schalterverkauf an Autofahrer stellen die Ortlichkeit der Verbrauchsteuer nicht
in Frage (vgl. BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BVR 1991, 2004/95 - BVerfGE
08, 106 <124>).

b) Die Verpackungssteuer steht nicht im Widerspruch zum Abfallrecht des Bun-
des. Unter Zugrundelegung des vom Bundesverfassungsgericht entwickelten
MaSBstabs der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung (aa) lasst sich zumin-
dest bei der gegenwartigen Ausgestaltung des Abfallrechts ein solcher Wider-
spruch nicht feststellen (bb).

aa) In seinem Urteil zur Kasseler Verpackungssteuer hat das Bundesverfas-
sungsgericht speziell fiir den Bereich des Steuerrechts den Grundsatz der Wi-
derspruchsfreiheit der Rechtsordnung als Kompetenzausiibungsschranke entwi-
ckelt (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BVR 1991, 2004/95 - BVerfGE 98, 106
<118 ff.>). Danach benotigt der Steuergesetzgeber zwar, wie das Gericht im Ein-
klang mit der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Be-
schluss vom 19. August 1994 - 8 N 1.93 - BVerwGE 96, 272 <287 ff.>) klarge-
stellt hat, fiir eine mit der Steuererhebung beabsichtigte Lenkungswirkung
grundsatzlich selbst dann keine (zusitzliche) Sachgesetzgebungskompetenz,
wenn der auBerfiskalische Lenkungszweck gleichgeordneter Zweck neben der
Finanzierungsfunktion oder sogar Hauptzweck ist (BVerfG a. a. O. <118>). Die
Ausiibung der Steuergesetzgebungskompetenz zur Lenkung in einem anderwei-
tig geregelten Sachbereich ist aber nur unter der Voraussetzung zulassig, dass
dadurch die Rechtsordnung nicht widerspriichlich wird. Dies ist der Fall, wenn
den Normadressaten gegenlaufige Regelungen erreichen (BVerfG a. a. O.

<119>). Der kommunale Satzungsgeber darf durch eine Lenkungssteuer nicht in
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den Regelungsbereich des Bundesgesetzgebers einwirken, wenn dieser den steu-
erlich verfolgten Lenkungszweck ausgeschlossen oder gegenlaufige Lenkungs-

wirkungen oder Handlungsmittel vorgeschrieben hat (BVerfG a. a. O. <120>).

Der im damaligen Urteil aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) in
Verbindung mit der bundesstaatlichen Ordnung der Gesetzgebungskompeten-
zen abgeleitete (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BvR 1991, 2004/95 -
BVerfGE 98, 106<118 f.>), spater ergianzend auf Art. 31 GG gestiitzte (BVerfG,
Beschluss vom 15. Dezember 2015 - 2 BvL 1/12 - BVerfGE 141, 1 Rn. 81) Grund-
satz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung ist im Schrifttum unter Hin-
weis auf seine wenig prizise normative Herleitung und seine unklare Reichweite
iiberwiegend auf Ablehnung gestoBen (vgl. nur Sendler, NJW 1998, 2875 ff.;
Schmidt/Diederichsen, JZ 1999, 37 ff.; Kloepfer/Brocker, DOV 2001, 1 ff.; Ja-
rass, AOR 126 <2001>, 588 ff.; Briining, NVwZ 2002, 33 ff.; Kahl, EurUP 2019,
321 <325 mit Fn. 69>). Ungeachtet dieser nachvollziehbaren Bedenken hat der
Senat die tragenden verfassungsrechtlichen Entscheidungsgriinde des damali-
gen Urteils im Rahmen der Bindungswirkung nach § 31 BVerfGG seiner weite-
ren Priifung zugrunde zu legen (vgl. Bethge, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein/
Bethge, BVerfGG, Stand Januar 2022, § 31 Rn. 96 ff. m. w. N.). Dass es sich bei
der streitgegenstandlichen Verpackungssteuer nach dem Willen des Normge-
bers um eine Lenkungssteuer handelt, die demgemaB am Grundsatz der Wider-
spruchsfreiheit zu messen ist, hat das Normenkontrollgericht in Auslegung des
Ortsrechts mit bindender Wirkung festgestellt (§ 173 Satz 1 VwGO i. V. m. § 560
ZPO).

bb) Nach dem Urteil zur Kasseler Verpackungssteuer darf der Steuergesetzgeber
nur insoweit lenkend und damit mittelbar gestaltend in den Kompetenzbereich
eines Sachgesetzgebers libergreifen, als die Lenkung weder der Gesamtkonzep-
tion der sachlichen Regelung noch konkreten Einzelregelungen zuwiderlauft
(BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BVR 1991, 2004/95 - BVerfGE 98, 106
<119>). Ein solcher Widerspruch, wie ihn das Bundesverfassungsgericht aus da-
maliger Sicht angenommen hat, lasst sich jedenfalls fiir den hier maBgeblichen
Beurteilungszeitraum (1) angesichts einer wesentlich veranderten Rechtslage
weder hinsichtlich der Gesamtkonzeption des Abfallrechts (2) noch beziiglich
konkreter Einzelregelungen (3) feststellen.
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(1) Fiir die Beurteilung der RechtmaBigkeit unter dem Gesichtspunkt der Wi-
derspruchsfreiheit ist nicht allein der Zeitpunkt der Revisionsentscheidung
mafgebend, sondern ebenso der vorangegangene Zeitraum seit Erlass der Ver-
packungssteuersatzung. Hatte die Satzung bei ihrem Erlass oder zu einem spa-
teren Zeitpunkt gegen hoherrangiges Recht verstoBen, bliebe es bei der daraus
folgenden Unwirksamkeit auch dann, wenn aus heutiger Sicht wegen einer ge-
anderten Rechtslage kein Versto mehr vorlage. Insoweit kann hier nichts ande-
res gelten als beim Zusammentreffen von zwei Sachgesetzgebungskompetenzen
im Bund-Lander-Verhaltnis nach Art. 72 Abs. 1 GG (vgl. BVerfG, Beschluss vom
23. Marz 2022 - 1 BvR 1187/17 - NVWZ 2022, 861 Rn. 83 m. w. N.). Umgekehrt
kann die Satzung, auch wenn sie bei ihrem Erlass rechtmaBig war, durch eine
nachtrigliche Anderung des abfallrechtlichen Rahmens rechtswidrig und damit
unwirksam geworden sein (vgl. BVerfG a. a. O. Rn. 83); auch solche Anderun-
gen sind daher bei der Beurteilung der Verpackungssteuersatzung in den Blick
zu nehmen. Zukiinftige Rechtsanderungen wie etwa das in seinen wesentlichen
Teilen zum 1. Januar 2024 in Kraft tretende Einwegkunststofffondsgesetz vom
11. Mai 2023 (BGBI. I Nr. 124), das eine Sonderabgabe fiir die Hersteller be-
stimmter Einwegkunststoffprodukte vorsieht, konnen dagegen nicht Priifungs-
maBstab sein. Hieran zeigt sich, dass der vom Bundesverfassungsgericht postu-
lierte Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung auch in der prak-
tischen Handhabung Probleme aufwirft.

(2) Mit der kommunalen Verpackungssteuer bezweckt die Antragsgegnerin, wie
sich aus der vom Verwaltungsgerichtshof zitierten Sitzungsvorlage ergibt, die
Menge des in ihrem Stadtgebiet anfallenden Verpackungsabfalls zu verringern.
Sie verfolgt damit auf lokaler Ebene kein widerspriichliches, sondern dasselbe
Ziel wie der Bundes- und der Unionsgesetzgeber (a) und bedient sich dabei auch

nicht eines dem staatlichen Recht widersprechenden Handlungsmittels (b).
(a) Die von der Antragsgegnerin verfolgte Zielsetzung steht im Einklang mit der

sog. Abfallhierarchie, die eine Priorititenrangfolge beim Umgang mit Abfillen

festlegt.
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(aa) Das 2012 in Kraft getretene Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft
und Sicherung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung von Abfillen (Kreis-
laufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212), zuletzt ge-
andert durch Art. 5 des Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 56),
raumt im Rahmen einer flinfstufigen Abfallhierarchie der Abfallvermeidung den
hochsten Rang ein (§ 6 Abs. 1 KrWG). Der zentrale Stellenwert der Abfallver-
meidung beruht auf einem Paradigmenwechsel gegeniiber dem — den Priifungs-
schwerpunkt des Urteils zur Kasseler Verpackungssteuer bildenden — Gesetz
iiber die Vermeidung und Entsorgung von Abfillen (Abfallgesetz) vom 27. Au-
gust 1986 (BGBI. I S. 1410) - AbfG 1986 -, das lediglich eine allgemeine Pflicht
zur Abfallvermeidung und Abfallverwertung vorsah (§ 1a AbfG 1986). Auch in
dem speziell fiir Verpackungsabfille geltenden Gesetz {iber das Inverkehrbrin-
gen, die Riicknahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Ver-
packungsgesetz - VerpackG) vom 5. Juli 2017 (BGBI. I S. 2234), zuletzt geandert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 11. Mai 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 124), das die aus
dem Jahr 1991 stammende Verpackungsverordnung abgelost hat, wird die Ab-
fallvermeidung als vorrangiges Ziel benannt (§ 1 Abs. 1 Satz 2 und 3 VerpackG).
Die bundesrechtlich normierte Abfallhierarchie folgt den unionsrechtlichen
Vorgaben der Abfallrahmenrichtlinie (vgl. Art. 4 Abs. 1 RL 2008/98/EG vom
19. November 2008 iiber Abfille und zur Authebung bestimmter Richtlinien),
der Verpackungsrichtlinie (vgl. Art. 1 Abs. 2 RL 94/62/EG vom 20. Dezember
1994 iiber Verpackungen und Verpackungsabfille) und der Einwegkunststoff-
richtlinie (vgl. Art. 1 RL <EU> 2019/904 vom 5. Juni 2019 iiber die Verringe-
rung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt). So ist
etwa in Art. 1 Abs. 2 der Verpackungsrichtlinie ausdriicklich von der "erste[n]

Prioritat" fiir die Vermeidung von Verpackungsabfall die Rede.

(bb) Da die streitgegenstandliche Satzung auf die Verringerung des anfallenden
Verpackungsabfalls und damit ebenfalls auf Abfallvermeidung abzielt, steht sie
mit der Gesamtkonzeption des Abfallrechts in Einklang (so auch Kahl, EurUP
2019, 321 <325>; Kalscheuer/von Rochow, DOV 2019, 955 <957>; Klinger/
Krebs, ZUR 2015, 664 <666 f>; a. A. Uschkereit, GewArch 2020, 438 <441 f.>).

Die dagegen erhobenen Einwande greifen nicht durch.
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Die Auffassung des Verwaltungsgerichtshofs, der bundesgesetzliche Vorrang der
Abfallvermeidung begriinde fiir die Kommunen nicht die Zustandigkeit, diese
abfallwirtschaftliche Zielsetzung eigenstandig "voranzutreiben" (S. 49 £.), ver-
kennt die Bedeutung der Widerspruchsfreiheit als einer bloBen Kompetenzaus-
iibungsschranke. MafBigeblich ist nicht — wie bei der Abgrenzung konkurrieren-
der Sachgesetzgebungskompetenzen nach Art. 72, 74 GG —, ob die bundesrecht-
lichen Regelungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des Verpackungsgeset-
zes als abschlieBend anzusehen sind und daher Sperrwirkung gegeniiber einem
Nachbessern in Form von ausschnittsbezogenen kommunalen Zusatzregelun-
gen entfalten. Die Steuergesetzgebungskompetenz ergibt sich bereits aus

Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG, ohne dass es fiir die Verfolgung von Lenkungszwe-

cken einer hinzutretenden Sachgesetzgebungskompetenz bediirfte.

An der Ausiibung ihrer Kompetenz wiare die Antragsgegnerin nur gehindert,
wenn sie eine dem Bundesrecht widersprechende Regelung erlassen wiirde. Ein
kommunales "Draufsatteln" bei der Verfolgung des gemeinsamen Ziels der Ab-
fallvermeidung ist hingegen erlaubt, zumal sich das damit zusammenhingende,
aus Art. 20a GG abzuleitende Verfassungsgebot der Ressourcenschonung (dazu
Murswiek, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 20a Rn. 37 f.) an alle staatlichen
Ebenen und damit auch an die Kommunen richtet. Diesen diirfen auch wegen
der Bedeutung der kommunalen Finanzhoheit aus Art. 28 Abs. 2 GG bei der Ge-
staltung ihrer ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern keine allzu engen
kompetenzrechtlichen Grenzen gesetzt werden, da es sich dabei um den einzi-
gen steuerlichen Bereich handelt, in dem sie sich nach MaBgabe des Landes-
rechts eigenstindig Einnahmen verschaffen konnen (vgl. BVerfG, Beschluss
vom 22. Mirz 2022 - 1 BVR 2868/15 u. a. - NVwWZ 2022, 1038 Rn. 103 ff.). Dass
"Insellosungen"” zur Eindimmung des Verpackungsmiillproblems die Be-
triebsablaufe bundesweit tatiger Unternehmen in der Systemgastronomie er-
schweren konnen, wie die Antragstellerin vortragt, ist einer ortlichen Steuer in

einem foderalen System immanent.

(b) Aus dem Kooperationsprinzip als bundesrechtlich vorgesehenem Hand-
lungsmittel zur Erreichung abfallwirtschaftlicher Ziele folgt aus heutiger Sicht
ebenfalls kein Widerspruch der Verpackungssteuersatzung zur Gesamtkonzep-
tion des Bundesrechts.
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Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts lief die Kasseler Verpackungs-
steuersatzung einem im damaligen Abfallrecht durchgingig angelegten Koope-
rationsprinzip zuwider, das deutlichen Ausdruck in § 14 AbfG 1986 und der dar-
auf basierenden Verpackungsverordnung als einem Ergebnis der kooperativen
Beteiligung der betroffenen Kreise gefunden habe (BVerfG, Urteil vom 7. Mai
1998 - 2 BVR 1991, 2004/95 - BVerfGE 98, 106 <126 ff.>). Der Verwaltungsge-
richtshof hélt die Kernthesen aus dem damaligen Urteil fiir iibertragbar, weil
sich seither keine entscheidungserhebliche Rechtsanderung ergeben habe. Die-
ser Einschatzung kann nicht gefolgt werden. Kooperative Handlungsformen las-
sen sich dem heutigen Abfallrecht nur noch in — hier nicht maBgeblichen — De-

tailregelungen entnehmen.

Nach der Subsidiaritatsklausel des § 14 Abs. 2 AbfG 1986 durfte die Bundesre-
gierung von der in Absatz 1 enthaltenen Ermachtigung zum Erlass abfallrechtli-
cher Rechtsverordnungen erst Gebrauch machen, wenn nach Anhorung der be-
teiligten Kreise Zielfestlegungen zur Vermeidung oder Verringerung von Abfall-
mengen nicht erreichbar waren. Als Resultat des Scheiterns dieser Kooperati-
onsbemiihungen (vgl. Bothe, NJW 1998, 2333 <2334>) wurde die (spater mehr-
fach geanderte) Verpackungsverordnung 1991 erlassen, auf deren Grundlage
das Duale System eingefiihrt wurde. Eine mit § 14 AbfG 1986 vergleichbare Re-
gelung enthailt das gegenwartige Abfallrecht nicht mehr. Die Verordnungser-
machtigung nach § 26 KrWG bezieht sich lediglich auf die Riicknahme von Pro-
dukten bzw. deren Abfallen, betrifft also die Abfallverwertung und nicht die
rechtlich vorrangige Abfallvermeidung (vgl. Feurich, Plastik als Rechtsproblem,
2020, S. 165). Gleiches gilt fiir andere im Verfahren diskutierte Ermachtigungs-
grundlagen wie § 10 KrWG und §§ 24 f. KrWG, die daher einer Lenkungssteuer

zur Abfallvermeidung ebenfalls nicht entgegenstehen konnen.

Soweit im Abfallrecht noch einzelne kooperative Instrumente vorhanden sind,
lasst sich daraus kein allgemeines, iiberwolbendes Prinzip ableiten. Dies gilt
etwa fiir Nebenpflichten wie die Informations- und Beratungspflichten 6ffentli-
cher Stellen nach § 46 Abs. 1 KrWG, die sich zwar auch auf Abfallvermeidungs-

mafBnahmen beziehen, aber nur punktuelle Regelungen darstellen. Im Verpa-
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ckungsgesetz ist entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichtshofs eine Koope-
ration der beteiligten Kreise nicht in einer gegeniiber der Verpackungsverord-
nung unveranderten Form enthalten. Ungeachtet der Frage, ob ein auf staatli-
chem Druck beruhendes Handeln iiberhaupt Ausdruck einer echten (normvor-
bereitenden oder normausfiillenden) Kooperation sein kann, verfolgt das Ver-
packungsgesetz jedenfalls keinen durchgehend kooperativen Ansatz, wie insbe-
sondere durch die mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattete Zentrale Stelle
nach §§ 24 ff. VerpackG deutlich wird (vgl. Kahl, EurUP 2019, 321 <325>;
Kalscheuer/von Rochow, DOV 2019, 955 <957>).

(3) Konkrete abfallrechtliche Einzelregelungen stehen der Einfiihrung einer

Verpackungssteuer durch die Antragsgegnerin ebenfalls nicht entgegen.

(a) Die in § 33 KrWG normierte Verpflichtung zur Aufstellung von Abfallver-
meidungsprogrammen schlieBt das Instrument einer kommunalen Verpa-
ckungssteuer nicht aus (so auch FaB8bender, AbfallR 2011, 165 <172>; Klinger/
Krebs, ZUR 2015, 664 <667>; a. A. Uschkereit, GewArch 2020, 438 <441>). Ein
solches Programm kann nach § 33 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. j, Nr. 3i. V. m. Nr. 3
Buchst. a Anl. 4 KrWG auch wirtschaftliche Instrumente wie Anreize oder Auf-
preise fiir Verpackungsartikel vorsehen. Eine Sperrwirkung fiir die Erhebung
kommunaler Steuern ist mit den in Nr. 3 Buchst. a Anl. 4 KrWG beispielhaft
aufgezihlten AbfallvermeidungsmaBnahmen ersichtlich nicht verbunden. Auch
aus dem Umstand, dass das Abfallvermeidungsprogramm des Bundes 2013 die
gesetzliche Einfiihrung einer bundesweiten Verbrauchsteuer nicht empfohlen
hat, lasst sich kein Argument gegen eine entsprechende gemeindliche Len-
kungssteuer ableiten. Es geht hierbei nicht um die — fiir die foderale Kompe-
tenzabgrenzung nach Art. 70 ff. GG maB3gebende — Frage, ob ein absichtsvoller
Regelungsverzicht des Bundesgesetzgebers die Lander am Erlass entsprechen-
der Sachregelungen hindert, sondern darum, ob damit die Verfolgung eines ab-
fallrechtlichen Nebenzwecks im Rahmen einer kommunalen Lenkungssteuer
unzuldssig wird. Dies ist mit Blick auf die originire Gesetzgebungskompetenz
aus Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG zu verneinen. Die auf unionsrechtlichen Vorga-
ben beruhenden inhaltlichen Vorgaben fiir Abfallvermeidungsprogramme zei-

gen vielmehr, dass wirtschaftliche Instrumente, zu denen man auch Steuern auf
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Einwegverpackungen rechnen kann, zur Erzielung von Lenkungswirkungen all-
gemein anerkannt sind (vgl. Feurich, Plastik als Rechtsproblem, 2020, S. 168 £.;
Kahl, EurUP 2019, 321 <325>; Kalscheuer/Harding, NordOR 2017, 113 <115>;
Ludwig/Hentschel, AbfallR 2020, 12 <17 f.>; Rodi, ZUR 2016, 531 <534>).

(b) § 2 Abs. 5 VerpackG steht der Einfiihrung einer Verpackungssteuer auf kom-
munaler Ebene ebenfalls nicht entgegen. Mit der Vorschrift hat der Gesetzgeber
die frithere Regelung des § 2 Abs. 3 VerpackV 1998 iibernommen, die als Reak-
tion auf eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 23. April
1997 - 11 C 4.96 - BVerwGE 104, 331 <334 f.>) eingefiihrt worden war. Nach § 2
Abs. 5 VerpackG bleibt die Befugnis von Bund, Landern, Kreisen und Gemein-
den, Dritte bei der Nutzung ihrer Einrichtungen oder Grundstiicke sowie der
Sondernutzung 6ffentlicher Strafen zur Vermeidung und Verwertung von Ab-
fallen zu verpflichten, von den Bestimmungen des Verpackungsgesetzes unbe-
rithrt. Der Verwaltungsgerichtshof zieht hieraus den Schluss, die Kommunen
diirften mangels einer vergleichbaren Offnungsklausel keine abfallvermeiden-
den MaBnahmen auf dem Gebiet der Steuergesetzgebung treffen. Dies iiber-
zeugt nicht. Die vom Normgeber bewusst nicht als "Offnungs-", sondern als
"Unberiihrtheitsklausel" bezeichnete Bestimmung (vgl. BT-Drs. 18/11274

S. 80 f. und bereits BT-Drs. 13/10943 S. 22 zur Vorgiangernorm des § 2 Abs. 3
VerpackV) stellt lediglich klar, dass den Kommunen — ebenso wie den anderen
Gebietskorperschaften — eine (begrenzte) Sachregelungskompetenz fiir Benut-
zungsregelungen ihrer 6ffentlichen Einrichtungen und StraBen zukommt. Zur
Steuerkompetenz fiir Lenkungssteuern, die keine hinzutretende Sachgesetzge-

bungskompetenz erfordert, trifft die Vorschrift keine Aussage.

(c) Entgegen der Ansicht des Normenkontrollgerichts stellt die seit dem 1. Ja-
nuar 2023 geltende Pflicht zum Angebot einer Mehrwegalternative fiir Letztver-
treiber von Serviceverpackungen aus Kunststoff nach §§ 33 und 34 VerpackG
keine "konzeptionelle Entscheidung" des Bundesgesetzgebers zur Vermeidung
von Verpackungsabfillen dar, die kommunale Zusatzregelungen ausschlieBen
wiirde. Die genannte Neuregelung bezweckt die Zuriickdrangung von Einweg-
verpackungen zugunsten von Mehrwegprodukten und verfolgt damit dieselbe

StoBrichtung wie die 6rtliche Verpackungssteuer, die im Ubrigen eine groBere
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Bandbreite an Verpackungsmaterialien erfasst als die der Umsetzung der Ein-
wegkunststoffrichtlinie dienende Bundesnorm. Die Beschrankung der Pflicht,
Mehrwegalternativen anzubieten, auf Kunststoffverpackungen und deren Er-
weiterung auf weitere Verpackungsmaterialien lediglich fiir Getrankebecher
(vgl. hierzu BT-Drs. 19/27634 S. 82) lasst angesichts des vorrangigen, nicht
nach Materialien differenzierenden Ziels der Abfallvermeidung, welches auch in
§ 2 Abs. 5 VerpackG seinen Ausdruck findet, nicht den Schluss zu, der Bundes-
gesetzgeber wolle grundsétzlich nur Kunststoffabfille verringern. Das in § 33
Abs. 1 Satz 2 VerpackG enthaltene Verbot, die Verkaufseinheit aus Ware und
Mehrwegverpackung zu einem hoheren Preis oder zu schlechteren Bedingungen
anzubieten als die Einwegverpackung, lasst einen Zuschlag fiir Einwegverpa-
ckungen, wie er durch die Erhebung einer Verpackungssteuer entsteht, ohne

Weiteres zu.

(d) Die von der Vorinstanz offen gelassene Frage eines VerstoB3es gegen die zur
Umsetzung der Art. 5 und 14 der Einwegkunststoffrichtlinie ergangene Einweg-
kunststoffverbotsverordnung vom 20. Januar 2021 ist zu verneinen. Die am

3. Juli 2021 in Kraft getretene Verordnung verbietet das Inverkehrbringen von
bestimmten Einwegkunststoffprodukten und von Produkten aus oxo-abbauba-
rem Kunststoff; hierzu zahlen Einwegkunststoffprodukte wie Besteck, Teller
und Lebensmittelbehalter aus expandiertem Polystyrol (§ 3 Abs. 1 Nr. 2, 3

und 7). Mit dem Regelungsziel des Verordnungsgebers und den zugrunde lie-
genden unionsrechtlichen Vorgaben steht die Verpackungssteuersatzung nicht

im Widerspruch.

(e) Auch die von der Antragstellerin in den Vordergrund geriickte Systembeteili-
gungspflicht nach §§ 7 ff. VerpackG steht der Erhebung einer Verpackungs-
steuer in der vorliegenden Form nicht entgegen. Insbesondere liegt in der Steu-
erbefreiung bei Riicknahme und stofflicher Verwertung der Einwegprodukte

(8§ 3 Nr. 1 VStS) kein Widerspruch zu den bundesrechtlichen Vorschriften derge-
stalt, dass den Normadressaten gegenlaufige Regelungen erreichen wiirden (so

auch Kalscheuer/von Rochow, DOV 2019, 955 <958>).
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Nach § 7 Abs. 1 Satz 1 VerpackG haben sich die Hersteller (vgl. § 3 Abs. 14 Satz 1
VerpackG) bestimmter Verpackungen (§ 3 Abs. 8 VerpackG) zur Gewahrleis-
tung der flichendeckenden Riicknahme an einem (dualen) System zu beteiligen.
Ausgenommen sind gemaB § 7 Abs. 2 VerpackG die Hersteller von Serviceverpa-
ckungen (vgl. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a VerpackG), die "vorlizenzierte"
Verpackungen erwerben konnen und dann von der Entsorgungsverantwortung
befreit sind. Von dieser Méglichkeit hat auch die Antragstellerin Gebrauch ge-

macht; ihre Lizenzierungskosten belaufen sich auf jahrlich ca. 5 500 €.

Dieses bundesrechtliche Regelungsgefiige, das den Herstellern von Verpackun-
gen anstelle von Riicknahmepflichten eine finanzielle Beteiligung an kollektiven
Systemen auferlegt, wird durch die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 1 VStS nicht
konterkariert. In der dem Steuerschuldner er6ffneten Mdéglichkeit, sich durch
bestimmte Entsorgungsmafnahmen der Besteuerung zu entziehen, liegt ledig-
lich ein Anreiz zur Riicknahme der Einwegverpackungen; ein rechtlicher Zwang
wird damit nicht ausgeliibt. Aus den Vorschriften der §§ 7 ff. VerpackG ergibt
sich auch nicht, dass die hiervon erfassten Hersteller von Verpackungen iiber
die bundesgesetzlich vorgesehenen Entgelte hinaus mit keinen weiteren Kosten

belastet werden diirften.

c¢) Mit dem Verwaltungsgerichtshof geht der Senat davon aus, dass § 4 Abs. 2
VStS gegen hoherrangiges Recht verstoBt (aa). Von der Unwirksamkeit dieser

Norm bleiben allerdings die iibrigen Satzungsbestimmungen unberiihrt (bb).

aa) GemaB § 4 Abs. 2 VStS wird der Steuersatz pro Einzelmahlzeit auf maximal
1,50 € begrenzt. Die Vorschrift beschrankt den Anwendungsbereich des § 4
Abs. 1 VStS, der fiir jede einzelne Lebensmittelverpackung, jedes Einwegge-
schirrteil und jedes Einwegbesteck(-set) einen gesonderten Steuersatz von

0,50 € bzw. 0,20 € festlegt. Die in Absatz 2 enthaltene Deckelung des fiir eine
Mahlzeit anfallenden Gesamtbetrags der Verpackungssteuer wurde, wie sich aus
den Satzungsunterlagen ergibt, erst nachtraglich auf Vorschlag einer Stadtrats-
fraktion zur Abfederung sozialer Harten in den Satzungsentwurf aufgenommen.
Die damit beabsichtigte Festlegung einer Obergrenze der steuerlichen Belas-
tung, die auch gleichheitsrechtliche Fragen aufwirft, durfte jedenfalls nicht an-
hand der Bemessungsgrundlage einer "Einzelmahlzeit" erfolgen. Dieser in der
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Satzung nicht weiter erlauterte Terminus ist nicht hinreichend bestimmt. Insbe-
sondere bei Sammel-, Gro- und Nachbestellungen in der Systemgastronomie
muss die Feststellung, um wie viele Einzelmahlzeiten es sich handelt, zu unl6s-
baren Abgrenzungsschwierigkeiten fithren. Da sich dieses Problem nahezu fla-
chendeckend bei einer Hauptzielgruppe der Verpackungssteuer und nicht nur
punktuell stellt, verstoBt die Vorschrift des § 4 Abs. 2 VStS gegen das aus Art. 20
Abs. 3 GG folgende Bestimmtheitsgebot.

Selbst wenn man die Formulierung in dem von der Antragsgegnerin gewiinsch-
ten Sinne einer Gleichsetzung von Einzelmahlzeit und Einzelbestellung inter-
pretieren konnte, wiirde dies an der Rechtswidrigkeit der Vorschrift nichts dn-
dern. Denn dann bliebe es den Bestellern iiberlassen, selbst Sammelbestellun-
gen als Einzelmahlzeiten zu deklarieren und sich damit der Steuerpflicht teil-
weise zu entziehen; dies wiirde gegen den Grundsatz der steuerlichen Belas-
tungsgleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG verstoBen (vgl. allgemein zu den Vorausset-
zungen eines solchen strukturellen Vollzugsdefizits BVerfG, Urteil vom 27. Juni
1991 - 2 BvR 1493/89 - BVerfGE 84, 239 <268 ff.>; Beschluss vom 22. Marz
2022 - 1 BVR 2868/15 u. a. - NVWZ 2022, 1038 Rn. 143 ff.).

bb) Die Unwirksamkeit des § 4 Abs. 2 VStS lasst die iibrigen Satzungsbestim-
mungen, insbesondere die Bemessungsgrundlage und den Steuersatz nach § 4
Abs. 1 VStS, unberiihrt. Aus bundesrechtlicher Sicht bestimmt sich die Teilbar-
keit einer Satzung entsprechend § 139 BGB danach, ob die ohne den unwirksa-
men Teil bestehende Restregelung sinnvoll bleibt und ob mit Sicherheit anzu-
nehmen ist, dass sie auch ohne den zur Unwirksamkeit fithrenden Teil erlassen
worden wire (vgl. BVerwG, Urteil vom 11. Juli 2012 - 9 CN 1.11 - BVerwGE 143,
301 Rn. 30). Beides lasst sich hier bejahen. Auch ohne die — den Zielsetzungen
der Verpackungssteuer ohnehin zuwiderlaufende — Sonderbestimmung des § 4
Abs. 2 VStS enthalt die Satzung ein geschlossenes und vollzugsfahiges Rege-
lungskonzept. Wiare dem Satzungsgeber die Rechtswidrigkeit der anhand von
"Einzelmahlzeiten" zu ermittelnden Deckelung des Steuersatzes bewusst gewe-

sen, hitte er folglich auf diese punktuelle Regelung verzichtet.

2. Das dem Normenkontrollantrag in vollem Umfang stattgebende Urteil des
Verwaltungsgerichtshofs stellt sich nicht gemaB § 144 Abs. 4 VWGO aus anderen
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Griinden als richtig dar. Die von der Antragstellerin zu Recht geltend gemachte
Rechtswidrigkeit des § 8 VStS fiihrt nur zur Teilunwirksamkeit der Satzung (a).
Die iibrigen Riigen gegen die Satzung greifen nicht durch (b und c).

a) Das behordliche Betretungsrecht gemaB § 8 VStS erweist sich als rechtswid-
rig, weil es nicht auf die iiblichen Betriebs- und Geschiftszeiten beschrankt ist.
Nach dieser Satzungsbestimmung ist die Stadtverwaltung berechtigt, "jederzeit
zur Nachpriifung der Steuererkldrungen und zur Feststellung von Steuertatbe-
stinden nach dieser Satzung die Geschiftsriume des Steuerschuldners/der
Steuerschuldnerin zu betreten und Geschiftsunterlagen einzusehen sowie Ko-
pien davon anzufordern". Betretungsbefugnisse fiir Geschaftsriume setzen
nicht nur eine besondere gesetzliche Vorschrift als Rechtsgrundlage voraus; das
Betreten der Riume und die Vornahme der Besichtigung und Priifung ist auch
nur in den Zeiten statthaft, zu denen die Riume normalerweise fiir die jeweilige
geschiftliche oder betriebliche Nutzung zur Verfiigung stehen (vgl. bereits
BVerfG, Beschluss vom 13. Oktober 1971 - 1 BvR 280/66 - BVerfGE 32, 54

<76 f.>). Das Fehlen dieser zeitlichen Begrenzung der Betretungsbefugnis
macht das satzungsrechtlich geregelte Betretungsrecht unwirksam (vgl. VGH
Miinchen, Urteil vom 3. November 2014 - 4 N 12.2074 - BayVBI. 2015, 455

Rn. 26).

Eine teleologische Reduktion des § 8 VStS im Hinblick auf die in § 99 AO und

§ 200 Abs. 3 Satz 2 AO vorgesehenen, auf die iiblichen Geschaftszeiten be-
schrankten steueraufsichtlichen Betretungsrechte kommt nicht in Betracht (vgl.
auch OVG Greifswald, Urteil vom 9. November 2018 - 1 K 180/15 - NordOR
2019, 64 <69>). Zwar sind die Betretungsbefugnisse nach der Abgabenordnung
samt ihren einschriankenden Kautelen iiber die Verweisungsnorm in § 3

KAG BW entsprechend anwendbar, sodass es einer entsprechenden Regelung in
der Abgabensatzung nicht bedurft hiatte. Angesichts des eindeutigen Satzungs-
wortlauts ("jederzeit") konnen aber die verfassungsrechtlich gebotenen zeitli-
chen Beschriankungen nicht im Wege der Auslegung in die ortsrechtliche Be-

stimmung hineingelesen werden.

Seite 22 von 25

118



54

55

56

Die Unwirksamkeit des § 8 VStS betrifft neben dem Betretungsrecht auch die
damit verkniipften Rechte zur Nachpriifung der Steuererklarungen, zur Fest-
stellung von Steuertatbestinden und zur Einsichtnahme in die Geschaftsunter-
lagen. Erst die Betretungsbefugnis ermdoglicht die Ausiibung der genannten Prii-
fungsbefugnisse und des — als Holschuld ausgestalteten (vgl. § 7 Abs. 1 VStS) —
Einsichtsrechts, die daher isoliert betrachtet nicht in der bisherigen Form fort-
bestehen konnen. Auch insoweit kann die Antragsgegnerin aber im Verwal-
tungsvollzug auf die entsprechenden Vorschriften der Abgabenordnung zurtiick-
greifen. Die iibrigen Bestimmungen der Verpackungssteuersatzung bleiben da-
her nach dem hypothetischen Willen des Satzungsgebers von der Unwirksam-
keit des § 8 VStS unberiihrt.

b) Die Hohe der Steuer gibt keinen Anlass zu Bedenken. Sie betrigt nach § 4
Abs. 1 VStS fiir jede Einweggetrankeverpackung und jede Einweglebensmittel-
verpackung 0,50 €, fiir jedes Einwegbesteck(-set) 0,20 €. Auch unter Beriick-
sichtigung des Wegfalls der Obergrenze des § 4 Abs. 2 VStS ist diese Steuerhohe

nicht zu beanstanden.

aa) Aus Sicht der Endverkaufer, die Steuerschuldner im Sinne des § 2 VStS sind,
liegt ein Eingriff in die von Art. 12 Abs. 1 GG geschiitzte Berufsausiibungsfreiheit
vor (vgl. BVerfG, Urteil vom 7. Mai 1998 - 2 BvR 1991, 2004/95 - BVerfGE 98,
106 <117>). Die Steuererhebung weist objektiv eine berufsregelnde Tendenz auf,
weil sie unvermeidlich dazu fiihrt, dass sich die Produkte verteuern. Der darin
liegende Eingriff in die berufliche Tatigkeit der Endverkaufer ist jedoch verhalt-
nismaBig und damit gerechtfertigt. Die Satzung verfolgt die legitimen Zwecke
der Einnahmeerzielung und der Abfallvermeidung; hierzu ist sie geeignet und
erforderlich. An der VerhiltnismaBigkeit im engeren Sinne bestehen angesichts
der Moglichkeiten der Substitution und Umstrukturierung sowie der Abwalz-
barkeit der indirekten Steuer auf die Kunden keine Zweifel. Hierbei reicht es
aus, wenn die Steuer auf eine Uberwilzung der Steuerlast vom Steuerschuldner
auf den Steuertrager angelegt ist, auch wenn dies — etwa bei Franchise-Konzep-
ten — nicht in jedem Einzelfall gelingt (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017
-9 C7.16 - BVerwGE 159, 216 Rn. 44 m. w. N.); insbesondere konnen kommu-
nale Handlungs- und Finanzierungsspielraume nicht durch die individuelle
Ausgestaltung eines Geschaftsmodells begrenzt werden. Dariiber hinaus miissen
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AuBerhausverkaufe wegen des geringeren Mehrwertsteuersatzes schon bislang
gesondert erfasst werden. Anhaltspunkte fiir eine erdrosselnde Wirkung der
Steuer in Bezug auf durchschnittlich ertragsstarke Betriebe im Gemeindegebiet

sind weder substantiiert dargelegt noch sonst ersichtlich.

bb) Auch aus Sicht der Endverbraucher, die wirtschaftlich gesehen durch die
Verbrauchsteuer belastet werden, liegt kein unverhaltnismaBiger Grundrechts-
eingriff vor. Aus den von der Antragstellerin gebildeten Beispielen einer Verteu-
erung von Produkten der Automatenwirtschaft lasst sich — soweit sie iberhaupt
der Steuer unterfallen konnen — schon wegen der geringen Hohe der Steuer-
satze eine erdrosselnde Wirkung fiir die Endverbraucher nicht ableiten. Diese
konnen im Ubrigen auf nichtbesteuerte (Mehrweg-)Alternativen ausweichen,
wie dies § 33 VerpackG mit dem verpflichtenden Angebot einer Mehrwegalter-

native ermoglicht.

c¢) Die von der Antragstellerin geltend gemachten Verstofe gegen Art. 3 Abs. 1
GG sind ebenfalls nicht gegeben.

In der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 1 VStS liegt keine unzulassige Ungleichbe-
handlung von Betrieben, die Produkte (auch) zum Mitnehmen anbieten, und
reinen Prasenzrestaurants, die eine solche Moglichkeit nicht offerieren. Wie
oben dargelegt, privilegiert die Befreiungsregelung Steuerschuldner, die zur
Riicknahme und stofflichen Verwertung auBerhalb der 6ffentlichen Abfallent-
sorgung bereit sind. Dies stellt einen sachlichen Grund fiir eine Ungleichbe-
handlung im Sinne des Art. 3 Abs. 1 GG dar, weil Verpackungen, die einem pri-
vaten Verwertungssystem zugefiihrt werden, nicht die kommunale Abfallentsor-
gung der Antragsgegnerin belasten. Die an die Riicknahmebereitschaft ankniip-
fende Steuerbefreiung ist daher durch den Lenkungszweck der Steuer gerecht-
fertigt. Soweit die Antragstellerin vortragt, dass auch in Prasenzrestaurants teil-
weise — namlich fiir Speisereste — Verpackungen ausgegeben wiirden, stellt sich
die Frage einer Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 1 VStS nicht. Dieser Fall wird von
der Satzung nicht erfasst, weil es sich dabei nicht um Speisen fiir den Sofortver-
zehr im Sinne von § 1 Abs. 1 VStS handelt, sondern um die noch verwertbaren
Reste nicht vollstandig verzehrter Mahlzeiten, die von den Géasten typischer-
weise erst zu Hause konsumiert werden. Eine relevante Ungleichbehandlung ist
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darin — ebenso wie in der sonstigen Nichtberiicksichtigung unterschiedlicher

faktischer Auswirkungen der Regelung — nicht zu sehen.

60 3. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 155 Abs. 1 Satz 1 VwGO.

Prof. Dr. Bick Steinkiihler RiBVerwG Dr. Martini
ist wegen Urlaubs
verhindert
zu unterschreiben.
Prof. Dr. Bick

Dr. Dieterich Prof. Dr. Schiibel-Pfister

Beschluss

Der Streitwert fiir das Revisionsverfahren wird auf 50 000 € festgesetzt (§ 47

Abs. 11. V. m. § 52 Abs. 1 GKG).

Prof. Dr. Bick Steinkiihler Prof. Dr. Schiibel-Pfister
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Die drei W-Fragen
zur Verpackungssteuer

Was wird besteuert?

Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck, sofern
Speisen und Getranke darin bzw. damit fiir den unmittel-
baren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares
Take-away-Gericht oder To-go-Getrdnk verkauft werden

Tipp: Die Steuer fallt nicht an bei der Verwendung von
Mehrwegverpackungen.

Ausgenommen von der Verpackungssteuer sind:

+ Kleinstverpackungen bis zu einer Flillmenge von
25 gr. bzw. 25 mL (z. B. Ketchup-, Mayonnaise- und
Zuckersachets)

+ Kleinbesteck bis zu einer GréBe von 10 cm

« Papierservietten

« Eiswaffeln

+ Einwegverpackungen fiir mitgenommene Speisereste
nach einem Restaurantbesuch

« Speisen und Getranke, die an einem Drive-In-Schalter
gekauft werden

« Verpackungen von Speisen, die auf zeitlich begrenzten
Markten ausgegeben werden (max. zehn Tage pro
Kalenderjahr)

« Getrankeverpackungen, die dem gesetzlichen
Einwegpfand unterliegen

« Falle, in denen die Steuergegenstande von
Steuerschuldner_innen zuriickgenommen und einer
stofflichen Verwertung auf3erhalb der 6ffentlichen
Abfallentsorgung zugefiihrt werden

Wer ist Steuerschuldner in?
Der/die Endverkaufer_in von Speisen und Getrdnken

Wann tritt die Steuer in Kraft?
Am 1. Januar 2022

Kontakt

Universitatsstadt Tibingen
Fachabteilung Steuern
Wienergalile 1

72070 Tiibingen

Postfach 2540
72015 Tiibingen

Telefon: 07071 204-1326 und -1632
Telefax: 07071 204-41555
E-Mail: verpackungssteuer@tuebingen.de

Weitere Informationen

www.tuebingen.de/mehrweg
www.tuebingen.de/verpackungssteuer

https://www.bmu.de/gesetz/entwurf-eines-gesetzes-zur-
umsetzung-von-vorgaben-der-einwegkunststoffrichtlinie-
und-der-abfallrahme/
https.//www.bundesregierung.de/breg-de/themen/klima-
schutz/mehrweg-fuers-essen-to-go-1840830

Kreislaufwirtschaftsgesetz:
https://www.gesetze-im-internet.de/krwg/
Verpackungsgesetz:
https://www.gesetze-im-internet.de/verpackg/
Gewerbeabfallverordnung:
https://www.gesetze-im-internet.de/gewabfv_2017/
BJNR089600017.html
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Steuerpflichtige Verpackungen -
was gehort dazu?’

Getranke*

Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einwegge-
trankeverpackung inklusive Deckel

- Kaffee- oder Teegetranke n
« Softdrinks

. Safte

«  Shakes

«  Milchshakes

+ alkoholische Getranke

Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,50 Euro

* Fur den unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle, Take away und to go.

' Die Aufzahlung ist beispielhaft und im rechtlichen Sinne nicht vollstandig.

Warmes Essen*

Einwegteller, -schalen, -schiisseln, -boxen und sonstige
Einweglebensmittelverpackungen fiir warme Speisen

Verpackungen jeglichen Materials, z. B. aus Polystyrol,
Kunststoffen, Aluminium, Papier, Pappe, Karton, Misch-
verbunde oder anderen Materialien mit oder ohne
Deckel, z. B. fiir Speisen wie:
- Bowls

« Burgermenus

« warmer Zwiebelkuchen

«  Pommes-, Wurst-, Snack
« Doner

+ Reis- oder Nudelgerichte
+ Pizza

Einwegtliten, -beutel, Einwickelpapier, Alufolie etc. fiir

warme Speisen, beispielsweise

«  Papiertiiten fiir z. B. Leberkdaswecken, Schnitzelbrétchen,
warmen Zwiebelkuchen, warme Pizzastlicke

- Einpackpapier fiir Doner, Yufka, Pide, Lahmacun

«  Wrapverpackungen

« Spitztiiten fir Pommes, Kartoffelchips, Ofenkartoffel,
Falafel

Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,50 Euro

Kalte Speisen*

Einwegteller, -schalen, -schiissel, -boxen und sonstige Ein-
weglebensmittelverpackungen fiir kalte Speisen, sofern
sie mit Besteck und Dressing/Sauce abgegeben werden

« Boxen fiir Salat mit Dressing
und Besteck

« Sushiboxen mit Besteck

« Verpackungen fir
Kuchen- bzw. Tortenstlicke
mit Besteck

+  Obst- oder Joghurtbecher
mit Besteck

« Eisbecher, die nicht essbar sind

Tipp: Die klassische Eiswaffel bleibt steuerfrei.

Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,50 Euro

Hilfsmittel/Besteck

(sofern groBer als 10 cm)

- Messer, Gabel, Loffel
als Set oder einzeln

« Trinkhalme

« Essstdabchen

- Kaffee- bzw. Teeloffel

« Dessertloffel

- Eisloffel

Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,20 Euro



L TOP O 11
Tlibingen Anlage 6

Universitatsstadt

Auslegungshinweise zur Satzung der Universitatsstadt Tiibingen
iiber die Erhebung einer Verpackungssteuer (VerpackStS)
vom 30. Januar 2020 in der Fassung vom 27. Juli 2020 (Stand: Oktober 2021)

Die nachfolgenden Auslegungshinweise sollen die konkrete Handhabung der neuen Besteuerung
in der Praxis erleichtern. Die Hinweise stellen keine interne Handlungsanweisung dar und begriinden
keine Verwaltungspraxis. Diese wird sich im Laufe der Zeit herausbilden, insbesondere, wenn etwaige
Grenz- oder Problemfalle auftreten sollten. Die Hinweise erheben zudem keinen Anspruch auf
Vollstandigkeit bzw. auf Erfassung samtlicher denkbarer Steuergegenstande. Dies gilt insbesondere
im Hinblick auf die sich im standigen Wandel befindliche Verpackungsindustrie und die Vielzahl
und Unterschiedlichkeit an Gestalt, Material, Zweck etc. moglicher Einwegverpackungen und Ein-
weggeschirr. Zur besseren Ubersicht wird vor den jeweiligen Hinweisen zunéchst der maRgebliche
Paragraph der Satzung, welcher ausgelegt wird, im Wortlaut nochmals aufgefiihrt:

§1
Steuererhebung, Steuergegenstand

(1) Die Universitatsstadt Tiibingen erhebt nach Ma3gabe der folgenden Vorschriften auf nicht
wiederverwendbare Verpackungen (Einwegverpackungen) und nicht wiederverwendbares
Geschirr (Einweggeschirr) sowie auf nicht wiederverwendbares Besteck (Einwegbesteck) eine
Steuer, sofern Speisen und Getranke darin bzw. damit fiir den unmittelbaren Verzehr an Ort
und Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank verkauft werden (z. B. warme
Speisen und Getranke, Eis von der Eisdiele, Salat mit So8e und Besteck, Getranke ,to go”).

(2) Nicht wiederverwendbar im Sinne von Abs. 1 sind insbesondere Einwegverpackungen (wie
z. B. Einwegdosen, -flaschen, -becher und sonstige Einwegbehaltnisse), Einweggeschirr (Essge-
schirr ohne Essbesteck) und Einwegbesteck (wie z. B. Messer, Gabel, Léffel), die keiner Pfand-
pflicht unterliegen. Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck sind dazu bestimmt, nur ein-
mal oder nur kurzzeitig fiir den unmittelbaren Verzehr von Speisen und Getranken verwendet
werden (wie z. B. Fast-Food-Verpackungen oder Boxen fiir Mahlzeiten, Sandwiches, Salat oder
sonstige Lebensmittel oder Getrankebehalter).

Hinweise:

Zu Frage 1:
Was sind besteuerbare nicht wiederverwendbare Verpackungen, nicht wiederverwendbares
Geschirr oder Besteck” im Sinne der Verpackungssteuersatzung (VerpackStS)?

Antwort:

Der Begriff der ,Nicht-Wiederverwendbarkeit” von Verpackungen, Geschirr oder Besteck aus
§ 1 (2) VerpackStS wird in § 1 (2) VerpackStS durch den ,Einwegcharakter” bestimmt. Weitere
Einzelheiten siehe unten:
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Details:

1.1

1.2

1.3

1.4

1.4.1

1.4.2

zur ,Materialunabhangigkeit” der Verpackungssteuer

Die Verpackungssteuersatzung erfasst Einwegverpackungen im Sinne der Satzung unab-
hangig von der Art des Materials. Weiterflihrende Hinweis zu Materialfragen finden Sie in
Anlage 1 und 2.

zu nicht wiederverwendbaren Verpackungen, nicht wiederverwendbarem Geschirr oder
Besteck = Einwegverpackungen, Einweggeschirr- oder -besteck

Entscheidend fiir die Besteuerung ist der ,Einwegcharakter” des Steuergegenstands. Der
Begriff der ,Einwegverpackung”, des ,Einweggeschirrs oder -bestecks” ist hierbei vom
Begriff der ,Mehrwegverpackung®, des ,Mehrweggeschirrs- oder ,-bestecks” zu unter-
scheiden. Dies kommt durch die satzungsmafige Zweckbestimmung von ,Einweg*“-
Verpackung/-Geschirr/-Besteck zur nur ,einmaligen oder ,kurzzeitigen” Verwendung

fir den unmittelbaren Verzehr von Speisen und Getranken zum Ausdruck.

zur Unterscheidung von Einwegverpackungen, -geschirr oder -besteck zu Mehrweg-
verpackungen, des Mehrweggeschirrs oder -bestecks

Mehrweggegenstande werden nicht besteuert. Sie sind aufgrund ihrer ,Beschaffenheit”,

z. B. aus wiederverwendbarem, splilmaschinengeeignetem und festem Material, sowie ihrer
Zweckbestimmung vorgesehen, nicht nur ,einmalig” oder ,kurzzeitig”, sondern ,mehrfach”
und ,langfristig” wiederverwendet zu werden, d. h. sie sind langer haltbar und sollen nicht
unmittelbar nach Verzehr des darin/dabei befindlichen Lebensmittels weggeworfen werden.

zu Unterscheidung von Wiederverwendung/-barkeit zu Wiederverwertung/-barkeit
Gegenstande, welche zwar ,wiederverwertbar”, aber nicht ,wiederverwendbar” sind,
werden nicht von der Besteuerung ausgenommen. Die Unterscheidung zwischen Wieder-
verwendbarkeit und Wiederverwertbarkeit entspricht der Regelung im Verpackungsgesetz
(VerpackG): Nach § 1 (1) Satz 3 VerpackG soll das VerpackG das Verhalten der Verpflichteten
so regeln, dass vorrangig Verpackungsabfalle vermieden und dariiber hinaus einer Vorberei-
tung zur Wiederverwendung oder dem ,Recycling” zugefiihrt werden. Wiederverwendung
ist von Wiederverwertung (= Recycling) zu unterscheiden:

Wiederverwendung/-barkeit = ,Mehrwegprodukte”

Bei der Wiederverwendbarkeit geht es darum, den Gegenstand in seiner urspriinglichen
Form und Zusammensetzung ,wieder(holt)” fir den urspriinglich bestimmten Zweck zu
verwenden. Diese Definition findet sich auch in § 3 (21) Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrW@G),
wonach ,Wiederverwendung” im Sinne des KrWG ,jedes Verfahren ist, bei dem Erzeugnisse
oder Bestandteile, die keine Abfalle sind, wieder fiir denselben Zweck verwendet werden,
flr den sie urspriinglich bestimmt waren”.

Wiederverwertung/-barkeit = ,,Recycling”

Der Begriff ,Wiederverwertung” wird synonym zum Begriff ,Recycling” verwendet. Hierbei
werden Abfallprodukte zu Sekundérrohstoffen verarbeitet. ,Recycling” ist nach § 3 (25)
KrWG ,jedes Verwertungsverfahren, durch das Abfalle zu Erzeugnissen, Materialien oder
Stoffen entweder fiir den urspriinglichen Zweck oder fiir andere Zwecke aufbereitet wer-
den; es schlief3t die Aufbereitung organischer Materialien ein, nicht aber die energetische
Verwertung und die Aufbereitung zu Materialien, die fir die Verwendung als Brennstoff
oder zur Verfillung bestimmt sind.” Von ,Recycling” wird erst gesprochen, wenn der Roh-
stoff zuvor als ,Abfall” einzustufen war; andernfalls handelt es sich um ,Wiederverwendung®”.
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Besonderer Hinweis:

kei

ne Verpackungssteuer bei vom Kunden mitgebrachten Mehrwegverpackungen oder

bei mit Speise/Getrank abgegebener Mehrwegverpackung

Werden Speisen und Getrdnke in Gefd3e/Behalter abgefiillt oder verpackt, die von der Kund-
schaft mitgebracht werden, fallt keine Verpackungssteuer an. Gleiches gilt, wenn der Kunde die
wiederverwendbare Verpackung erst zusammen mit dem Kauf der Speise/des Getranks beim
Endverkaufer entgeltlich erwirbt.

Zu

finanzielle Forderung bei Einfiihrung von Mehrwegsystemen

Der Verkauf von Speisen und Getranken in Mehrwegverpackungen wird derzeit von der
Universitdtsstadt Tibingen auch finanziell gefordert - siehe unter
https://www.tuebingen.de/mehrweg#/28702

Verpflichtende Mehrwegalternative ab 2023

Eine Investition zur Umstellung auf die Mehrwegalternative ist bereits jetzt wirtschaftlich sinn-
voll. Der Bund sieht im Verpackungsgesetz die Einfiihrung einer verpflichtenden Mehrwegal-
ter-native fir Essen und Getranke zum Mitnehmen vor. Hiernach werden Letztvertreiber von
Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und von Einweggetrankebechern, die jeweils
erst beim Letztvertreiber mit Waren beflllt werden, ab dem 1. Januar 2023 verpflichtet, die

in diesen Einwegverpackungen angebotenen Waren am Ort des Inverkehrbringens jeweils
auch in ,Mehrwegverpackungen” zum Verkauf anzubieten. Die Letztvertreiber diirfen dabei
die Verkaufseinheit aus Ware und Mehrwegverpackung nicht zu einem héheren Preis oder zu
schlechteren Bedingungen anbieten als die Verkaufseinheit aus der gleichen Ware und einer
Einwegverpackung. Eine Ausnahme soll es fiir kleine Betriebe mit maximal flinf Beschaftigten
und maximal 80 Quadratmetern Verkaufsfliche geben. Sie sollen ihrer Kundschaft Speisen und
Getranke auch in mitgebrachte Behalter abfiillen kdnnen. Auf diese Moglichkeit sollen sie ihre
Kundschaft deutlich hinweisen. Die Mehrwegverpackung darf nicht teurer als eine Einwegver-
packung sein. (Zum Ganzen https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/klimaschutz/
mehrweg-fuers-essen-to-go-1840830).

Frage 2:

Werden auch Einweg(getranke)verpackungen, welche einem gesetzlichen Einwegpfand
unterliegen, nach der Verpackungssteuersatzung besteuert?

Antwort:
Nein, Einweg(getranke)verpackungen, welche einem gesetzlichen Einwegpfand unterliegen,
sind von der Besteuerung nach der Verpackungssteuersatzung ausgenommen.

Details:

21

zum Begriff des ,Pfandsystems” allgemein

Pfandsysteme sind Systeme zur Riickgabe von Gebrauchsgitern (,Pfandgut”) an den
Verkaufer oder eine gesonderte Riicknahmestelle, bei denen ein Anreiz fiir den Verbraucher,
das Gut zuriickzufiihren, erzeugt wird, indem der Verbraucher bei Empfang des Gutes einen
Wert (Pfand) hinzugeben muss, den er mit der Riickgabe des Gutes zurlickerhalt (z. B. einen
Geldbetrag).

2.2 zur Unterscheidung von Mehrweg- und Einwegpfand
Mehrwegpfand wird auf ,Mehrweggegenstande” erhoben. Einwegpfand wird hingegen auf
+Einweggegenstande” erhoben. Verpackungen, Geschirr und Besteck, welche dem Mehr-
wegpfand unterliegen, werden schon nicht nach der VerpackStS besteuert, weil es sich beim
Pfandgut um Mehrweggegenstdande handelt.
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2.3 zum Vorliegen des gesetzlichen Einwegpfands
Gemal § 31 (1) Satz 1 VerpackG aktueller Fassung sind Hersteller von mit Getranken befiill-
ten Einweggetrankeverpackungen verpflichtet, von ihren Abnehmern ein Pfand in Hohe
von mindestens 0,25 Euro einschlieBlich Umsatzsteuer je Verpackung zu erheben. Hiervon
gibt es nach § 31 (4) VerpackG derzeit jedoch noch erhebliche Ausnahmen. So wird bisher
zwar auf Einweg-Getrankeflaschen von Bier, Mineralwasser, Erfrischungsgetranken und
alkoholhaltigen Mischgetranken grundsatzlich das Pfand von 25 Cent erhoben. Von der
Einweg-Pfandpflicht ausgenommen sind derzeit aber Milch, Wein, Spirituosen, Frucht- und
Gemiisesafte, Apfelwein, Cider oder Energydrinks u. a. Nach der jiingsten Anderung des
Verpackungsgesetzes sollen ab dem 1. Januar 2022 Einweggetrankeflaschen aus Kunst-
stoff (bis zu drei Litern) grundsatzlich pfandpflichtig sein. Getrankedosen werden ebenfalls
grundsatzlich pfandpflichtig. Bereits im Verkehr befindliche Getrankeverpackungen diirfen
noch bis langstens 1. Juli 2022 pfandfrei verkauft werden. Ab 2024 wird die Pfandpflicht
auch auf Plastikflaschen mit Milchgetranken ausgeweitet. Das Pfandsystem fiir Einwegge-
trankeflaschen sorgt dafiir, dass diese verwertet werden kénnen. (Teils wortlich
www.bundesregierung.de/breg-de/themen/klimaschutz/mehrweg-fuers-essen-to-go-1840830)

2.4 zur Ausnahme der Verpackungssteuer nach VerpackStS bei gesetzlichem Einwegpfand
Durch die Formulierung in § 1 (2) Satz 1 der Satzung ,Nicht wiederverwendbar im Sinne von
Abs. 1 sind insbesondere Einwegverpackungen (wie z. B. Einwegdosen, -flaschen, -becher
und sonstige Einwegbehaltnisse), Einweggeschirr (Essgeschirr ohne Essbesteck) und Einweg-
besteck (wie z. B. Messer, Gabel, Loffel), die keiner Pfandpflicht unterliegen” wird geregelt,
dass Einwegverpackungen dann nicht besteuert werden, soweit sie bereits einem ,gesetzlichen”
Einwegpfand unterliegen.

Besonderer Hinweis:

Der Steuertatbestand entféllt jedoch nicht allein dadurch, dass Einwegverpackungen, -geschirr
oder -besteck mit einem nur vertraglichen/privatrechtlichen Einwegpfand (im Gegensatz zum
gesetzlichen Einwegpfand) seitens des Endverkaufers versehen werden (z. B. Einwegverpackung
mit 5 Cent ,Pfand”). Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die verschiedenen Ausgestaltungs-
moglichkeiten (z. B. als ,Minimalpfand” von 5 Cent). Denn dies ware ein ,vereinbartes Pfand”,
nicht dagegen die von der Satzung beschriebene ,Pfandpflicht”.

Zu Frage 3:
Wann liegt ,praktisch” ein Verkauf zum unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder
als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank vor?

Antwort:

Einwegverpackungen, -geschirr oder -besteck unterfallen nur dann nach § 1 (1) der Satzung der
Verpackungssteuer, sofern Speisen und Getranke darin bzw. damit fiir den unmittelbaren Ver-
zehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank verkauft werden
(z. B. warme Speisen und Getranke, Eis von der Eisdiele, Salat mit So3e und Besteck, Getranke ,to go”).
Hierzu muss ein ,,Kaufgeschaft” getatigt worden sein und das Gericht/Getrank - stark verkiirzt
und ,praktisch” ausgedriickt - eine Speise oder ein Getrank vorliegen, welches ,typischerweise”
nicht zur Aufbewahrung und Bevorratung, sondern zum unmittelbaren bzw. zeithahen Verzehr
(,to go“/“take away”) gekauft wird. Dies ist ,typischerweise” bei heilen/warmen Speisen / Getranken
oder bei kalten Speisen/Getréanken der Fall, welche bei langerem Zuwarten die Eigenschaften
verlieren, die fiir den unmittelbaren Verzehr vorgesehen waren (, kalt werden”; ,schmilzen”,
»~zusammenfallen” oder verderben). Weitere Einzelheiten siehe unten.
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Details:

3.1 zum Begriff des Kaufs bzw. Verkaufs
Unter Kauf bzw. Verkauf von Speisen und Getranken wird ein konkreter Verkaufsvorgang
im Sinne von Leistung und Gegenleistung, d. h. ,Ware gegen Kaufpreis”, vorausgesetzt. Die
Verwaltung erachtet es als sachlich angemessen und praktikabel, Vorgange jenseits eines
~Verkaufsvorgangs” nicht zu besteuern.

Besonderer Hinweis:

zu Verpflegungsleistungen in Krankenhdusern, Alten- und Pflegeheimen:

In Bezug auf Krankenhauser, Alten- und Pflegeheime nimmt die Verwaltung bei den neben dem
eigentlichen Aufenthalt ,mitgebuchten” Essens- bzw. Getrankeversorgungsleistungen im Rahmen
der Aufnahme ins Krankenhaus bzw. in ein Alten- oder Pflegeheim einen einheitlichen Vertrag an,
bei welchem die Verabreichung von Speisen und Getranken nur eine ,untergeordnete” Neben-
leistung darstellt und kein separater, entgeltlicher Verkaufsakt im Sinne der Verpackungssteuer-
satzung gegeben ist. Bei ,isolierten” Verkdaufen von Speisen bzw. Getranken am Kiosk auf dem
Geldnde von Krankenhdusern, Pflege- und Altenheimen liegen hingegen besteuerbare Verkaufs-
vorgange vor.

3.2 zur ,typisierenden” Betrachtungsweise von Speisen und Getranken
Die Verwaltung nimmt zur Anwendung der Formulierung ,Speisen und Getranke fiir den
unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank”
Typisierungen” der Speisen/Getranke vor. Bei den mal3geblichen Speisen und Getranken
handelt es sich durch die gewahlten Formulierungen um solche Speisen und Getranke, welche
Ltypischerweise” unmittelbar oder zumindest zeitnah nach ihrem Kauf im Gebiet der Uni-
versitatsstadt Tuibingen verzehrt werden (siehe oben). Hierbei ist davon auszugehen, dass
die Verpackung ,typischerweise” noch im Gebiet der Universitatsstadt Tubingen verbraucht
wird. Konkrete Beispiele sind in § 1 (1) der Satzung in Klammern genannt: ,Warme Speisen
und Getranke, Eis von der Eisdiele, Salat mit So3e und Besteck, Getranke ,to go”.

Besonderer Hinweis:

Das Erfordernis einer ,Einzelabfrage” des beabsichtigten Konsumenten-Zwecks (Sofortver-zehr/zeit-
naher Verzehr = besteuerbar; oder Aufbewahrung/Bevorratung = unterfallt nicht der Steuer) seitens
des Endverkaufers entfallt grundséatzlich durch die gewahlte ,typisierende” Betrachtungsweise.

3.2.1 Konsistenz, Beschaffenheit und Zweckbestimmung praktisch entscheidend
Die Einstufung unter die von & 1 (1) erfasste Kategorie an Speisen und Getranken ergibt sich
aus ihrer konkreten ,Beschaffenheit” bzw. ,Konsistenz” und aus der ,Zweckbestimmung”
der Speise und/oder des Getranks. Hierbei wird eine ,typisierende Betrachtungsweise” vor-
genommen. Mal3geblich ist folgende Frage: ,Wofiir werden die Speisen/Getranke typischer-
weise verkauft/gekauft - fiir den unmittelbaren/zeitnahen Verzehr oder zur Aufbewahrung
und Bevorratung zu Hause oder anderswo und erst spaterem Verzehr?”

3.2.2 Weitere praktische Abgrenzungskriterien
Nachfolgend sollen einige praktische Kriterien zur Einordnung von Einwegverpackungen
von Speisen und/oder Getranken unter die VerpackStS gegeben werden:
+ Keine wesentliche Zwischenschritte zwischen Kauf und Verzehr?
Die von der Satzung erfassten Speisen und Getrdanke werden typischerweise nicht erst
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3.3

3.31

nach Hause gebracht, dort aufbewahrt (,bevorratet”) und erst nach einiger Zeit verzehrt.
Vielmehr bedarf es zum Verzehr der Speise/ des Getranks nach ihrem/seinem Kauf keiner
J~wesentlichen Zwischenschritte” mehr wie ,Auftauen”, ,Kochen”, ,Backen”, ,Zubereiten”
wie z. B. Erhitzen etc. Achtung: Das blof3e Auspacken der Speise/des Getranks stellt hin-
gegen keinen wesentlichen Zwischenschritt zwischen Kauf und Verzehr dar.

+ keine fest ver-/'umschlossene Einwegverpackung?
Des Weiteren sind von der Satzung erfasste Speisen bzw. Getranke haufig nichtin der Art
und Weise verpackt, welche sich fiir eine langfristige Aufbewahrung zu Hause ,eignet”
(also z. B. nicht in fest ver-/umschlossenen Dosen oder Glasern oder fest verschlossene
Verpackung, welche zum Offnen ,verletzt” werden muss).

+ sofort- bzw. zeitnaher Verzehr oder nur Aufbewahrung bezweckt?
Fir die Auslosung der Steuerpflicht genligt es weiterhin nicht, dass sich die Speise oder
das Getrank fir den unmittelbaren/zeitnahen Verzehr ,eignet”. Ma3geblich ist vielmehr,
ob sie oder es ,typischerweise” hierfiir ,bestimmt ist”. Hierflir werden ,typisierende”
Kriterien wie die Beschaffenheit/Konsistenz (z. B. warme Speise, die bei langerem
Zuwarten kalt wird) herangezogen. Werden Waren ,typischerweise” eher zur Aufbe-
wahrung zu Hause und erst spaterem Verzehr verkauft, wie dies bei den meisten Super-
marktprodukten der Fall ist, fallt keine Verpackungssteuer an. Z. B. unterliegen im
Rahmen der ,typisierenden” Betrachtung Verpackungen einer verschlossenen Tafel
Schokolade, von verschlossenen Gurken im Glas, von frischem Obst etc. oder z. B. die
verschlossene Dose eines Getranks keiner Verpackungssteuer, auch wenn es nicht aus-
geschlossen ist, dass das Produkt direkt vor dem Supermarkt verzehrt wird.

» Vorliegen einer ,Serviceverpackung”?
In den meisten — wenn auch nicht allen - Fallen der die Steuer auslésenden Verpackun-
gen handelt es sich um sog. ,Serviceverpackungen”i.S. d. § 3 (1) Nr. 1 a) VerpackG. Diese
gehodren zu den Verpackungen, welche typischerweise dem/der Endverbraucher_in als
Verkaufseinheit aus Ware und Verpackung angeboten werden (Verkaufsverpackungen),
aber erst beim/bei der Letztvertreiber_in befiillt werden, um die Ubergabe von Waren an
den/die Endverbraucher_in zu ermdglichen oder zu unterstiitzen. Dies ist typischerweise
beim Imbisseinweggeschirr der Fall, in welchem z. B. die Pommes an den/die Kunden_in
Ubergeben werden.

zu typischen Fallgruppen der von § 1 (1) der Satzung erfassten Speisen/Getranke
Nachfolgend sollen ,typische” Fallgruppen der in § 1 (1) der Satzung erfassten Speisen/
Getranke aufgefiihrt werden:

heile, warme bzw. aufgewdrmte Speisen und Getranke, welche zeitnah kalt werden
Bei Verkauf von heil3en, warmen bzw. aufgewarmten Speisen und Getranken ist typischer-
weise von einem unmittelbaren oder zeitnahen Verzehr der Speise und/oder des Getranks
auszugehen, da die Speise (z. B. Pommes, Curry Wurst, Déner, Falafel etc.) und / oder das Ge-
trank (z. B. Coffee to go, heiler Tee etc.) gerade heif/warm verzehrt werden sollen und bei
langerer Aufbewahrung kalt wiirden. Einwegverpackungen dieser Speisen und Getranke sind
steuerpflichtig. So sind z. B. Papierverpackungen oder die Alufolie oder sonstige Einwegver-
packung fir z. B. Pommes, Curry-Wurst, Burger, Doner, Falafelgerichte, warme Nudel- oder
Reis- und/oder Gemiisegerichte, warmen Leberkdaswecken, Semmel mit einem warmen
Schnitzel-Belag, warmen Zwiebelkuchen, warme Quiche, Pizza zum Mitnehmen etc. Einweg-
verpackungen im Sinne der Verpackungssteuersatzung und werden besteuert (vgl. mehr
hierzu Anlage 2). Typische Hei3getranke, deren Einwegverpackung besteuert werden, sind
der Coffee to go sowie z. B. heil3e Kakao- oder Tee-Getranke.
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Besonderer Hinweis:

Noch warme Essensreste, welche man im Restaurant einpacken lassen kann und mitnimmt, um
diese zu Hause zu einem spdteren Zeitpunkt zu verzehren, I6sen keine Verpackungssteuer aus.

3.2.2 kalte Speisen, welche zeitnah schmelzen (z. B. offenes Eis) oder bei langerem
Zuwarten verderben (z. B. Tiramisu)
Gleiches gilt fiir eine kalte Speise, welche typischerweise ,kalt” verzehrt wird und bei erheb-
lichem Zuwarten zwischen Kauf und Verzehr schmelzen oder verderben wiirde (Keimbelas-
tung etc.) und zudem nicht ,fest verschlossen” in der Art und Weise verpackt ist, um diesem
Vorgang entgegenzuwirken. So ist beispielsweise bei Speiseeis oder Tiramisu im offenen
Verkauf von einem zeitnahen Verzehr auszugehen, da es bei langerem Transport schmilzt.
Es kann wie folgt unterschieden werden:

Besonderer Hinweis:

« nicht essbarer Eisbecher bei offenem Eis: unterliegt der Steuerpflicht.

- Eisin der essbaren Waffel: Die Waffel zahlt als Siil3speise, somit keine Verpackung im Sinne der
Satzung.

« Eis aus der Tiefkiihltruhe z. B. im Supermarkt (kein ,offenes” Eis, sondern fest verschlossenes
Eis): Ist ein Speiseeis bereits im Ankauf verpackt und wird aus der Tiefkiihlung verkauft, wird
Ltypisierend” davon ausgegangen, dass es dem Vorrat zu Hause und spaterem Verzehr dient,
deshalb ist es steuerfrei. Auf die ,GroBe” des verpackten Eises kommt es nicht an.

3.3.3 Speisen, die nicht erwdarmt werden, aber typischerweise unmittelbar/zeitnah verzehrt
werden und mit Besteck (und falls iiblich: Sauce) abgegeben bzw. verkauft ist
Die Verwaltung geht von einem unmittelbaren oder sehr zeitnahen Verzehr von Speisen
aus, wenn diese nach ihrem Kauf ohne wesentliche Zwischenschritte (wie Erhitzen oder
Erwarmen) verzehrt werden kénnen und die ,Voraussetzungen” fiir den unmittelbaren Ver-
zehr durch die Speise beim Kauf beiliegendes Besteck sowie - falls {iblich — Sauce vorliegen.

3.3.4 Praktische Beispiele:

» Salatschale oder -bowl: Die Einwegverpackung fiir die Salatbowl ist steuerpflichtig,
wenn der Salat zum unmittelbaren/zeitnahen Verzehr bestimmt ist. Typischerweise ist
dies der Fall, wenn die Salatbowl| neben Salat auch Sauce und Besteck enthalt.

» Sushi: Die Sushiverpackung ist steuerpflichtig, wenn dem Sushi Besteck beiliegt.

+ Obstschalen oder -bowls: Werden Obstschalen oder -bowls mit Besteck verkauft bzw.
abgegeben, sind die Verpackungen und das Besteck, egal aus welchem Material, zu ver-
steuern.

+ Einwegverpackungen fiir ,Backerwaren”

Die Backertute und/oder Pappdeckel werden bei Verkauf von Brezeln bzw. Butterbrezeln,
Brotchen bzw. Brotscheiben jeder Art mit kaltem Belag (Wurst, Kase etc.) oder sonstigen
nicht erwarmten Backerprodukten wie Schneckennudeln etc. nicht besteuert.

Besonderer Hinweis:

Sind jedoch Besteck(teile) beigefiigt, so sind die Einwegverpackungen, Besteck bzw. Pappdeckel
zu besteuern. Fehlt Besteck, wird keine Steuerpflicht ausgeldst, da nicht typischerweise von einem
unmittelbaren/zeitnahen Verzehr ausgegangen wird.
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3.4

3.4

3.4.2

zur Einordnung von Einwegverpackungen von Convenience-Food/-Lebensmittel

Begriff Convenience-Food/-Lebensmittel

Zum ,Convenience-Food/-Lebensmittel” gibt es kein ,einheitliches Verstandnis”. Es handelt
sich aber jedenfalls verkiirzt um ,vorgefertigte Lebensmittel”, bei denen bestimmte Be- und
Verarbeitungsstufen bereits vorgenommen sind, um die Zubereitung zu erleichtern. Sie
haben jedenfalls einen hoheren Bearbeitungsgrad als Rohware. Vorliegend sollen Fertig-
gerichte und Teilfertiggerichte ebenfalls hierunter fallen und keine ,besondere” Kategorie
darstellen. Vgl. nachfolgend Artikel zum ,Convenience Food” unter
https://de.wikipedia.org/wiki/Convenience_Food:

»Das Lexikon der Erndhrung unterteilt Convenience Food in teilfertige und verzehrfertige
Lebensmittel (,Fertiggerichte”). ,Convenience Food” sind ,Lebensmittelzubereitungen, die
vollstandige Mahlzeiten ergeben, die so gegessen werden oder evtl. noch kurz aufgewarmt
werden missen.” Teilfertige Lebens-mittel werden dagegen unterteilt in kiichenfertige Le-
bensmittel, die vor dem Garen noch vorbereitet werden miissen wie z. B. Gemdise, Friichte
oder zerlegtes Fleisch; garfertige Lebensmittel, die nur gegart werden miissen wie z. B.
fertig zubereitetes Gemiise, mariniertes Fleisch sowie zubereitungsfertige Lebensmittel, die
vorbereitet und gegart sind und nur erwarmt oder vermischt werden miissen wie zum Bei-
spiel Menis oder Meniikomponenten. Das Lexikon des Ernahrungsportals Baden-Wirttem-
berg nennt folgende Kategorien und Beispiele (tabellarischer Aufbau von Stadtverwaltung
gewabhlt):

kiichenfertig z.B. unzubereitetes Tiefklihl-Gemdise, Fischfilet, Mischsalat,
Backmischung, Krustaden

garfertig z.B. Nudeln, Schnitzel (paniert), Tiefkiihl-Pommesfrites
aufguss-/anriihrfertig z.B. Kartoffelpiireepulver, Instantgerichte (Titensuppe)

zubereitungsfertig z.B. Konserven, Tiefkiihl-Fertiggerichte, Mikrowellengerichte
(regenerierfertig) Tiefkuhltorte

verzehrfertig z.B. Fischkonserven, Backwaren, Schokoriegel, Speiseeis oder
Fruchtjoghurt.*

* Verzehrfertig bedeutet hierbei, dass die Speise/das Getrank direkt nach Offnung oder
Entfernen der Verpackung verzehrt werden kann.

Convenience-Produkte zum warmen Verzehr, die noch wesentlicher Zubereitungsschritte
vor Verzehr bediirfen

In der Regel werden Convenience-Produkte zum ,warmen Verzehr” z. B. in der Kiihltheke
eines Lebensmittelladens ,kalt” ver-/gekauft und mussen (s. 0.) mindestens noch erhitzt
oder in sonstiger Weise ,verzehrfertig” gemacht werden. Diese Convenience-Produkte
bedirfen vor Verzehr noch wesentlicher ,Zubereitungsschritte” zur Geniel3barkeit wie
Erwdrmen, Erhitzen, Zufligen von Wasser, Milch etc. Deshalb |6st die Einwegverpackung
dieser Produkte schon keine Verpackungssteuer aus, da bei typisierender Betrachtungs-
weise nicht von einem unmittelbaren/zeitnahen Verzehr nach Kauf ausgegangen wird,
sondern von einem Kauf zur ,Vorratshaltung” und spateren Verwendung.
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3.4.3 Convenience-Produkte, welche bereits verzehrfertig sind

Es gibt zudem verzehrfertige Convenience-Produkte, welche zum sofortigen Verzehr geeig-
net sind, z. B. kalte Sof3e, angemachte Salatsauce, Desserts, fertige Salate, Joghurt, Backwa-
ren, Wurst ( vgl. INVIA Akademie, Die Convenience-Stufen, unter https://www.invia-akade-
mie.de/fileadmin/user_upload/nachhaltigkeit/materialien/Convenience-Stufen_pe.pdf.)

In der Regel handelt es sich auch hierbei jedoch um kalte bzw. nicht warme/nicht aufge-
warmte Speisen, welche typischerweise zur Bevorratung ver-/gekauft werden. Vielfach wer-
den diese Produkte wie z. B. Joghurt, Gurken im Glas, Ananas in der Dose, verpackte Wurst,
Desserts im geschlossenen Becher, Salatsauce in Salatsaucenverpackung, diverse sonstigen
Saucen etc. zudem in einer festen, komplett geschlossenen Einwegverpackung, welche zur
langeren Aufbewahrung geeignet ist, verkauft. Folglich werden Einwegverpackungen dieser
Produkte ebenfalls nicht mit der Verpackungssteuer belegt.

Anders liegt dies bei Einwegverpackungen fiir Convenience-food, welches bereits aufge-
warmt verkauft wird. Hier ist typischerweise von einem sofortigen/zeitnahen Verzehr aus-
zugehen. Es greift die Verpackungssteuer-Pflicht.

Besonderer Hinweis:

Liegt/liegen verzehrfertigen Convenience-Speisen Besteck bzw. Besteckteile wie z. B. bei verzehr-
fertigem Sushi mit Stabchen bei, so ist bei typisierender Betrachtungsweise von einem unmittel-
baren oder zumindest sehr zeitnahen Verzehr auszugehen, so dass hier die Verpackungssteuer
eingreift.

3.5

zur Einordnung von Einwegverpackungen unverarbeiteter, d. h. ,roher”, unmittelbar
verzehrfertiger Lebensmittel

Viele weitere rohe Lebensmittel wie Obst (z. B. Apfel, Trauben, Orangen etc.) und Gemiise
(z. B. Tomaten, Pilze etc.) kdnnen zwar haufig unmittelbar verzehrt werden, werden jedoch
im Lebensmittelladen, beim Bauernladen, im Supermarkt etc. typischerweise ,zur Bevor-
ratung” zu Hause verkauft. Auch hier fallt fir eine Einwegverpackung keine Verpackungs-
steuer an.

Besonderer Hinweis:

Es gibt seit geraumer Zeit wiederverwendbare Beutel aus Stoff oder sonstigen Materialien, mit
welchen Obst und Gemiise transportiert werden kann. Dies ist wesentlich umweltfreundlicher
als die Verwendung von Einwegverpackungen.

3.6

Einordnung von Einwegverpackungen bei Lieferservices fiir warme/kalte Gericht zum
Verzehr zu Hause oder auf Arbeit etc.

Lieferservices, welche warme/kalte Gerichte zum Verzehr zu Hause, auf Arbeit etc. liefern, die
sofort verzehrt werden kdnnen, bieten z. B. verzehrfertige Pizza, Pasta, Salate, Nachspeisen etc.
in Einwegverpackungen an. Nach Auslegung der Verwaltung fallen diese verzehrfertigen
Produkte der Lieferservices jedoch nicht unter die mitnehmbaren ,take-away-Produkte”,

da sie nicht vom Konsumenten/Kunden beim Kauf ,mitgenommen®, sondern angeliefert
werden. Auch die erste Variante, d. h. der Kauf fiir den unmittelbaren Verzehr an Ort und
Stelle, liegt nach Auslegung der Verwaltung nicht vor. Zwar fallt unter den Begriff ,an Ort
und Stelle” nach sinngemafer Auslegung das komplette Gebiet der Universitatsstadt Tiibingen.
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3.71

3.7.2

3.8

Allerdings kdnnen zwischen dem verbindlichen ,Bestellvorgang” beim Lieferservice und
der Anlieferung teils erhebliche Zeit liegen. Es ist z. B. moglich, dass bereits am Vortag eine
Bestellung fiir einen bestimmten Termin am Folgetag oder flir noch spatere Zeitraume auf-
gegeben wird. Geht man von einem Vertrag mit der Bestellung aus, welcher dann mit Anliefe-
rung ,erfillt” wird (Ware gegen Bezahlung), so ist in vielen Féllen das ,Unmittelbarkeitskriterium”
(Kauf zum unmittelbaren” Verzehr) nach Auslegung der Verwaltung nicht mehr erfillt.

Bei typisierender Betrachtungsweise sieht die Verwaltung daher den Steuertatbestand hier
nicht als erfillt an, so dass z. B. Einwegverpackungen fiir Pizza-Lieferservices nicht besteuert
werden. Kauft ein Kunde stattdessen die Pizza bei der jeweiligen Abgabestelle und nimmt
diese im Karton mit, unterliegt die Einwegverpackung der Verpackungssteuer.

Einordnung von Einwegverpackungen fiir Speisen und Getranke aus Automaten
Hier gelten die allgemeinen Abgrenzungskriterien fiir die Besteuerung:

Speisen aus dem Automaten

Handelt es sich typischerweise um Speisen, welche unmittelbar/zeitnah verzehrt werden,
so greift die Besteuerung. Dies ist jedenfalls bei warmen/heif3en Speisen, z. B. bei heien
Suppen aus dem Automaten, der Fall. Handelt es sich hingegen nicht um warme/erwarmte
Gerichte, sondern um fest verpackte und haltbare Speisen wie z. B. Schokoriegel, Chips,
haltbare Salami wird die Verpackung nicht besteuert, da nach dem Typisierungsgrundsatz
nicht von einem unmittelbaren bzw. zeitnahen Verzehr ausgegangen wird.

Getrdanke aus dem Automaten

Werden Getranke in fest verschlossenen Dosen (z. B. Limonaden-Dose) oder Flaschen ver-
kauft, so spricht nach dem Typisierungsgrundsatz die Art der Einwegverpackung fiir einen
Kauf zur Bevorratung. Darliber hinaus unterliegen einige Getrankeverpackungen kalter Ge-
tranke bereits dem gesetzlichen Einwegpfand und werden schon deshalb nicht besteuert.

Anders ist dies zu beurteilen, wenn besonders fiir den Verzehr gekiihlte (Fruchtsaftgetranke,
Wasser, ,Frozen”-Getranke; Eistee, Eiskaffee) oder erhitzte Getranke wie Kaffee, Tee,
Kakao-Getrdnke etc. in nicht fest verschlossenen Einwegbechern (mit/ohne Deckel) aus

dem Automaten verkauft werden. Hier ist schon anhand der Konsistenz von einem unmittel-
baren/zeitnahen Verzehr und nicht von einem Vorratskauf auszugehen.

Hinweise zum ,drive in/drive through” — Verkauf

Speisen und Getranke in Einwegverpackungen, die tiber einen sogenannten ,drive in”
verkauft werden, fallen nicht unter die Verpackungsteuer. Der Grund dafiir ist die gezielte
Art des Verkaufs an Personen, welche ausschlief3lich mit einem motorisierten Fortbewe-
gungsmittel mit groBBer Reichweite einkaufen. Durch das motorisierte Fortbewegungsmittel
ist innerhalb sehr kurzer Zeit ein erheblicher Ortswechsel nach erfolgtem Einkauf méglich.
Auch bei hei3en oder kalten, schnell verderblichen Speisen oder Getranken erscheint es
daher als moglich, dass ein Verzehr der Speise/des Getranks und damit der Verbrauch der
Einwegverpackung in diesem Sonderfall auBerhalb der Universitatsstadt Tiibingen erfolgen
kann. Der Satzungswortlaut wird in diesem Fall dahingehend ausgelegt, dass diese Einweg-
verpackungen nicht besteuert werden.
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Besonderer Hinweis:

zur satzungsgemaBen Definition , drive in":

Verkauf nur an ,motorisierte” Kundschaft, die aus dem Auto heraus, auf dem Motorrad oder einem
kennzeichenpflichtigen Pedelec/Ebike sitzend einkauft. Es gentigt nicht zur Annahme eines ,drive in”,
wenn ein Geschaft ,auch” Gber einen Parkplatz verfiligt und die Kundschaft hier auch parken kann.

3.9 Hinweise zu ,Kleinstverpackungen” sowie besonders kleinen Besteckteilen
Ziel der Verpackungssteuersatzung ist es, Einnahmen zum stadtischen Haushalt zu generie-
ren sowie die zunehmende Vermiillung des Stadtbilds durch im 6ffentlichen Raum entsorg-
te ,to-go” Verpackungen zu verringern und einen Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsys-
temen zu setzen. Kleinstverpackungen sind solche Einwegverpackungen, welche ,von der
Grof3e” her nur wenige Zentimeter grof3 sind, z. B. Ketchup- oder Senfsachets, Zuckersachets
etc. Nicht entscheidend ist hingegen das Gewicht oder Material der Einwegverpackung.
Nach Auslegung der Verwaltung werden diese ,Bagatell-Verpackungen” nicht besteuert,
weil sie aufgrund ihrer geringen Grof3e typischerweise nur wenig Verpackungsmiill produ-
zieren, soweit nachfolgende fiir Kleinstverpackungen handelsiibliche MaximalgréBen einge-
halten werden:

Die maximale Flllmenge der steuerbefreiten Kleinstverpackungen betragt 25g bzw. 25 ml
(so liegt z. B. die Fiillmenge von Kleinstverpackungen fiir Ketchup, Senf und Mayonnaise
meist bei 17 bis 20g/ml, fiir Zucker bei 2 bis 5g, fir Salz bei 1g, fiir Nutella und andere Nuss-
Schoko-Aufstriche bei 15g, flir Marmelade bei 25g, fiir Honig bei 209).
Auch besonders kleine Besteckteile, konkret
+ kleine Eisspatel etc.

kleine Piekser flir Pommes/Curry-Wurst etc.,
werden nach Auslegung der Verwaltung nicht besteuert, soweit die maximale Grof3e bei
bis zu 10 cm liegt (so sind z. B. Pommesgabeln meist zwischen 7,6 und 9,5 cm lang, Eisspatel
sind meist zwischen 9,5 und 9,7 cm lang).

Fir Rihrstabchen gilt fir die Erhebung der Steuer eine besondere Mindestlange von 14 cm.
Die Verwaltung halt dies fiir gerechtfertigt, da der GroBteil der am Markt verfligbaren
Stabchen 14 cm lang ist und Rihrstédbchen nur sehr wenig Miill produzieren.

§2
Steuerschuldner

Zur Entrichtung der Steuer ist der/die Endverkaufer/in von Speisen und Getranken nach § 1
verpflichtet.

Hinweise:

+Endverkaufer/in” im Sinne der Satzung ist jede Verkaufsstelle oder jeder Betrieb, bei welchem
Speisen und Getranke in oder mit Einwegverpackungen, Einweggeschirr oder -besteck fiir den
unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank
verkauft werden. Erfasst wird also nicht der Weiterverkauf im gewerblichen Bereich, bei welchem
die Speisen/Getranke nicht an den Endverbraucher abgegeben werden. ,Endverkaufer” sind damit
zum Beispiel Imbisse, Cafés, Gaststatten, Backereien, Supermarkte, Tankstellen u. a. Die Steuer darf
Uber den Verkaufspreis der Speisen und Getranke refinanziert werden.
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Besonderer Hinweis:

Hersteller von (an sog. ,dualen Systemen” wie dem Griinen Punkt u. a.) systembeteiligungspflichtigen
Verpackungen haben sich nach § 7 (1) VerpackG mit diesen Verpackungen zur Gewahrleistung der
flachendeckenden Riicknahme an einem oder mehreren Systemen zu beteiligen. Nach § 3 (8)
VerpackG sind ,systembeteiligungspflichtige Verpackungen” mit Ware beftillte Verkaufs- und
Umverpackungen, die nach Gebrauch typischerweise beim privaten Endverbraucher als Abfall
anfallen. Nach § 3 (14) VerpackG ist ,Hersteller” derjenige Vertreiber, der Verpackungen erstmals
gewerbsmaBig in Verkehr bringt. Als Hersteller gilt auch derjenige, der Verpackungen gewerbs-
maBig in den Geltungsbereich dieses Gesetzes einfiihrt.

Im Fall von ,Serviceverpackungen®, d. h. Einwegverpackungen, welche erst beim Letztvertreiber
befiillt werden, um die Ubergabe von Waren an den Endverbraucher zu erméglichen oder zu un-
terstuitzen (z. B. Pommesschale), gilt nach § 7 (2) Satz 1 VerpackG, dass ein Hersteller von system-
beteiligungspflichtigen Serviceverpackungen von den Vorvertreibern dieser Serviceverpackungen
verlangen kann, dass sie sich hinsichtlich der von ihnen gelieferten unbefiillten Serviceverpackun-
gen an einem oder mehreren Systemen beteiligen.

Damit kann diese Verpflichtung bei den Serviceverpackungen an die Vorvertreiber (also diejeni-
gen, von denen die Verpackungen eingekauft werden) abgegeben werden. Somit liegt auch keine
Doppelbesteuerung vor.

§3
Steuerbefreiung

Von der Verpackungssteuer sind die Steuergegenstiande befreit, die

1. vom Steuerschuldner vollstandig am Ort der Abgabe zuriickgenommen und einer stoff-
lichen Verwertung auBBerhalb der 6ffentlichen Abfallentsorgung zugefiihrt werden. Die
Riicknahme und stoffliche Verwertung sind von dem/der Steuerpflichtigen auf Verlangen
nachzuweisen;

2. im Rahmen von Markten, Festen und sonstigen zeitlich befristeten Veranstaltungen ver-
wendet werden, sofern der/die Endverkaufer/in insgesamt an nicht mehr als zehn Tagen
im Jahr Speisen und Getranke im Rahmen solcher Veranstaltungen im Satzungsgebiet
verkauft.

Hinweise:

Zu § 3 Ziffer 1): Riicknahme und stoffliche Verwertung

Eine Steuerbefreiung der jeweiligen Einwegverpackung ist nur dann méglich, wenn diese am Ort
des Verkaufs (,gleiches Betriebsgelande”) vollstandig, also alle Teile der jeweiligen Einwegverpa-
ckung (egal aus welchem Material) diese sind, fiir eine stoffliche Verwertung (Recycling - Wieder-
verwertung) zuriickgenommen wird. Die Anzahl der zurlickgenommenen Einwegverpackungen
muss von einem Steuerschuldner nachvollziehbar erfasst und benannt werden. Die Einwegver-
packungen diirfen zur Steuerbefreiung nicht Gber das 6ffentlich-rechtliche Entsorgungssystem
(Mulleimer, Millabfuhr) entsorgt werden und dirfen auch nicht einer energetischen/thermischen
Verwertung (gemeint ist hier in erster Linie die Millverbrennung) zugefiihrt werden. ,Stoffliche
Verwertung” ist entsprechend § 3 (23 a) VerpackG vielmehr ,jedes Verwertungsverfahren mit
Ausnahme der energetischen Verwertung und der Aufbereitung zu Materialien, die fiir die Ver-
wendung als Brennstoff oder als anderes Mittel der Energieerzeugung bestimmt sind. Zur stoffli-
chen Verwertung zahlen insbesondere die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling
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und die Verfiillung.” Als Nachweis fiir die erfolgte stoffliche Verwertung ist der Vertrag mit dem
Abfallverwertungsunternehmen und der jeweilige Verwertungsnachweis vorzulegen. Dort muss
die vollstandige stoffliche Verwertung der Einwegverpackungen aufgefiihrt sein. Die Zufiihrung
von Einwegverpackungen in das Duale System (Grliner Punkt, gelbe Sacke) bewirkt keine Steuer-
befreiung. Die Pflicht zur getrennten Sammlung von gewerblichen Siedlungsabfallen gemaf3 der
bundesweiten Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) bleibt unberihrt.

Beispiel 1:

Ein Imbiss verkauft Speisen und Getranke in Einwegverpackungen zum Mitnehmen (take-away)
und hat in oder vor seinen Verkaufsraumen Tische und Stiihle, an denen gegessen und getrunken
werden darf. Dieser Imbiss hat einen schriftlichen Vertrag mit einem privaten Miillentsorger, der
z. B. Papier und auch Plastik getrennt abholt und diese werden zur Herstellung von neuen Pro-
dukten (Recycling) verwendet. Steuerfrei sind dann die Einwegverpackungen fir die Speisen und
Getranke, die von diesem Imbiss zuriickgenommen und tber den vertraglich nachgewiesenen
Verwertungsweg entsorgt werden. Eine entsprechende Beschilderung der Miilltonnen ist wichtig,
um Fehlwiirfe zu vermeiden.

Beispiel 2:

Bei einer Betriebskantine konnen auch Einwegverpackungen fiir Speisen und Getranke steuerfrei
sein, wenn diese Uber den Betrieb einer stofflichen Verwertung zugefiihrt werden, also im Kanti-
nenbereich getrennt eingesammelt und entsprechend verwertet (recycelt) werden.

Gegenbeispiel:
Nimmt der Kunde / die Kundin die verpackten Speisen und Getranke mit auf seinen/ihren weiteren
Weg (take-away, to-go), dann sind die Einwegverpackungen in jedem Fall steuerpflichtig.

Besonderer Hinweis:
Mehrwegsysteme entlasten die Abfallentsorgung und sind immer besser fiir unsere Umwelt.

Zu § 3 Ziffer 2): Markte, Feste und sonstige zeitlich befristete Veranstaltungen

Hierbei sind Markte und Veranstaltungen mit Speise- und Getrankeangebot gemeint, die wie z. B.
der Regionalmarkt, der Umbrisch-Provenzalische Markt oder Weihnachtsmarkt an wenigen Tagen
im Jahr stattfinden. Auch einzelne Veranstaltungen wie z. B. Konzerte und Theatervorstellungen,
bei denen nicht mehr als zehn Tage im Jahr Speisen und Getranke angeboten werden, fallen unter
die Ausnahmeregelung.

Besonderer Hinweis:

Die Steuerbefreiung gilt nicht fiir Verkaufsstande mit einer Abgabe von Speisen und Getranken
entsprechend § 1, die bei mehreren Markten und Veranstaltungen und in Summe mebhr als

zehn Tage im Jahr vertreten sind. Hier werden die jeweiligen Tage der Markte und Veranstaltungen
zusammen betrachtet.
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§4
Steuersatz und Bemessungsgrundlage

(1) Die Steuer betragt fiir

1. jede(n) Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einweggetrankeverpackung 0,50 Euro
2. jedes Einweggeschirrteil und jede sonstige Einweglebensmittelverpackung 0,50 Euro
3. jedes Einwegbesteck (-set) 0,20 Euro

(2)  Der Steuersatz pro Einzelmahlzeit wird auf maximal 1,50 Euro begrenzt.

Zu § 4 Absatz 1:
Die Anlage 2) enthilt eine beispielhafte Ubersicht von steuerpflichtigen Einwegverpackungen,
Einweggeschirr und/oder -besteck.

Zu § 4 Absatz 2: Steuerhochstsatz von 1,50 Euro

Wenn eine Person mehrere Gerichte und Getranke in steuerpflichtigen Einwegverpackungen
fur sich selbst zum Verzehr kauft, so fallen fir diese Einwegverpackungen insgesamt maximal
1,50 Euro an Steuern an.

Kauft eine Person oder kaufen mehrere Personen zusammen hingegen Speisen und Getrdnke,
so sind diese getrennt nach Anzahl der Mahlzeiten pro Person zu berechnen. Auch hier gilt pro
Person die Obergrenze der Steuer von 1,50 pro Einzelmahlzeit, die eine Person Ublicherweise
verzehrt.

Beispiel 1:

Eine Person kauft als Mittagsessen einen Salat mit Sauce und Besteck (Steuer 0,50 Euro fiir Salat-
verpackung + 0,20 Euro (flir Besteck); Saucenverpackung als Kleinstverpackung steuerfrei) dazu
eine Portion Pommes (0,50 Euro) fiir Pommesschale und eine Currywurst (0,50 Euro) fiir Curry-
Wurst-Schale, die jeweils getrennt verpackt sind. Dazu kauft sie als Getrank einen Coffee to go
(0,50 Euro) fiir Coffee to go Becher. Zusammen gerechnet waren dies 2,20 Euro Verpackungssteuer,
wegen der Obergrenze fiir die Einzelmahlzeit muss in diesem Fall nur 1,50 Euro bezahlt werden.

Beispiel 2:

Zwei Personen kaufen zusammen fiir die Mittagspause eine Portion Pommes (0,50 Euro fiir
Verpackung), eine Currywurst (0,50 Euro fiir Verpackung) und zwei Coffee to go (2x 0,50 Euro fiir
Becher = 1 Euro). Hier ist typischerweise davon auszugehen, dass es sich um zwei Mahlzeiten fiir
zwei Personen handelt, jede Person trinkt einen Kaffee und verzehrt ein Gericht. Insgesamt fallen
2 Euro Steuer an. Die Hochstgrenze greift nicht.

§5
Entstehung, Festsetzung und Filligkeit

(1) Die Steuerschuld entsteht im Zeitpunkt des Verkaufs von Speisen und Getrianken nach § 1.

Hinweise:

Mit dem Verkauf von Speisen und/oder Getranken in Einwegverpackungen entsprechend § 1 wird
die Steuer sofort féllig. Die Steuerschuld entsteht somit im Zeitpunkt Verkaufs. An die Stadt muss
diese Steuerschuld aber erst bezahlt werden, nach dem ein Steuerbescheid oder Steuervorauszah-
lungsbescheid von der Stadt an die Steuerpflichtigen verschickt wurde.
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(2) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr.

Hinweise:
Das Kalenderjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember jeden Jahres.

(3) Der/die Steuerpflichtige hat bis zum 15. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums der
Stadtverwaltung eine Steuererklarung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen.

Hinweise:

Der Besteuerungszeitraum endet jeweils am 31. Dezember jeden Jahres, somit muss der/die Steu-
erpflichtige bis spatestens 15. Januar des darauffolgenden Jahres eine Steuererklarung abgeben.
Sollte der Verkaufsbetrieb vor Jahresende geschlossen oder an eine andere Person/Gesellschaft/
oder dhnliches libergehen, muss die Steuererklarung 15 Tage nach Betriebsauf- oder -libergabe
der Stadt vorliegen. Fir die Steuererklarung stellt die Stadt ein Formular (amtlich vorgeschriebenen
Vordruck) zur Verfligung, es erfolgt jedoch keine weitere Aufforderung oder Erinnerung zur Ab-
gabe der Erklarung.

In begriindeten Fallen kann eine Fristverlangerung bei der Stadt schriftlich beantragt werden.

(4) Die Stadtverwaltung kann die Steuerschuld schatzen und aufgrund der Schatzung einen
Steuerbescheid erteilen, wenn der /die Steuerpflichtige die ihm/ihr obliegenden Pflichten
nicht, nicht rechtzeitig oder unvollstandig erfiillt.

Hinweise:

Der/die Steuerpflichtige ist verpflichtet, eine Steuererklarung als Grundlage fiir die Steuerfestset-
zung bei der Stadt einzureichen, siehe § 5 (3) VerpackStS. Wenn eine solche Steuererklarung bei
der Stadt nicht oder erst nach Ablauf der Frist eingegangen ist, dann darf die Stadt die Hohe der
Verpackungssteuer nach sachgemafBen Kriterien schatzen und auf Grundlage dieser Schatzung
einen Steuerbescheid erstellen. Fir die Abgabe von falschen und/oder unvollstandigen Angaben
bei der Steuererklarung gilt dies gleichermal3en.

(5) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Steuerbescheids zur Zahlung fallig.

Hinweise:

Der/die Steuerpflichtige erhdlt von der Stadt einen Steuerbescheid, in dem die Hohe der Steuer-
schuld, also der zu zahlende Steuerbetrag mitgeteilt wird. Dieser Betrag muss innerhalb eines
Monats ab Bekanntgabe von der/dem Steuerpflichtigen an die Stadtkasse bezahlt werden.

Beispiel:

Die Stadt hat am 15. Marz eines Jahres den Steuerbescheid zur Post gebracht. Der Bescheid wurde
dem Steuerschuldner am 18. Marz zugestellt. Dann muss die Steuerschuld einen Monat spater,

d. h. bis 18. April, bzw. am darauffolgenden Werktag - sollte das Fristende auf einen Sonntag,
Feierabend oder Sonnabend fallen — bei der Stadtkasse als Zahlung eingegangen sein.
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Besonderer Hinweis:

Im Hinblick auf den Pilotcharakter des Vorhabens wurde in der Informationsveranstaltung vom
17. September 2019 darum gebeten, die Steuerbescheide unter einem ,Vorbehalt” der Nachpri-
fung zu erlassen. Die Verwaltung wird dieser Anregung folgen. Sinn und Zweck des geplanten
Vorbehalts der Nachpriifung war es aus Sicht der Verwaltung zunachst, eine Vielzahl von Wider-
spriichen gegen die Steuerbescheide zu vermeiden, indem eine unproblematische nachtragliche
Anderung bzw. Anpassung der Bescheide ermdglicht werden sollte. Allerdings hat eine weiterge-
hende Priifung ergeben, dass - trotz Vorbehalts der Nachpriifung - eine potentielle Riickzahlung
der Verpackungssteuer seitens der Stadt nur innerhalb der abgabenrechtlichen Festsetzungsfrist,
d. h. grundsatzlich (grob vereinfacht) nur bis zu vier Kalenderjahre moglich ist. Sollte sich eine
gerichtliche Klarung zur Satzung (ggf. mitsamt Anrufung des BVerfG) langer hinziehen, kdnnen
die Steuerbescheide nach Ablauf dieser Festsetzungsfrist trotz des Vorbehalts folglich nicht mehr
geandert werden: Der Vorbehalt der Nachpriifung entfallt, wenn die Festsetzungsfrist ablauft

(§ 164 (4) AO)). Um dieses Risiko zu vermeiden, besteht fiir die Steuerpflichtigen letztlich nur die
Méglichkeit, trotz des Vorbehalts der Nachpriifung Widerspruch gegen den jeweiligen Steuerbe-
scheid einzulegen.

§6
Vorauszahlungen

(1) Die Universitatsstadt Tiibingen ist berechtigt, Vorauszahlungen in der voraussichtlichen
Hohe der Steuerschuld zu verlangen. Vorauszahlungen werden vierteljahrlich erhoben. Jede
Vorauszahlung betragt grundsatzlich ein Viertel des Jahresbetrages, der sich bei der letzten
Veranlagung ergeben hat. Bei erstmaliger Festsetzung der Vorauszahlungen werden diese
aufgrund der Angaben des Steuerschuldners oder auf Grundlage einer sachgerechten
Schatzung bemessen.

Hinweise:

Die Stadt kann, muss aber nicht, eine Steuervorauszahlung fiir den Besteuerungseitraum in dem
die Steuer fallig wird (siehe § 5) von der/dem Steuerpflichtigen erlauben/verlangen. Vorauszahlungen
haben den Vorteil, dass die Steuersumme nicht ,auf einmal” gezahlt werden muss, sondern in
Etappen. Hierdurch kann besser gewirtschaftet werden.

Wenn die Stadt eine solche Vorauszahlung erhebt, dann in Form eines Steuervorauszahlungsbe-
scheides. Das Verfahren entspricht dem des eigentlichen Steuerbescheides. Der/die Steuerpflichtige
muss eine Erklarung zur Steuervorauszahlung bei der Stadt abgeben. Auch fiir diesen Zweck wird
die Stadt ein Formular zur Verfligung stellen. Darin sind Angaben zur voraussichtlichen Abgabe/Ver-
kauf von Einwegverpackungen entsprechend § 1 anzugeben, also wie viele Einwegverpackungen fir
Speisen und Getranke im Besteuerungszeitraum im Verkauf benétigt werden.

(2) Die Vorauszahlungen werden durch einen schriftlichen Bescheid festgesetzt. Bis zur
Bekanntgabe eines gedanderten Vorauszahlungsbescheides sind die vierteljahrlichen
Vorauszahlungen jeweils in der bisherigen Hohe zu entrichten.

Hinweise:

Nach Erhalt der Angaben des/der Steuerpflichtigen (Steuervorauszahlungserklarung) oder durch
Schatzung der Stadt, falls die Erklarung gar nicht, zu spat oder unvollstandig bzw. offensichtlich
falsch eingegangen ist, wird die Stadt einen Steuervorauszahlungsbescheid versenden. Der darin
festgelegte Betrag muss von der/dem Steuerpflichtigen an die Stadtkasse bezahlt werden.
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Mit Abgabe der Steuererklarung am Ende des Besteuerungszeitraums (siehe § 5) werden im Steu-
erbescheid die Vorauszahlungen mit der dann errechneten Steuerschuld verrechnet. Die daraus
resultierenden Betrage werden entweder von der Stadt erstattet oder miissen von der/dem
Steuerpflichtigen nachbezahlt werden. Die im Steuerbescheid festgelegten Betrdge dienen dann
als Grundlage fiir die Festsetzung der Vorauszahlungen fiir das laufende Jahr und der folgenden
Jahre und sind entsprechend an die Stadtkasse zu bezahlen.

(3) Die Universitatsstadt Tiibingen kann die Vorauszahlungen der Steuer anpassen, die sich im
Besteuerungszeitraum voraussichtlich ergeben wird.

Hinweise:

Der/die Steuerpflichtige kann zur Aktualisierung der Steuervorauszahlung z. B. wegen Umstellung
auf ein Mehrwegsystem bei der Stadt jederzeit einen Antrag stellen. Die Stadt ist auch berechtigt
die Vorauszahlungen zu andern, wenn zu erwarten ist, dass die Vorauszahlungshdhe nicht mehr
den aktuellen Gegebenheiten, also der aktuellen Abgabe von Einwegverpackungen entspricht.
Griinde dafir kdnnten z. B. die Umstellung auf ein Mehrwegsystem oder ein hoherer Nutzungs-
grad der Mehrwegverpackungen sein (weniger Vorauszahlungen). Auch ein deutlicher héherer
Umsatz und damit Verbrauch von Einwegverpackungen kann zu einer Aktualisierung der Steuer-
vorauszahlungen fiihren (hohere Vorauszahlungen). Dies trifft vor allem dann zu, wenn vermutet
wird, dass die Angaben des/der Steuerpflichtigen nicht vollstédndig oder aktuell waren.

§7
Aufbewahrung- und Aufzeichnungspflichten

(1) Der/die Steuerpflichtige hat Aufzeichnungen, Belege und Schriftstiicke iber Warenbezug
und Warenverkauf von Speisen und Getranken nach § 1 zur Einsicht bereitzuhalten.

Hinweise:

Grundsatzlich ist die Universitatsstadt Tlbingen berechtigt zu priifen, ob die Angaben des/der
Steuerpflichtigen bei der Steuererklarung vollstandig und richtig sind. Die Stadtverwaltung kann
von dem/der Steuerpflichtigen verlangen, die Angaben in der Steuererklarung mit entsprechend
geeigneten Belegen und Schriftstliicken nachzuweisen. Dazu gehéren Belege wie z. B. Quittungen
oder Rechnungen Uber den Einkauf/Bezug von Einwegverpackungen. Aber auch Rechnungen
oder Bestellungen liber den Einkauf von Waren zur Herstellung von Speisen und Getréanken kdnnen
fur eine Priifung herangezogen werden. Alle Belege, Schriftstiicke und Aufzeichnungen sollten so
aufbewahrt werden, dass eine Priifung zeitnah moglich ist.

(2) Sofern die Aufzeichnungen, Belege und Schriftstiicke die Art und Zahl der Besteuerung
nach dieser Satzung unterliegenden Steuergegenstanden nach § 1 nicht ausweisen, hat der/die
Steuerpflichtige sie durch entsprechende Hinweise zu erganzen.

Hinweise:

Wenn die vom Steuerpflichtigen vorgelegten Nachweise nicht ausreichen, um die Angaben in der
Steuererklarung zu bestatigen, muss der/die Steuerpflichtige weitere Informationen zur Verfligung
stellen. Welche dies genau sein kdnnen, ist im Einzelfall mit der Stadtverwaltung zu klaren.
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§8
Steueraufsicht und Priifungsvorschriften

Die Stadtverwaltung ist berechtigt, jederzeit zur Nachpriifung der Steuererklarungen und
zur Feststellung von Steuertatbestanden nach dieser Satzung die Geschaftsraume des
Steuerschuldners/der Steuerschuldnerin zu betreten und Geschiaftsunterlagen einzusehen
sowie Kopien davon anzufordern.

Hinweise:

Die Stadtverwaltung ist verpflichtet, die Angaben der/des Steuerpflichtigen bei der Steuererklarung
zu priifen. Dies geschieht im Normalfall durch schriftliche oder telefonische Nachfrage. Sollte dies
nicht erfolgreich oder ausreichend sein, diirfen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt auch
personlich vorbeikommen und die Geschaftsraume betreten um Geschaftsunterlagen zur Prifung
einzusehen oder Kopien davon anzufordern. In der Regel geschieht dies nach Voranmeldung.

§9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

Hinweise:
Ab dem 1. Januar 2022 wird die Verpackungssteuer entsprechend § 1 zur Zahlung an die
Universitdtsstadt Ttbingen fallig - siehe Hinweise zu § 1 und § 5

Anlage 1:
Beispielhafte Aufzdahlungen (nicht vollstandig)

Anlage 2:
Ausfiihrung zur Einwegkunststoffverbotsverordnung - EWKVerbotsV
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Tlubingen

Universitatsstadt

Anlage 1 zu den Auslegungshinweisen zur Verpackungssteuersatzung:
Beispielhafte Aufzahlungen (nicht vollstandig)

Verpackungsart
(nicht vollstandig, z. B.)

Verpackungsmaterial
(beliebig, z. B.):

Verpackte Getranke/
Gerichte (nicht voll-
stindig, z. B.)

+ sonstige Mischver-
bunde auch aus
Recyclingmaterial

Getranke: + Becher + Plastik + Kaffeegetranke
+  Glaser « Papier (v. a. ,Coffee to go”)
Einweg- + (offene / gedffnete) « Pappe + Tee
verpackungen Dosen + Karton «  Wasser
+ (offene / gedffnete) « Bambus . Safte
50 Cent Flaschen «  Mais « Softdrinks
» Tassen « sonstige Misch- «  Smoothies
+ sonstige Einweg- verbunde auch aus |- Shakes (z. B. Milch-,
getrankeverpackungen Recyclingmaterial Joghurt-, Eisshakes)
(inklusive Deckel) + Cocktails
+  Wein
+ Sekt
+ Bier
Speisen: Teller, Schalen, Boxen, + Plastik’ « Tagesgerichte
Schiisseln, Kartons und +  Aluminium + Bowls
Einweg- sonstige Einweglebens- + Papier « Burgermenus
verpackungen | mittelverpackungen - Pappe + Pommes
+ Karton + (warme) Wurst
50 Cent « Kraftpapier « Doner-, Reis-oder
« Bambus Nudelgerichte
+ Mais + Pizza
« Palmblatter + Salat mit Sauce und
« Bagasse Besteck

« Sushi mit Besteck

«  Kuchen mit Besteck

+ Obst-und Joghurt im
Becher mit Besteck

- Eisim Becher
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« Essstabchen
« Trinkhalme
« groBe Rihrstabchen

Speisen: Titen, Beutel, Alufolie, Ein- |+ Plastik’ Warmer Zwiebel-
wickelpapier « Papier kuchen
Einweg- «  Pappe Leberkasewecken
verpackungen - Kraftpapier warme Pizzastlicke
« Alufolie warme Backwaren
50 Cent - Kunststofffolie Doner, Yufka,
« sonstige Mischver- Lahmacun
bunde auch aus Wraps
Recyclingmaterial Pommes oder Falafel
Besteck Hilfsmittel zur Nahrungs- |+ Plastik’
aufnahme, die typischer- + Holz
20 Cent weise nur einmal oder « Bambus
kurzzeitig verwendet + Papier
werden z. B. « Pappe
s Messer « Mais
+  Gabel + sonstige Materialien
. Loffel auch aus Recycling-

material

" Hierzu zahlen alle Kunststoffe, auch bio-basierte und biologisch abbaubare Kunststoffe; Behaltnisse aus Polystyrol fiir
Speisen und Getranke diirfen ab dem 3. Juli 2021 nicht mehr genutzt werden. Grundlage hierfir ist die bundesweit gliltige
Einwegkunststoffverbotsverordnung (EWKVerbotsV).
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Tlubingen

Universitatsstadt

Anlage 2 zu den Auslegungshinweisen zur Verpackungssteuersatzung:
Ausfiihrungen zur Einwegkunststoffverbotsverordnung - EWKVerbotsV

Die Verpackungssteuersatzung erfasst Einwegverpackungen im Sinne der Satzung unabhéangig
von der Art des Materials. Sie besteuert z. B. auch Einwegverpackungen aus Papier, Holz oder
Naturfasern.

Durch die Verordnung der Bundesregierung {iber das Verbot des Inverkehrbringens von bestimmten
Einwegkunststoffprodukten und von Produkten aus oxoabbaubarem Kunststoff (Einwegkunst-
stoffverbotsverordnung — EWKVerbotsV) diirfen bestimmte ,Einwegkunststoffprodukte” nach
MaRgabe der EWKVerbotsV nicht mehr in den Verkehr gebracht werden.

Daraus ergibt sich kein Widerspruch zur Verpackungssteuersatzung: Diese Einwegkunststoffpro-
dukte sind dann folglich gesetzlich verboten und fallen mangels ,Inverkehrbringens” praktisch aus
der Besteuerung heraus. Hierbei handelt es sich gemal § 3 (1) EWKVerbotsVO um folgende ,Ein-
wegkunststoffprodukte” i. S. v. § 2 Ziff. 1 EWKVerbotsVO (Definition: ,ein ganz oder teilweise aus
Kunststoff bestehendes Produkt, das nicht konzipiert, entwickelt und in Verkehr gebracht wird, um
wahrend seiner Lebensdauer mehrere Produktkreislaufe zu durchlaufen, indem es zur Wiederbe-
fullung an einen Hersteller oder Vertreiber zurlickgegeben wird oder zu demselben Zweck wieder-
verwendet wird, zu dem es hergestellt worden ist”):

1. Wattestabchen; ausgenommen sind Wattestabchen, die dem Anwendungsbereich der Verord-
nung (EU) 2017/745 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 Giber Medi-
zinprodukte, zur Anderung der Richtlinie 2001/83/EG, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der
Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 und zur Aufhebung der Richtlinien 90/385/EWG und 93/42/EWG
des Rates (ABI. L 117 vom 5. Mai 2017, S. 1; L 117 vom 3. Mai 2019, S. 9; L 334 vom 27. Dezember 2019,
S. 165), die durch die Verordnung (EU) 2020/561 (ABI. L 130 vom 24. April 2020, S. 18) gedandert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung unterfallen,

2. Besteck, insbesondere Gabeln, Messer, Loffel und Essstabchen,

3. Teller,

4. Trinkhalme; ausgenommen sind Trinkhalme, die der Verordnung (EU) 2017/745 unterfallen,

5. Ruhrstabchen,

6. Luftballonstébe, die zur Stabilisierung an den Luftballons befestigt werden, einschlieBlich der
jeweiligen Halterungsmechanismen; ausgenommen sind Luftballonstdbe, einschlieflich der
jeweiligen Halterungsmechanismen, von Luftballons fiir industrielle oder gewerbliche Verwen-
dungszwecke und Anwendungen, die nicht an Verbraucher abgegeben werden,
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7. Lebensmittelbehdlter aus expandiertem Polystyrol, also Behdltnisse, wie Boxen mit oder ohne
Deckel, fiir Lebensmittel, die
a) dazu bestimmt sind, unmittelbar vor Ort verzehrt oder zum Verzehr mitgenommen zu werden,
b) in der Regel aus dem Behaltnis heraus verzehrt werden und
¢) ohne weitere Zubereitung wie Kochen, Sieden oder Erhitzen verzehrt werden konnen;
keine Lebensmittelbehalter in diesem Sinne sind Getrankebehalter, Getrankebecher, Teller
sowie Tiiten und Folienverpackungen, wie Wrappers, mit Lebensmittelinhalt,
8. Getrankebehalter aus expandiertem Polystyrol einschlie3lich ihrer Verschliisse und Deckel
sowie
9. Getrankebecher aus expandiertem Polystyrol einschlieBlich ihrer Verschliisse und Deckel.

Zudem durfen nach § 3 (2) EWKVerbotsVO Produkte aus oxoabbaubarem Kunststoff nicht in Ver-
kehr gebracht werden.

Der Bundestag hat der EWKverbotsVO am 17. Dezember 2020 zugestimmt. Die EWKVerbotsVO ist
am 3. Juli 2021 in Kraft getreten und dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/904 (iber die
Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt (EU-Einwegkunst-
stoffrichtlinie, auch ,Single-Use Plastics Directive”).

* vgl. Homepage des Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit unter
Ministerium - Gesetze und Verordnungen - Einwegkunststoffverbotsverordnung

Hinweis:

Die Universitatsstadt Tibingen kann fir die Aktualitat und die Richtigkeit der Ausflihrungen zu
diesen bundesrechtlichen Regelungen keine Gewahr Gibernehmen. Bitte informieren Sie sich zu-
satzlich selbst auf den einschldgigen Informationsplattformen, z. B. des Bundesministeriums fiir
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit.
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Tubingen, 24. Mai 2023

Verpackungssteuer macht sich in

offentlicher Abfallmenge nicht bemerkbar

Seit Anfang 2022 gilt in Tiibingen die Verpackungssteuer fiir

Speisen und Getrdnke zum Auflerhausverzehr. Eine messbare
Reduktion der Miillmenge in den éffentlichen Miilleimern im
Stadtgebiet hat sich im vergangenen Jahr nicht ergeben. Mit

der Einfiihrung der Steuer stieg allerdings die Zahl der Betriebe

mit Mehrwegangebot in Tiibingen stark an. Auch nach der
bundesweiten Einfiihrung der Mehrweg-Angebotspflicht
Anfang 2023 hat Tiibingen relativ zur Einwohnerzahl die
meisten Mehrwegrestaurants in Deutschland.

Von Stefan Moderau

Bundesweit fallen jahrlich circa 28.000 Tonnen an Abféllen
durch Einwegbecher im AuRer-Haus Konsum an. Die Tubinger
Verpackungssteuer soll das Aufkommen an To-go-
Verpackungsabfdllen im Stadtgebiet reduzieren. Seit Anfang
2022 missen Kunden daher 50 Cent Verpackungssteuer etwa
far den Kaffee zum Mitnehmen im Einwegbecher bezahlen.

Hauptziel der Steuer ist laut der Beschlussvorlage aus dem Jahr

2020 neben der Erzielung von Einnahmen eine Reduktion der
Millmenge im 6ffentlichen Raum. Erreicht werden soll dieses
Ziel durch die verstarkte Nutzung von Mehrweglésungen.
Dieses Ziel wurde im Hinblick auf das Gewicht des Abfalls in
offentlichen Abfalleimern allerdings nicht erreicht.

Offentliche Abfalleimer gibt es im Tiibinger Stadtgebiet circa
500. Im Jahr 2022 lag die gesamte in diesen Abfalleimern
gesammelte Millmenge bei circa 440 Tonnen. Dies stellt im
Vergleich zum Durchschnitt der fiinf Vorjahre keine Reduktion
dar.

Monatliche Abfalle in 6ffentlichen Abfalleimern in Tibingen
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Abbildung 1: Quelle: Stefan Moderau (Uni Tiibingen) auf Basis von Daten der

Kommunalen Servicebetriebe Tiibingen.
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Ein einfacher Vorher-Nachher-Vergleich der Millmenge zur
Evaluation der Verpackungssteuer lasst generelle Trends und
Ereignisse mit Einfluss auf die Millmenge aulRer Acht. Solche
Einflussfaktoren kbnnen etwa die Corona-Pandemie, das
Wetter oder das Umweltbewusstsein der Bevolkerung sein. Um
solche bekannten und unbekannten Faktoren moglichst zu
bericksichtigen, wurde fiir die Untersuchung auch die
Abfallmenge in 6ffentlichen Milleimern 18 anderer Stadte
betrachtet. Die Beobachtungen aus den anderen Stadten
wurden so gewichtet, dass sich eine fiktive Kontrollstadt ergibt,
die Tibingen in demografischen Merkmalen moglichst dhnelt.
Diese Merkmale sind unter anderem Bevélkerungsdichte,
Studierendenanteil an der Bevolkerung und offentlicher Abfall
pro Kopf vor Einfiihrung der Verpackungssteuer. Die groRten
Gewichte bei der Bildung der Kontrollstadt erhalten Landshut,
Freiburg im Breisgau, Heidelberg und Konstanz.

Offentlicher Abfall in Tibingen und der Kontrollstadt

0,6

—— Kontrollstadt Verpackungssteuer

=== Tibingen

0,5

0,4

0,3

Monatlicher Abfall in &ffentlichen
Abfalleimern in kg pro Einwohner

2017 2018 2019 2020 2021 2022

Abbildung 2: Quelle: Stefan Moderau (Uni Tiibingen) auf Basis von Daten der
Stadtreinigungen der jeweiligen Stddte.

Die sogenannte synthetische Kontrollmethode bestatigt den
einfachen Vorher-Nachher-Vergleich: Durch die Einfihrung der
Verpackungssteuer in Tiibingen hat sich keine sichtbare
Reduktion der Abfallmenge in Tiibingen im Vergleich zur
Kontrollstadt ergeben.

To-go-Verpackungen mit geringem Anteil am Gesamtmiill

Dass in den Daten keine Reduktion der Abfallmenge nach
Einfihrung der Verpackungssteuer sichtbar wird, muss nicht
heilen, dass nicht weniger Einwegverpackungen genutzt
werden. Laut einer Untersuchung des INFA-Instituts aus dem
Jahr 2020 machen Plastikverpackungen gewichtsmaRig nur 9 %
der Abfalle in 6ffentlichen Abfalleimern in deutschen
Mittelstadten aus. Andere Verpackungen aus Glas, Papier und
Metall stehen flir 30 % des Abfallgewichts. Aber gerade fiir die
schweren Glasbehiltnisse dirfte in Tibingen meist keine

2
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Verpackungssteuer anfallen. Zwar gilt die Tubinger
Verpackungssteuer fiir Einwegverpackungen unabhangig von
deren Material. Jedoch sind Supermarkte von der Besteuerung
ausgeschlossen. Somit werden beispielsweise Sektflaschen, die
vor allem am Wochenende in den 6ffentlichen Miilleimern
landen, nicht mit Verpackungssteuer belastet.

Auch beim Blick auf alle in Deutschland verwendeten
Verpackungen, unabhangig vom Entsorgungsort, machen die
To-go-Verpackungen nur einen kleinen Teil aus. In einer Studie
fir das Umweltbundesamt aus dem Jahr 2019 wird der
gewichtsmaRige Anteil der Papier-Einwegbecher an allen
Papier-, Pappe- oder Kartonverpackungen mit 0,3 %
angegeben. Einweg-Plastikbecher machen 0,6 % des Gewichts
aller Kunststoffverpackungen aus. Daraus lasst sich schlieRen,
dass eine Verpackungssteuer nur wirkungsvoll sein kann, wenn
sie breiter gefasst wird. Da momentan 99 % der Verpackungen
von der Steuer ausgeschlossen sind, ist der mogliche Einfluss
auf das gesamte Abfallaufkommen gering.

Dass den Verpackungen fiir den AuRerhausverzehr dennoch so
viel Aufmerksamkeit zukommt, diirfte laut der schon
erwdhnten Studie fiir das Umweltbundesamt an zwei Faktoren
liegen. Zum einen sind die Becher und Essensschalen im
Stadtbild besonders auffallig und beeintrachtigen dieses
negativ. Zum andern muss sich die von der Allgemeinheit
bezahlte Stadtreinigung um die Entsorgung kiimmern.

Tibingen Nummer Eins bei Mehrwegangebot

Deutlich sichtbar ist ein Effekt der Verpackungssteuer in der
Entwicklung des Mehrwegangebots Tubinger Restaurants und
Imbisse. Allein in den drei Monaten vor der Einfiihrung der
Steuer fihrten 30 Tiibinger Betriebe das Kaffeebecher-
Mehrwegsystem Recup ein. Einen dhnlich starken Zuwachs gab
es bei Restaurants, die Mehrweg-Essensschalen anbieten. Bis
heute ist Tibingen bundesweit auf Platz Eins im Hinblick auf die
Anzahl an Mehrwegrestaurants je 100.000 Einwohner. Dies ist
erwdhnenswert, da seit Beginn dieses Jahres eine Mehrweg-
Angebotspflicht fir Gastronomiebetriebe ab einer bestimmten
GrofSe und Mitarbeiterzahl in ganz Deutschland gilt. In
geringerem Ausmal? hat die Stadt Marburg ebenfalls einen
Boom an Mehrwegrestaurants im Jahr 2021 erlebt, ausgelost
durch ein Subventionsprogramm. Auch die Stadt Tubingen
bietet Restaurants seit Mitte 2020 monetare Unterstiitzung flr
die Umsetzung von Mehrweglosungen.
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Recup-Partnerbetriebe in 373 deutschen Stadten
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Abbildung 3: Quelle: Stefan Moderau (Uni Tiibingen) auf Basis der Recup-
Webseite.

Das bloRe Angebot von Mehrweggeschirr gibt noch keine
Auskunft dariber, ob dieses auch genutzt wird. Der
Uberwiegende Teil der Mehrweg-Restaurants in Tiibingen setzt
auf pfandbasierte Systeme. Damit werden Ausleihen nicht
dokumentiert, was eine Analyse der Zahl der Ausleihen
verhindert. Es bleibt zudem unklar, wie viele der ausgeliehenen
Becher und Schalen zuriickgegeben und wiederverwendet
werden.

Link zur Homepage mit Download-Méglichkeit des Fachartikels:
https://uni-tuebingen.de/index.php?id=88101
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Leitsatze
zum Beschluss des Ersten Senats vom 27. November 2024
-1BvR1726/23 -

Tubinger Verpackungssteuer

1. a) Die Ortlichkeit einer nicht direkt an den Verbrauch, sondern indirekt an den Verkauf
von Waren ankniipfenden Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG ist
nur gegeben, wenn der Steuertatbestand den typischen Fall des Verbrauchs der
verkauften Ware innerhalb des Gemeindegebiets realitiatsgerecht erfasst.

b) Dem geniigt jedenfalls eine tatbestandliche Ankniipfung der Steuerpflicht an den
Verkauf von Waren ,zum Verbrauch an Ort und Stelle”.

¢) Die Ortlichkeit kann aber auch bei Waren gegeben sein, die nicht ,zum Verbrauch an
Ort und Stelle” des Verkaufs bestimmt sind, wenn der Verbrauch typischerweise im
Gemeindegebiet erfolgt. Hierfiir kann insbesondere die Beschaffenheit der Ware
sprechen und sind die weiteren Gegebenheiten zu beriicksichtigen wie etwa die
Versorgungsstruktur oder die GroRe der Gemeinde. Eine darauf bezogene
Steuerpflicht setzt voraus, dass im Steuertatbestand diejenigen Waren benannt oder
aufgrund konkreter Kriterien bestimmbar sind, die im Anschluss an den Verkauf
typischerweise noch innerhalb der Grenzen der jeweiligen Gemeinde verbraucht
werden; dem Normgeber kommt hierbei ein Einschdatzungsspielraum zu.

2. Art. 12 Abs. 1 GG ist verletzt, wenn eine Steuer mit berufsregelnder Tendenz es den
betroffenen Unternehmen in aller Regel unmaglich macht, den gewahlten Beruf ganz
oder teilweise zur Grundlage ihrer Lebensfilhrung oder unternehmerischen
Erwerbstatigkeit zu machen. Mal3geblich ist, ob ein durchschnittlich ertragsstarkes,
dem jeweiligen Berufszweig oder einer in spezifischer Weise betroffenen Gruppe
desselben zugehdériges Unternehmen nach Abzug der notwendigen Aufwendungen
wegen der Steuer keinen angemessenen Gewinn erzielen kann.
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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT
-1BVR1726/23 -

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Verfahren
iber
die Verfassungsbeschwerde

der(...),
- Bevollmachtigter:  (...)-
1. unmittelbar gegen

das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
VOM 24. Mai 2023 - BVerwG 9 CN 1.22 -,

2. mittelbar gegen

die Satzung der Universitatsstadt Tibingen tber die Erhebung einer Verpackungssteuer
(Verpackungssteuersatzung) vom 30. Januar 2020, geandert durch Satzung der
Universitatsstadt Tibingen zur Anderung der Satzung (iber die Erhebung einer
Verpackungssteuervom 27.Juli 2020

hat das Bundesverfassungsgericht - Erster Senat -
unter Mitwirkung der Richterinnen und Richter
Prasident Harbarth,

0Ott,
Christ,
Radtke,
Hartel,
Wolff,
Eifert,
Meliling

2/26
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am 27. November 2024 beschlossen:

Die Verfassungsbeschwerde wird zurtickgewiesen.

Griinde:

A.

Die Beschwerdeflhrerin, die als Franchise-Nehmerin ein (...) Schnellrestaurant im
Gebiet der Universitdtsstadt Tibingen fihrte, wendet sich gegen die Besteuerung des
Verbrauchs der von ihr beim Verkauf von Speisen und Getranken verwendeten Einweg-
artikel auf der Grundlage der Satzung der Universitatsstadt Tibingen Gber die Erhebung
einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung - im Folgenden: ,VStS") vom
30. Januar 2020, deren Inkrafttreten nach der Anderung der Satzung vom 27. Juli 2020
vom 1. Januar 2021 auf den 1.Januar 2022 verschoben wurde. Ziel der Satzung ist es,
Einnahmen zum stddtischen Haushalt zu generieren, die Vermdillung im Stadtgebiet
durch im offentlichen Raum entsorgte ,To-go"-Verpackungen zu verringern und einen
Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsystemen zu setzen. Die Beschwerdeflhrerin hat
das Restaurant nach Ablauf ihres Franchisevertrages im Frihjahr 2024 verdul3ert.

Die hier relevanten Satzungsregelungen lauten wie folgt:
§ 1 Steuererhebung, Steuergegenstand

(1) Die Universitatsstadt Tibingen erhebt nach MalRgabe der folgenden
Vorschriften auf nicht wiederverwendbare Verpackungen (Einwegver-
packungen) und nicht wiederverwendbares Geschirr (Einweggeschirr)
sowie auf nicht wiederverwendbares Besteck (Einwegbesteck) eine
Steuer, sofern Speisen und Getranke darin bzw. damit fir den
unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-
away-Gericht oder -Getrank verkauft werden (z.B. warme Speisen und
Getranke, Eis von der Eisdiele, Salat mit So3e und Besteck, Getranke
.to go").

(2) Nicht wiederverwendbar im Sinne von Abs.1 sind insbesondere
Einwegverpackungen (wie z.B. Einwegdosen, -flaschen, -becher und
sonstige  Einwegbehadltnisse), Einweggeschirr  (Essgeschirr  ohne
Essbesteck) und Einwegbesteck (wie z.B. Messer, Gabel, Loffel), die keiner
Pfandpflicht unterliegen. Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck
sind dazu bestimmt, nur einmal oder nur kurzzeitig fur den unmittelbaren
Verzehr von Speisen und Getranken verwendet zu werden (wie z.B. Fast-
Food-Verpackungen oder Boxen fir Mahlzeiten, Sandwiches, Salat oder
sonstige Lebensmittel oder Getrankebehadlter).
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§ 2 Steuerschuldner

Zur Entrichtung der Steuer ist der/die Endverkdufer/in von Speisen und
Getranken nach § 1 verpflichtet.

§ 3 Steuerbefreiung
Von der Verpackungssteuer sind die Steuergegenstande befreit, die

1. vom Steuerschuldner vollstandig am Ort der Abgabe zurtickgenommen
und einer stofflichen Verwertung auBerhalb der o&ffentlichen
Abfallentsorgung zugefihrt werden. Die Ricknahme und stoffliche
Verwertung sind von dem/der Steuerpflichtigen auf Verlangen
nachzuweisen;

2. im Rahmen von Markten, Festen und sonstigen zeitlich befristeten
Veranstaltungen verwendet werden, sofern der/die Endverkdufer/in
insgesamt an nicht mehr als zehn Tagen im Jahr Speisen und Getranke im
Rahmen solcher Veranstaltungen im Satzungsgebiet verkauft.

§ 4 Steuersatz und Bemessungsgrundlage

(1) Die Steuer betragt fir

1. jede(n) Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige 0,50 Euro
Einweggetrankeverpackung

2. jedes Einweggeschirrteil und jede sonstige 0,50 Euro
Einweglebensmittelverpackung

3. jedes Einwegbesteck (-set) 0,20 Euro

(2) Der Steuersatz pro Einzelmahlzeit wird auf maximal 1,50 Euro
begrenzt.

§ 5 Entstehung, Festsetzung und Falligkeit

(1) Die Steuerschuld entsteht im Zeitpunkt des Verkaufs von Speisen und
Getranken nach § 1.

(2) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(3) Der/die Steuerpflichtige hat bis zum 15. Tage nach Ablauf des
Besteuerungszeitraums der Stadtverwaltung eine Steuererklarung nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen.
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(4) Die Stadtverwaltung kann die Steuerschuld schatzen und aufgrund der
Schatzung einen Steuerbescheid erteilen, wenn der/die Steuerpflichtige
die ihm/ihr obliegenden Pflichten nicht, nicht rechtzeitig, unrichtig oder
unvollstandig erfallt.

(5) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheids zur Zahlung fallig.

§ 6 Vorauszahlung

(...)
§ 7 Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspflichten

(1) Der/die Steuerpflichtige hat Aufzeichnungen, Belege und Schriftstiicke
Uber Warenbezug und Warenverkauf von Speisen und Getranken nach § 1
zur Einsicht bereitzuhalten.

(2) Sofern die Aufzeichnungen, Belege und Schriftstiicke die Art und Zahl
der der Besteuerung nach dieser Satzung unterliegenden
Steuergegenstande nach § 1 nicht ausweisen, hat der/die Steuerpflichtige
sie durch entsprechende Hinweise zu erganzen.

§ 8 Steueraufsicht und Prifungsvorschriften

Die Stadtverwaltung ist berechtigt, jederzeit zur Nachpriifung der Steuer-
erklarungen und zur Feststellung von Steuertatbestanden nach dieser
Satzung die Geschdftsraume des Steuerschuldners/der Steuerschuldnerin

zu betreten und Geschdaftsunterlagen einzusehen sowie Kopien davon
anzufordern.

§ 9 Inkrafttreten

(...)

1. Auf den Normenkontrollantrag (§ 47 VwGO) der Beschwerdefihrerin hat der
Verwaltungsgerichtshof Baden-Wdrttemberg die Verpackungssteuersatzung mit Urteil
vom 29. Mdrz 2022 - 2 S 3814/20 - fur unwirksam erkldrt. Soweit die Steuer nach § 1
Abs. 1 Alt. 2 VStS auf die flr den Verkauf von Speisen und Getranken ,als mitnehmbares
take-away-Gericht oder -Getrank"” verwendeten Einwegartikel erhoben werde, fehle es
an der ,Ortlichkeit” des Verbrauchs dieser Artikel im Sinne des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG
und damit an der Gesetzgebungskompetenz fir eine Verbrauchsteuer. Bei einem Verkauf
.zum Mitnehmen” kénne nicht davon ausgegangen werden, dass der Verzehr der Speisen
und Getranke und der damit verbundene Verbrauch der Einwegartikel innerhalb des
Gemeindegebietes erfolge. Dies habe die Gesamtunwirksamkeit der Satzung zur Folge,
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so dass es auch an einer Grundlage fur die Steuerpflicht auf den Verkauf von Speisen und
Getranken ,fur den unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle” nach § 1 Abs. 1 Alt. 1 VStS
fehle. Im Ubrigen verletze die Verpackungssteuer den Grundsatz der Widerspruchsfreiheit
der Rechtsordnung, weil die abschlieRende bundesrechtliche Regelung des Abfallrechts
keinen Raum fur die bezweckten Lenkungswirkungen lasse.

2. Mit Urteil vom 24. Mai 2023 - BVerwG 9 CN 1.22 - hat das Bundesverwaltungsgericht
das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs abgedndert. Es hat § 4 Abs. 2 VStS wegen Ver-
letzung des Bestimmtheitsgrundsatzes und § 8 VStS wegen Verletzung von Art. 13 Abs. 1
GG (fehlende Beschrankung des Betretungsrechts auf die Ublichen Betriebs- und
Geschaftszeiten) fir unwirksam erklart; im Ubrigen hat es den Normenkontrollantrag ab-
gelehnt. Die normative Gestaltung des Steuertatbestands gewadhrleiste bei sach-
gerechtem Verstandnis den verfassungsrechtlich geforderten ortlichen Bezug des Ver-
brauchs auch insoweit, als die Steuerpflicht an den Verkauf von Speisen und Getranken
,als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank” anknipfe (vgl. BVerwGE 179, 1
<5 ff. Rn. 18 ff.>). Den in der Satzung aufgefiihrten Produkten sei gemeinsam, dass sie
zum sofortigen Verbrauch bestimmt seien, weil sich ihre Beschaffenheit (Temperatur,
Konsistenz oder Frische) bei ldngerem Transport nachteilig verandere. Wegen der
geringen Haltbarkeit der exemplarisch aufgeflihrten Speisen und Getrdanke finde in aller
Regel auch der Verbrauch der zugehorigen Einwegartikel innerhalb kurzer Zeit in
raumlicher Ndhe zum Verkaufsort und damit noch im Gemeindegebiet statt. Die
tatbestandliche Bezeichnung als ,mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getrank”
konne verfassungskonform dahin ausgelegt werden, dass sie auRer dem Verkaufvonzum
sofortigen Verzehr bestimmten Speisen und Getranken nicht auch den Verkauf solcher
Produkte in festverschlossenen oder fabrikmaRRig abgepackten Behaltnissen erfasse, wie
sie bei typischen Supermarkt- und Automatenprodukten verwendet wirden. Dies
entspreche dem Willen des Satzungsgebers, der mit der Verpackungssteuer gerade der
zunehmenden Vermillung im Stadtgebiet habe begegnen wollen. Erfasst werde das
Einwegzubehor (daher) nur fir solche Speisen und Getranke, die typischerweise ent-
weder schon in beziehungsweise an der Verkaufsstelle oder - als ,take-away" -
zumindest in einem ndheren raumlichen Umkreis verzehrt wurden. In beiden Fallen
erfolge der Konsum zeitnah und damit regelmdRig ortsnah innerhalb des
Gemeindegebiets. Dass auch zum unmittelbaren Verzehr bestimmte Speisen und
Getranke im Einzelfall Uber langere Strecken mitgenommen und aulRerhalb der
Gemeindegrenze verzehrt werden konnten, sei bei der gebotenen typisierenden
Betrachtung unschdadlich. Gleiches gelte mit Blick auf den Einwand der
Beschwerdeflhrerin, wegen der Ortsrandlage ihres Restaurants wiirden insbesondere im
Bereich des ,Drive-In" verkaufte Waren vielfach auRerhalb des Gemeindegebiets
verbraucht. Bei einem solchen Schalterverkauf an Autofahrer handele es sich um eine
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nicht allgemein Gbliche Verbrauchsform, die die Ortlichkeit der Verbrauchsteuer nichtin
Frage stelle.

Dievon der Verpackungssteuer bezweckte Lenkungswirkung stehe auch nichtin Wider-
spruch zum Abfallrecht des Bundes (vgl. BVerwGE 179, 1 <8 ff. Rn. 24 ff.>); das Bundes-
recht habe sich insoweit entscheidungserheblich gegenliber den bundesrechtlichen Re-
gelungen gedndert, die der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Wider-
sprichlichkeit der mit der Kasseler Verpackungssteuer bezweckten Lenkungswirkungen
zugrunde gelegen hatten (vgl. BVerfGE 98, 106 <126 ff.>). Bezogen auf das hier maRk-
gebliche Bundesrecht werde mit dem Ziel einer Verringerung des im Stadtgebiet an-
fallenden Verpackungsabfalls nicht nur kein widersprechendes, sondern vielmehr das-
selbe Ziel verfolgt. Ein solches ,Draufsatteln” bei der Verfolgung des gemeinsamen Ziels
der Abfallvermeidung durch eine Lenkungsteuer beridhre nicht den Grundsatz der Wider-
spruchsfreiheit der Rechtsordnung. Die Lenkungszwecke der Tibinger Verpackungs-
steuer stlinden aus heutiger Sicht auch nicht in Widerspruch zu einem bundesrechtlichen
Prinzip der Kooperation der betroffenen Kreise bei der Abfallvermeidung. Denn neben
kooperativen Ansdtzen enthalte das Abfallrecht des Bundes zugleich ordnungsrechtliche
Instrumente. Es gebe auch keine konkreten abfallrechtlichen Einzelregelungen, die der
bezweckten Lenkungswirkung entgegenstiinden.

Die Verpackungssteuer sei mit der von Art. 12 Abs. 1 GG geschtitzten Berufsaustibungs-
freiheit der Endverkdufer vereinbar. An ihrer VerhdltnismaRigkeit bestiinden angesichts
der Moglichkeiten zur Abwalzung der Steuerlast auf die Kunden, zur Substitution der
Einwegmaterialien durch Mehrwegverpackungen und zur Umstrukturierung der Betriebe
keine Zweifel. Anhaltspunkte fir eine erdrosselnde Wirkung der Steuer in Bezug auf
durchschnittlich ertragsstarke Betriebe im Gemeindegebiet seien weder substantiiert
dargelegt noch sonst ersichtlich (vgl. BverwGE 179, 1 <20 f. Rn. 56>).

3. Die Beschwerdeflhrerin hat gegen die ihr zugegangenen Steuerbescheide jeweils
Widerspruch eingelegt; die Widerspruchsverfahren werden nach Absprache mit der
Universitatsstadt Tlbingen bis zu einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
nicht weiter betrieben.

Die Beschwerdeflhrerin rigt eine Verletzung der Berufsaustibungsfreiheit aus Art. 12
Abs. 1 GG, hilfsweise der allgemeinen Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG, sowie eine
Verletzung ihres Grundrechts aus Art. 3 Abs. 1 GG, soweit das Bundesverwaltungsgericht
den Normenkontrollantrag abgelehnt hat.
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1. a) lhre Berufsfreiheit sei verletzt, weil die Verpackungssteuersatzung nicht durch
eine Sachgesetzgebungskompetenz gedeckt sei. Einer solchen Kompetenz bediirfe es
hier. Denn die Verpackungssteuer wirke faktisch wie ein Verbot der Verwendung von
Einwegartikeln. Eine Abwalzung auf die Kunden durch entsprechende Preissteigerungen
sei im niedrigpreisigen Speisen- und Getrankesegment nicht moglich. Dies habe zur
Folge, dass der Restaurantbetrieb in der Regel keinen Gewinn mehr abwerfe.

Jedenfalls fehle es an einer Steuergesetzgebungskompetenz. Die Verpackungssteuer
seiin wesentlichen Teilbereichen der im Einwegkunststofffondsgesetzvom 11. Mai 2023
bundesgesetzlich geregelten Abgabe ,gleichartig”, was nach Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG
die Erhebung einer ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuer ausschliel3e. Bezogen auf
die Erhebung einer Verpackungssteuer nach § 1 Abs. 1 Alt. 2 VStS auf Einwegartikel, die
zum Verkaufvon mitnehmbaren Speisen und Getranken verwendet wirden, liege zudem
auch mangels ,Ortlichkeit” des Verbrauchs keine Gesetzgebungskompetenz nach Art. 105
Abs. 2a Satz 1 GG vor. Dieser Ortsbezug mdsse nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts im Steuertatbestand normativ gesichertsein. Eine solche tatbestand-
liche Sicherung der Ortlichkeit des Verbrauchs werde verfehlt, wenn die Steuerpflicht wie
hiernurandie naturliche Beschaffenheit der verkauften Ware anknipfe. Die Kompetenz-
widrigkeit des § 1 Abs. 1 Alt. 2 VStS fuhre zur Gesamtnichtigkeit der Satzung, da die
dbrigen Teile keine relevante selbstandige Bedeutung besalRen.

b) Uberdies sei die Verpackungssteuer auch deshalb nicht mit Art. 12 Abs. 1 GG ver-
einbar, weil sie nach wie vor gegen den Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechts-
ordnung verstolRe. Der Bundesgesetzgeber habe mit dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und
dem Verpackungsgesetz ein sehr differenziertes, weitgespanntes und ausgewogenes
abfallrechtliches Regelungssystem geschaffen, mitdem ,kommunale Insellosungen” wie
die mit der Verpackungssteuersatzung der Universitdatsstadt Tdbingen bezweckte
Verminderung des Anfalls von Einwegmaterial durch steuerliche Lenkungswirkungen
nicht in Einklang gebracht werden konnten. Zudem widersprachen diese
Lenkungswirkungen Einzelbestimmungen des Abfallwirtschaftsrechts.

¢) Der Eingriff in die nach Art. 12 Abs. 1 GG geschitzte Berufsfreiheit sei unzumutbar,
weil eine Abwadlzung der Steuerlasten gerade im Speisen- und Getrdnkesegment mit
Niedrigpreisen nicht maglich sei.

d) Mit nachgereichtem Schriftsatz vom 4. September 2024 macht die Beschwerde-
fihrerin unter anderem geltend, die landesgesetzliche Ermachtigung der Gemeinden zur
Erhebung von ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern nach § 9 Abs. 4
Kommunalabgabengesetz Baden-Wirttemberg (KAG BW) verstol3e jedenfalls hinsichtlich
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solcher kommunaler Steuern gegen den Vorbehalt des Gesetzes und das
Bestimmtheitsgebot aus Art. 20 Abs. 3 GG, die - wie hier - auf eine mit erheblichen
Grundrechtseingriffen verbundene Verhaltenssteuerung zielten. Fur diese Falle mussten
bereits in der gesetzlichen Ermadchtigung das Lenkungsziel und die Grenzen der
Belastung der Steuerpflichtigen vorgegeben werden.

2. Dardiber hinausrigtdie Beschwerdeflhrerin eine Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG. Die
von ihr verwendeten Verpackungen seien besonders ressourcenschonend konzipiert. Es
sei daher mit Blick auf den Zweck der Verpackungssteuer, den anfallenden Verpackungs-
mull zu vermindern, gleichheitswidrig, dass sie wegen der Bemessung der Steuer nach
der Stlickzahl der Einwegartikel den gleichen Betrag zahlen misse wie ein Steuer-
schuldner, der bei gleicher Anzahl an ausgegebenen Verpackungen deutlich mehr Mill
produziere.

V.

Zu der Verfassungsbeschwerde hat die Universitatsstadt Tibingen Stellung genommen.
Die Ortlichkeit der Verpackungssteuer sei schon deshalb gegeben, weil
Einwegverpackungen - anders als Mehrwegverpackungen - ihre Funktionalitat als
Verkaufsverpackungen bereits mit der Ubergabe der Speisen und Getrdnke an die Kunden
und damit stets innerhalb des Gemeindegebiets endgiltig einbldfRten. Das Gebot der
Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung sei nicht bertihrt. Die Universitatsstadt Tibingen
verfolge mit der Verpackungssteuer auf lokaler Ebene dasselbe Ziel wie der
Bundesgesetzgeber, namlich die Menge des anfallenden Verpackungsabfalls zu
verringern. Auch stinden der Verpackungssteuer keine abfallrechtlichen
Einzelfallregelungen entgegen.

Mit der Verfassungsbeschwerde ist eine Verletzung der durch Art. 12 Abs. 1 GG ge-
schitzten Berufsfreiheit zuldssig gertigt.

1. Die Beschwerdebefugnis setzt die Behauptung voraus, durch die angegriffene Mal3-
nahme der Offentlichen Gewalt in einem nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 43 GG und § 90 Abs. 1
BVerfGG beschwerdefahigen Grundrecht oder grundrechtsgleichen Recht selbst, gegen-
wartig und unmittelbar verletzt zu sein. Es muss nach § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG
hinreichend substantiiert dargelegt werden, dass eine solche Verletzung maoglich
erscheint (vagl. BVerfGE 89, 155 <171>; 123, 267 <329>).
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2. a) Diese Voraussetzungen liegen hinsichtlich der Riige einer Verletzung des Art. 12
Abs. 1 GG vor. Insoweit zeigt die Verfassungsbeschwerde die Mdglichkeit einer Grund-
rechtsverletzung durch das angegriffene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts hin-
reichendsubstantiiert auf, soweit es iber die Abgabenerhebung einschliel3lich der damit
verbundenen administrativen Lasten entschieden hat.

b) Das gilt jedoch nicht hinsichtlich der weiteren Rlge, das Urteil verletze Art. 3 Abs. 1
GG. Nach Auffassung der Beschwerdeflhrerin ist die Steuerbemessung nicht mit Art. 3
Abs. 1 GG vereinbar, weil bei Berlicksichtigung der Lenkungsziele der Steuer wesentlich
Ungleiches gleich behandelt werde. Diejenigen Endverkdufer, die wie sie ressourcen-
schonende Verpackungen mit moglichst kleinem Volumen und geringem Gewicht ver-
wendeten, missten bei gleicher Stlickzahl den gleichen Steuerbetrag wie Endverkdufer
zahlen, die nicht auf einen sparsamen Umgang mit Einwegmaterial bedacht seien.
Verfassungsrechtlich geboten sei daher eine Bemessung der Steuer nach Gewicht oder
Volumen des Einwegmaterials.

Damit ist die MAglichkeit einer Verletzung des Art. 3 Abs. 1 GG nicht hinreichend sub-
stantiiert dargetan. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht
eine Bemessung der Steuer nach den verbrauchten Verpackungseinheiten dem Wesen
der Verbrauchsteuer, weil sie die im Verbrauch vermutete Leistungsfahigkeit erfasst (vgl.
BVerfGE 98, 106 <124>; Rn. 39 f.). Die Verfassungsbeschwerde zeigt nicht auf, dass die
Leistungsfahigkeit der Konsumenten bei einer nicht nach der Stiickzahl der Ver-
packungen, sondern nach deren Volumen oder Gewicht bemessenen Steuer in gleicher
Weise gewadhrleistet wdre. Zudem fehlt es an einer Auseinandersetzung mit der Frage,
ob steuerliche Lenkungszwecke (ber eine gleichheitsrechtliche Rechtfertigung von
Differenzierungen bei der Steuerbemessung (vgl. BVerfGE 93, 121 <147>; 117, 1 <32>;
135, 126 <151 Rn. 79>) hinaus auch Differenzierungsgebote - wie hier eine Pflicht zur
Steuerbemessung nach Volumen oder Gewicht der Einwegverpackungen - begrinden
konnen. Abgesehen davon soll die Verpackungssteuer einen Anreiz dafiir setzen, dass
maoglichst ganz auf die Verwendung von Einwegmaterial verzichtet oder das Material am
Ort der Abgabe zurickgenommen und aul3erhalb der 6ffentlichen Entsorgung stofflich
verwertet wird (§ 3 Nr. 1 VStS). Bezogen auf diese Lenkungszwecke dirften aber Sach-
grinde auch fur eine Bemessung der Steuerhdohe nach der Anzahl der ausgegebenen
Einwegmaterialien sprechen. Schliel3lich fehlt es an Darlegungen zu der Frage, ob es aus
Grinden der Verwaltungspraktikabilitat gerechtfertigt sein konnte, die Steuer nach der
Anzahl der ausgegebenen Einwegmaterialien zu bemessen und nicht nach deren je-
weiligem Volumen oder Gewicht.
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Die Beschwerdeflihrerin hat den Rechtsweg erschopft. Gegen das letztinstanzliche
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ist kein Rechtsweg mehr erdffnet. Die Beschwer-
defihrerin kann auch nicht darauf verwiesen werden, stattdessen verwaltungs-
gerichtlichen Rechtsschutz gegen die ihr gegentliber ergangenen Steuerbescheide zu
suchen. Denn nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bindet die
rechtskraftige Ablehnung eines Antrags nach § 47 Abs. 1 VwGO auf Ungdltigerklarung
einer Rechtsnorm die Beteiligten des Normenkontrollverfahrens bei unveranderter Sach-
und Rechtslage in allen anderen von ihnen betriebenen Verfahren mit denselben Betei-
ligten, indenendie Glltigkeitder Norm entscheidungserheblichist (vgl. BVerwGE 68, 306
<307 ff.>). Das Bundesverwaltungsgericht hat in dem in Rechtskraft erwachsenen (vgl.
BVerfGE 93, 381 <385>; 107, 395 <413>) Urteil vom 24. Mai 2023 den Antrag der
Beschwerdeflhrerin auf Ungdlltigerklarung der Verpackungssteuersatzung der
Universitatsstadt Tibingen abgesehen von hier nicht relevanten Regelungen zur
Begrenzung des Steuersatzes pro Einzelmahlzeit (§ 4 Abs. 2 VStS) und zum behdérdlichen
Betretungsrecht (§ 8 VStS) abgelehnt; Antragsgegnerin des Normenkontrollverfahrens
wardie Universitatsstadt TUbingen. Daherkannsich die Beschwerdeflihrerinin gegendie
Steuerbescheide gerichteten Klageverfahren mit der Universitatsstadt Tibingen als
Beklagter nicht mehr darauf berufen, die Verpackungssteuersatzung sei
verfassungswidrig und habe aus diesem Grund keine Gultigkeit.

Dass die Beschwerdefuhrerin den Betrieb ihres Restaurants nach Ablauf des Franchise-
und Unterpachtvertrags zum 1. April 2024 aufgegeben hat, stellt ihr Rechts-
schutzinteresse nicht in Frage. Das angegriffene Urteil ist ihr gegeniiber ergangen und
die hiervon ausgehende Beschwer durch die Betriebsaufgabe nicht entfallen (vgl.
BVerfGE 25, 256 <262>; 56, 296 <297>). Die Beschwerdefihrerin wendet sich mittelbar
gegen die Verpackungssteuersatzung, auf deren Grundlage ihr gegenliber Steuer-
bescheide ergangen sind. Die Entscheidung Uber die Verfassungsbeschwerde kann sich
daher auf die diesbezigliche Feststellung einer Steuerschuld der Beschwerdefihrerin
auswirken (vgl. BVerfGE 98, 106 <116>).

Iv.

Die am 6. September 2023 eingegangene Verfassungsbeschwerde gegen das der
Beschwerdefihrerin am 7. August 2023 zugegangene Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts wahrt die Monatsfrist des § 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG.
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Anders verhadlt es sich aber fir die mit nachgereichtem Schriftsatz vom 4. September
2024 erstmals erhobene Rige der Unvereinbarkeit der Ermachtigung der Gemeinden zur
Erhebung von ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern nach § 9 Abs. 4 KAG BW mit dem
Gesetzesvorbehalt und dem Bestimmtheitsgebot. Insoweit handelt es sich nicht lediglich
um eine auch nach Ablauf der Einlegungs- und Begrindungsfrist grundsatzlich zulassige
Erganzung eines fristgerecht gehaltenen Vortrags (vgl. BVerfGE 81, 208 <214 f.>; 109,
279 <305>; BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 17. Juli 2024 - 1 BvR 2133/22 -,
Rn.75). Vielmehr werden in unzuldssiger Weise neue verfassungsrechtliche und
fachrechtliche Gesichtspunkte nach Fristablauf erstmals geltend gemacht (vgl.
BVerfGE 81, 208 <214 f.>). Die einmonatige Frist zur Begrindung der
Verfassungsbeschwerde nach § 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG ist insoweit nicht gewahrt.

Abgesehen davon fehlt es an einer hinreichenden Auseinandersetzung mit der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach die im Wesentlichen inhaltsgleichen
Vorgangerregelungen des § 9 Abs. 4 KAG BW eine taugliche Ermdchtigung fur die Er-
hebung ortlicher Verbrauch- und Aufwandsteuern durch die Gemeinden waren (vgl.
BVerfGE 161, 1 <31 f. Rn. 62> m.w.N. - Ubernachtungsteuer).

C.

Die Verfassungsbeschwerde ist nicht begriindet. Zwar greift die Erhebung der als
Lenkungsteuer ausgestalteten Verpackungssteuer sowohl durch die Indienstnahme als
Zahlstelle als auch durch die Auferlegung einer Geldleistungspflicht in die Berufsfreiheit
der Endverkdufer ein (I). Der Eingriff ist jedoch gerechtfertigt, weil die Tibinger
Verpackungssteuersatzung, soweit hier zuldssig gertigt, formell (II) wie materiell (I11)
verfassungsmaRig ist. Daher ist auch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, mit dem
der Antrag der Beschwerdefihrerin auf Ungdltigerklarung der Satzung abgelehnt wurde,
nicht zu beanstanden.

Die den Endverkdufern durch die Verpackungssteuersatzung auferlegten Pflichten
greifen in deren Berufsfreiheit ein.

1. Art. 12 Abs. 1 GG gewadhrt allen Deutschen als einheitliches Grundrecht das Recht, den
Beruf als Grundlage der personlichen und wirtschaftlichen Lebensfuhrung frei zu wahlen
und auszulben (vgl. BVerfGE 101, 331 <346 f.>). Die Berufsfreiheit steht entsprechend
Art. 19 Abs. 3 GG auch inlandischen juristischen Personen des Privatrechts zu (vgl. BVerfGE
97,228 <253>; 161, 63 <89 Rn. 43> - Windenergie-Beteiligungsgesellschaften). ,Beruf”
ist jede Tatigkeit, die auf Dauer angelegt ist und der Schaffung und Aufrechterhaltung
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einer Lebensgrundlage dient (vgl. BVerfGE 155, 238 <276 Rn. 92> - WindseeG; 163, 107
<133 Rn. 71> - Tierarztvorbehalt). Eine Auspragung der Berufsfreiheit ist die
<Unternehmensfreiheit” im Sinne freier Grindung und Fihrung von Unternehmen,
welche die Freiheit umfasst, die unternehmerische Berufstatigkeit organisatorisch und
vertraglich zu gestalten und die beruflich erbrachte Leistung wirtschaftlich zu verwerten
(vgl. BVerfGE 161, 63 <89 Rn. 43> m.w.N.). Steuern sind an Art. 12 Abs. 1 GG zu messen,
wenn sie objektiv eine berufsregelnde Tendenz erkennen lassen (vgl. BVerfGE 162, 325
<346 Rn. 79>). Hiervon ist jedenfalls dann auszugehen, wenn steuerliche
Lenkungswirkungen darauf abzielen, Einfluss auf die Art und Weise der Berufsausibung
zu nehmen (vgl. BVerfGE 16, 147 <163>; 31, 8 <26 f.>; 38, 61 <85>; 162, 325 <346
RN. 795).

2. Ausgehend davon greifen die den Endverkdaufern nach der Verpackungs-
steuersatzung auferlegten Pflichten wegen deren Lenkungswirkungen unmittelbarin die
Berufsfreiheit ein.

Die Geldleistungspflicht nach § 5 Abs. 5 VStS ist nicht an der allgemeinen Handlungs-
freiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG (vgl. BVerfGE 161, 1 <34 Rn. 67> zur Ubernachtungsteuer
ohne Lenkungswirkung), sondern an Art. 12 Abs. 1 GG zu messen. Sie hat fur die Endver-
kaufer eine objektiv berufsregelnde Tendenz. Denn die Endverkdufer sollen durch die
finanziellen Belastungen, die aus der ihnen auferlegten Geldleistungspflicht folgen, zu
Anderungen ihrer beruflichen Tatigkeit veranlasst werden, namentlich auf ein Mehrweg-
system umsteigen oder das Einwegmaterial am Verkaufsort zuricknehmen und dasselbe
einer stofflichen Verwertung auf3erhalb der 6ffentlichen Abfallentsorgung zufihren (§ 3
Nr. 1 VStS). Die aus der Indienstnahme als Zahlstelle folgenden Belastungen durch die
Pflichten zur Berechnung, Anmeldung und Abfiihrung der Verpackungssteuer (§§ 2, 5
Abs. 3 VStS) haben an dieser auf eine Anderung der Berufsausiibung gerichteten
Lenkungswirkung teil. Sie beeintrachtigen die freie Berufsausibung daher ebenfalls.

Der Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG ist nur dann gerechtfertigt, wenn er auf einer formell
verfassungsmafigen Grundlage beruht (vgl. zu Art. 2 Abs. 1 GG BVerfGE 161, 1 <34 Rn. 68
m.w.N.>). Diese Voraussetzung liegt vor. Die Verpackungssteuersatzung ist durch die
Steuergesetzgebungskompetenz nach Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG gedeckt; bei der hier
gegenstandlichen Verpackungssteuer handelt es sich um eine den finanzverfassungs-
rechtlichen Gesetzgebungskompetenzen unterliegende Steuer (1a) in Gestalt einer Ver-
brauchsteuer (1b), die bundesgesetzlich geregelten Steuern nicht gleichartig ist (1c¢) und
den notwendigen Ortsbezug aufweist (1d). Die Ausibung dieser Kompetenz unterliegt

13/26

163

29

30

31



auch keiner aus dem Gebot der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung (2a) oder dem
Grundsatz der Bundestreue (2b) folgenden Schranke.

1. Die Stadt Tibingen kann sich flr die Verpackungssteuersatzung auf die Steuergesetz-
gebungskompetenz der Lander fir die Erhebung 6rtlicher Verbrauchsteuern nach Art. 105
Abs. 2a Satz 1 GG berufen. Das Land Baden-Wurttemberg hat die Gemeinden in § 9 Abs. 4
KAG BW zur Austibung dieser Kompetenz ermachtigt (vgl. BVerfGE 161, 1 <31 f. Rn. 62>
m.w.N. zur VerfassungsmaRigkeit dieser Ermachtigung).

a) Beider nach der Tibinger Verpackungssteuersatzung erhobenen Abgabe handelt es
sich um eine den finanzverfassungsrechtlichen Gesetzgebungskompetenzen nach
Art. 105, 106 GG unterliegende Steuer.

aa) Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kniipft das Grund-
gesetz fur den Begriff der ,Steuer” an die Definition in § 3 Abs. 1 AO an. Danach sind
Steuern ,Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung fir eine besondere Leistung dar-
stellenund von einem offentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen
allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die
Leistungspflicht kntpft". Kennzeichnend flr eine Steuer ist somit, dass sie ohne
individuelle Gegenleistung und unabhdangig von einem bestimmten Zweck zur Deckung
des allgemeinen Finanzbedarfs eines offentlichen Gemeinwesens erhoben wird (vgl.
BVerfGE 149, 222 <249 Rn. 53>).

Der Gesetzgeber darf zwar seine Steuergesetzgebungskompetenz grundsdatzlich auch
ausiben, um Lenkungswirkungen zu erzielen. Die finanzverfassungsrechtlichen Steuer-
kompetenzen bieten dann aber keine ausreichende Rechtsgrundlage, wenn eine steuer-
liche Lenkung nach Gewicht und Auswirkung einer verbindlichen Verhaltensregel nahe-
kommt. Das ist der Fall, wenn das Steuergesetz dem ihm begrifflich zukommenden
Zweck, Einnahmen zu erzielen, geradezu zuwiderlduft, indem es ersichtlich darauf
abzielt, die Erfullung des Steuertatbestands wirtschaftlich unmaoglich zu machen, die
Finanzfunktion der Steuer also durch eine Verwaltungsfunktion mit Verbotscharakter ver-
drangt wird (vgl. BVerfGE 16, 147 <161>; 31, 8 <23>; 38, 61 <81>; 98, 106 <117 f.>; 135,
126 <142 RN. 47>).

bb) Danach liegt hier eine Steuer im Rechtssinne vor. Die Verpackungssteuer begriindet
eine Gemeinlast, die jedem auferlegt wird, der den in der Verpackungssteuersatzung
bestimmten Steuertatbestand erfillt. Sie wird unabhdngig von einer individuellen
Gegenleistung erhoben und dient der Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs der ort-
lichen Gemeinschaft (vgl. BVerfGE 98, 106 <123>).
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Die Verpackungssteuer verfolgt zwar den Lenkungszweck der Vermeidung einer Ver-
mullung im Stadtgebiet und daher auch der Vermeidung von Einweggeschirr und
-besteck. Sie wirkt aber nach ihrer Gestaltung und der Hohe der Steuersdatze auch nicht
faktisch wie ein Verbot der Abgabe von Einwegartikeln beim Verkauf von Speisen und
Getranken. Es ist nicht erkennbar, dass die im Geltungsbereich der Verpackungs-
steuersatzung tatigen Endverkdufer solcher Speisen und Getranke regelmadlRig ge-
zwungen sein konnten, zur Steuervermeidung auf ein Mehrwegsystem umzusteigen
oder die von ihnen abgegebenen Einwegartikel zurickzunehmen (§ 3 Nr. 1 VStS), weil
ihr Betrieb ansonsten nicht mehr wirtschaftlich sinnvoll weitergefihrt werden kdnnte.
Dahingehende Anhaltspunkte wie beispielsweise eine seit Inkrafttreten der
Verpackungssteuersatzung stark ricklaufige Verwendung von Einwegartikeln wurden
nichtvorgetragen. Eine Verbotswirkung der Verpackungssteuer liegt auch schon deshalb
nicht nahe, weil sie darauf angelegt ist, dass die Steuerlast auf die Konsumenten als die
eigentlichen Steuertrager Gberwadlzt wird (unten Rn. 40). Auf die individuelle Situation
des Restaurantbetriebs der Beschwerdefuhrerin, die darauf verweist, sie sei im
niedrigpreisigen Speisen- und Getrankesegment tdtig, in dem die Steuerlast nur
eingeschrankt durch Preiserhohung Uberwadlzt werden konne, kommt es fir die
Gesetzgebungskompetenz nicht an (zur Zumutbarkeit Rn. 75 ff.).

b) Die Verpackungssteuer ist eine Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a Satz 1
GG.

aa) Verbrauchsteuern sind Steuern, die den Verbrauch vertretbarer, regelmafRig zum
baldigen Verzehr oder kurzfristigen Verbrauch bestimmter Waren belasten (BVerfGE 98,
106 <123 f.>).Siesollendie im Verbrauch zu Tage tretende steuerliche Leistungsfahigkeit
abschopfen (vgl. BVerfGE 98, 106 <124>; 145,171 <214 Rn. 119>). Ein Verbrauch istdann
anzunehmen, wenn die Ware nach Abschluss des konkreten Verwendungsvorgangs als
nicht mehr existent anzusehen oder funktions- und wertlos geworden ist (BVerfGE 145,
171 <217 Rn. 129>).

Verbrauchsteuern werden regelmal3ig aus Grinden der Praktikabilitat nicht direkt bei
denjenigen erhoben, die die Ware verbrauchen, sondern indirekt bei den Endverkaufern.
Gleichwohlsollen letztlich die Verbraucherinnen und Verbraucher die Steuerlast im wirt-
schaftlichen Ergebnis tragen (Steuertrager). Daher ist die indirekt erhobene Verbrauch-
steuer auf eine Abwalzung der Steuerlast auf die Verbraucher angelegt, deren im Ver-
brauch zu Tage tretende steuerliche Leistungsfahigkeit abgeschopft werden soll (vgl.
BVerfGE 98, 106 <124>; 145,171 <214 Rn. 119>).
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bb) Die Verpackungssteuer ist eine Verbrauchsteuer (vgl. bereits BVerfGE 98, 106
<123 f.>). Steuergegenstand ist der Verbrauch von Einwegartikeln, die nicht dauerhaft
gebraucht oder gehalten werden, sondern zu einer einmaligen Verwendung bestimmt
sind (§ 1 Abs. 2 Satz 2 VStS). Entgegen der Auffassung der Stadt Tibingen erfolgt der fur
die Besteuerung mafRgebliche Verbrauch nicht bereits mit der Abgabe der Einwegartikel
an die Kaufer der Speisen und Getranke. Zwar verlieren die nicht wiederverwendbaren
Einwegverpackungen mit der Abgabe endgiiltig ihre Funktion, dem Endverkdufer die
Ubergabe der Speisen und Getranke an die Kunden zu ermdglichen (Verkaufsfunktion).
Das gilt jedoch nicht fir die Funktion, den Kunden den Transport und anschlieBenden
Verzehr der Speisen und Getrdanke zu ermdglichen. Dem ebenfalls der Steuer
unterliegenden Einwegbesteck kommt ohnehin keine Verkaufsfunktion zu. Der
mafgebliche Verbrauchsvorgang liegt daher im Verzehr der Speisen und Getranke. Die
Einwegartikel verlieren nach diesem Zeitpunkt endgliltig jede Funktion. Sie werden zu
Abfall, der jedenfalls fir die Endverbraucher ohne wirtschaftlichen Wert ist (vgl.
BVerfGE 98, 106 <124>).

c) Die Verpackungssteuer ist keiner bundesgesetzlich geregelten Steuer gleichartig.

aa) Das Gleichartigkeitsverbot des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG qilt von vornherein nicht
fur die zur Zeit des 21. Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes vom 12. Mai 1969
(BGBL I S. 359 - Finanzreformgesetz -) Gblichen Verbrauch- und Aufwandsteuern (vgl.
BVerfGE 40, 56 <64>; 65, 325 <351>; 98,106 <125>; 161, 1 <42 Rn. 93>). Handelt es sich
hingegen - wie hier bei der Verpackungssteuer - um eine neue Verbrauch- oder Auf-
wandsteuer, so verstoRlt diese jedenfalls dann nicht gegen das Gleichartigkeitsverbot,
wennsie nach dem traditionellen Gleichartigkeitsbegriff keiner Bundessteuer gleichartig
ist (vgl. BVerfGE 65, 325 <351>). Unzuldssig ist danach eine Doppelbelastung derselben
Steuerquelle. Dersteuerbegriindende Tatbestand darf nicht denselben Belastungsgrund
erfassen wie eine Bundessteuer; er musssich also in Gegenstand, Bemessungsgrundlage,
Erhebungstechnik und wirtschaftlicher Auswirkung von der Bundessteuer unterscheiden
(vgl. BVerfGE 65, 325 <351>; 98,106 <125>; 161, 1 <42 Rn. 93>).

Nach dem eindeutigen Wortlaut des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG bezieht sich das Gleich-
artigkeitsverbot nur auf bundesgesetzliche Abgaben, die den Steuerbegriff erfillen.
Nichtsteuerlichen, auf die Sachgesetzgebungskompetenz des Bundes gestitzten Ab-
gaben kommt damit gegeniber Verbrauch- und Aufwandsteuern kein Vorrang bei der
Erfassung derselben Quelle steuerlicher Belastbarkeit zu. Dies entspricht der bundes-
staatlichen Finanzverfassung, die dem Gesetzgeber kein ,Wahlrecht" zwischen der Ein-
fihrung von Steuern und nichtsteuerlichen, auf die Sachgesetzgebungskompetenz ge-
stitzten Abgaben einrdumt, sondern grundsdtzlich davon ausgeht, dass die Gemein-
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lasten insbesondere aus Steuern gemaR der insoweit detailliert nach Art. 105 ff. GG ge-
regelten Aufteilung der Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Ertragskompetenzen
zwischen Bund, Landern und Gemeinden finanziert werden (vgl. BVerfGE 55, 274
<300 ff.>; 78, 249 <266 f.>; 92, 91 <113>; 124, 235 <243>; 135, 155 <206>). Eine
erweiternde, auch nichtsteuerliche Abgaben des Bundes einbeziehende Auslegung des
Gleichartigkeitsverbots kommt daher nicht in Betracht.

bb) Danach steht das Gleichartigkeitsverbot der Erhebung einer Verpackungssteuer
nicht entgegen.

(1) Die Verpackungssteuer schopft nicht dieselbe Quelle steuerlicher Belastbarkeit aus
wie die Umsatzsteuer. Die Verpackungssteuer belastet die Verwendung von Ver-
packungen jeweils in ihrer Stlickzahl, die Umsatzsteuer die unternehmerische Leistung
im Entgelt. Belastungsgrund flir die Umsatzsteuerist dementsprechend die Nachfrage in
einer bestimmten, im Preis ausgedrickten Werthohe, wahrend Belastungsgrund der Ver-
packungssteuerderVerbrauch von Einwegartikelnin einer bestimmten Stickzahl ist. Ver-
packungssteuer und Umsatzsteuer haben deshalb einen je verschiedenen Belastungs-
grund (vgl. BVerfGE 98, 106 <124 f.>).

(2) Entgegen der Auffassung der Beschwerdeflhrerin ist die Verpackungssteuer auch
nichtdanach zu beurteilen, ob sie der bundesgesetzlichen Einwegkunststoffabgabe nach
§ 12 Einwegkunststofffondsgesetz (EWKFondsG) gleichartig ist. Die von den Herstellern
von Einwegkunststoffprodukten erhobene Einwegkunststoffabgabe ist keine
bundesgesetzliche Steuer, die der Erhebung einer Verpackungssteuer als
Verbrauchsteuer wegen Gleichartigkeit entgegenstehen konnte. Die
Einwegkunststoffabgabe wird nicht unabhdngig von einem bestimmten Zweck zur
Deckungdes allgemeinen Finanzbedarfs des Bundes erhoben (zum Steuerbegriff Rn. 34).
Vielmehr flie@t ihr Aufkommen in den vom Umweltbundesamt verwalteten
Einwegkunststofffonds, der einem bestimmten Zweck dient, namlich der Deckung von
Kosten, die bei der Bewadltigung der nachteiligen Auswirkungen einer Verwendung von
Einwegkunststoffprodukten auf die Umwelt und die menschliche Gesundheit entstehen
(§1,§3Nr.12bis16,§4Abs. 1,855, § 14,15, 16 EWKFondsG). Die genaue Einordnung
der Einwegkunststoffabgabe als nichtsteuerliche Abgabe spielt im vorliegenden
Zusammenhang keine Rolle.

d) Bei der Tubinger Verpackungssteuer handelt es sich um eine ,0rtliche" Verbrauch-
steuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG. § 1 Abs. 1 VStS knupft die Steuerpflicht der
Endverkdufer an Verkaufsvorgange, bei denen die Ortlichkeit des Verbrauchs der mit den
Speisen und Getrdnken abgegebenen Einwegartikel normativ hinreichend sichergestellt
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ist; dabei ist flr das vorliegende Verfassungsbeschwerdeverfahren von der Auslegung
des Steuertatbestandes durch das Bundesverwaltungsgericht auszugehen (unten
RN. 54).

aa) Die ,Ortlichkeit” einer nicht direkt an den Verbrauch, sondern indirekt an den Ver-
kauf von Waren anknipfenden Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG
ist nur gegeben, wenn der Steuertatbestand den typischen Fall des Verbrauchs der ver-
kauften Ware innerhalb des Gemeindegebiets realitdatsgerecht erfasst. Dem genigt
jedenfalls eine tatbestandliche Anknidpfung der Steuerpflicht an den Verkauf von Waren
,zum Verbrauch an Ort und Stelle” (vgl. BVerfGE 16, 306 <327 f.>; 98, 106 <125>).

Die Ortlichkeit kann aber auch bei Waren gegeben sein, die nicht ,zum Verbrauch an Ort
und Stelle” des Verkaufs bestimmt sind, wenn der Verbrauch typischerweise im
Gemeindegebiet erfolgt. Hierflir kann insbesondere die Beschaffenheit der Ware
sprechen und sind die weiteren Gegebenheiten zu bertcksichtigen wie etwa die
Versorgungsstruktur oder die GréRRe der Gemeinde. Eine darauf bezogene Steuerpflicht
setzt voraus, dass im Steuertatbestand diejenigen Waren benannt oder aufgrund
konkreter Kriterien bestimmbar sind, die im Anschluss an den Verkauf typischerweise
noch innerhalb der Grenzen der jeweiligen Gemeinde verbraucht werden; dem
Normgeber kommt hierbei ein Einschdtzungsspielraum zu.

bb) Ausgehend davon wahrt die Verpackungssteuersatzung der Stadt Tibingen in der
vom Bundesverwaltungsgericht vorgenommenen Auslegung noch die gebotene Ort-
lichkeit.

(1) Nach § 1 Abs. 1 Alt. 1 VStS knlpft die Steuerpflicht an die Abgabe von Einweg-
material an, das beim Verkaufvon Speisen und Getranken ,fir den unmittelbaren Verzehr
an Ort und Stelle” Verwendung findet. Insoweit stellt der Steuertatbestand den not-
wendigen Ortsbezug des Verbrauchs ohne weiteres her. Es sind dann im Rahmen des
Vollzugs diejenigen Verkaufsvorgange zu bestimmen, bei denen nach den Umstanden
auf einen Verzehr unmittelbar am Ort des Verkaufs geschlossen werden kann; einer tat-
bestandlichen Benennung weiterer Kriterien bedarf es insoweit nicht. Danach ist zwar
nicht ausgeschlossen, dass Speisen und Getranke in atypischen Fdllen bestimmungs-
widrig in raumlicher Entfernung vom Verkaufsort auRerhalb des Gemeindegebiets ver-
zehrt werden und damit dort auch das Einwegmaterial verbraucht wird. Solche aty-
pischen Verhaltensweisen stellen jedoch nicht in Frage, dass mit der Tatbestands-
voraussetzung eines Verkaufs ,zum Verbrauch an Ort und Stelle” der typische Fall des ort-
lichen Verbrauchs erfasstist (vgl. BVerfGE 98, 106 <124>).
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(2) Fir die Anknipfung der Steuerpflicht an die Abgabe von Einwegmaterial beim Ver-
kauf von ,mitnehmbaren take-away-Gerichten oder -Getranken” nach § 1 Abs. 1 Alt. 2
VStS ist hier im Verfassungsbeschwerdeverfahren die Auslegung durch das Bundes-
verwaltungsgericht zugrunde zu legen (a). Nach dieser Auslequng (b) ist die Ortlichkeit
im Sinne von Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG ebenfalls gewahrt (c).

(a) Die verfassungskonforme Auslegung durch das Bundesverwaltungsgericht ist im
vorliegenden Verfassungsbeschwerdeverfahren mafigeblich. Mit der Verfassungs-
beschwerde wird nicht substantiiert geltend gemacht, dass diese Auslegung diejenigen
Grenzen Uberschreitet, die ihr nach dem Wortlaut der Vorschrift und dem klar erkenn-
baren Willen des Gesetzgebers vorgegeben sind (vgl. BVerfGE 138, 64 <94 Rn. 86>; 149,
126 <154 f. Rn. 72 ff.>).

(b) Das Bundesverwaltungsgericht nimmt an, bei verfassungskonformer Auslegung
von § 1 Abs. 1 Alt. 2 VStS sei nur der Verkauf von nach ihrer Zubereitung und Verpackung
zum sofortigen Verbrauch bestimmter Speisen und Getranke erfasst, nicht jedoch derVer-
kauf von Speisen und Getranken in fest verschlossenen oder fabrikmdaflig abgepackten
Behdltnissen. Erfasst werde das Einwegzubehar fir solche Speisen und Getrdnke, die
zumindestin einem ndaheren raumlichen Umkreis verzehrt wirden.

(c) Bei dieser Auslegung knlpft der Steuertatbestand normativ noch an hinreichend
konkrete Kriterien zur Bestimmung des der Steuer unterliegenden ortsbezogenen Ver-
brauchs an (aa); es gibt keine Anhaltspunkte dafir, dass sich die Steuerpflicht danach
nicht auf typischerweise im Gebiet der Stadt Tibingen verbrauchtes Einwegzubehor be-
schrankt (bb).

(aa) Steuerpflichtigistnach der Auslegung durch das Bundesverwaltungsgericht die Ab-
gabe des Einwegzubehors fur solche Speisen und Getranke, die in der Regel unmittelbar
nach dem Erwerb verbraucht werden, weil sich ihre fir die Verzehrqualitat mafRgebliche
Temperatur, Konsistenz oder Frische schon nach kurzer Zeit nachteilig verandert (vgl.
BVerwGE 179, 1 <7 f. Rn. 21>). Anhand dieser Kriterien kdnnen diejenigen ,mitnehm-
baren take-away-Gerichte oder -Getranke"” noch hinreichend sicher bestimmt werden,
deren Verkauf die Besteuerung des dabei verwendeten Einwegzubehdrs auslost.

(bb) Die auf den Tatsachenfeststellungen des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Wiurt-
temberg beruhende, mindestensimplizite Annahme des Bundesverwaltungsgerichts, die
Satzung bilde mit diesen Kriterien die Ortlichkeit realitdtsgerecht ab, st
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.
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Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Wirttemberg ist davon ausgegangen, dass der Ver-
zehrvon take-away-Gerichten und -Getranken ,auf die Schnelle" am hdufigsten im Stadt-
gebiet erfolge (vgl. Urteil vom 29. Mdrz 2022 - 2 S 3814/20 -, Rn. 112). Das Bundes-
verwaltungsgericht hat daran ankntipfend jedenfalls vertretbar angenommen, dass der
Konsum solcher Speisen und Getranke zeitnah und damit regelmdRig ortsnah innerhalb
des Gemeindegebiets erfolge. Die Beschwerdefihrerin hat keine hinreichend konkreten
Anhaltspunkte vorgetragen, die diese Annahme erschittern kdnnten. Insbesondere ist
flr die Typik des Verbrauchs der steuerpflichtigen Waren nicht auf die Situation jeder ein-
zelnen Verkaufsstelle, sondern auf alle Verkaufsvorgange im Gemeindegebiet abzu-
stellen (vgl. BVerfGE 98, 106 <124>).

2. Die Austibung der sonach gegebenen Steuergesetzgebungskompetenz nach Art. 105
Abs. 2a Satz 1 GG durch den Erlass der Verpackungssteuersatzung verletzt auch keine sich
aus dem Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung (a) oder aus dem Grund-
satz der Bundestreue (b) abzuleitenden Schranken.

a) Die Verpackungssteuer der Stadt Tdbingen steht in Einklang mit dem rechtsstaat-
lichen Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung.

aa) Aus dem rechtsstaatlichen Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung
werdenim Rahmen der bundesstaatlichen Ordnung der Gesetzgebungskompetenzen zu-
gleich Schranken der Kompetenzaustbung abgeleitet, nach denen die Ausibung der
Steuergesetzgebungskompetenz zur Lenkung in einem sachgesetzlich geregelten Be-
reich nur zuldassig ist, wenn dadurch die Rechtsordnung nicht widersprichlich wird. Greift
die steuerliche Lenkung auf eine Sachmaterie (iber, darf der Steuergesetzgeber nicht Re-
gelungen schaffen, die den vom zustandigen Sachgesetzgeber getroffenen Regelungen
widersprechen. Der Gesetzgeber darf deshalb aufgrund einer Steuergesetzgebungs-
kompetenz nur insoweit lenkend und damit mittelbar gestaltend in den Kompetenz-
bereich eines Sachgesetzgebers Ubergreifen, als die Lenkung weder der Gesamt-
konzeption der sachlichen Regelung noch konkreten Einzelregelungen zuwiderlauft
(vgl. BVerfGE 98, 106 <118 f.>).

bb) Fir das vorliegende Verfahren kann offenbleiben, welche Reichweite oder kon-
krete Bedeutung dieser in der Literatur kritisierten (vgl. Sendler NJW 1998, S. 2875 ff.
Rodi, StuW 1999, S. 105 <108 ff.>; Kloepfer/Brocker, DOV 2001, S. 1 ff.; Jarass, AGR 126
<2001>, S. 588 ff.; vgl. auch BVerwGE 179, 1 <9 f. Rn. 26>) Auspragung des Grundsatzes
der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung zukommt (vgl. auch bereits BVerfGE 141,
1 <35 Rn. 81>). Denn die mit der Verpackungssteuer verfolgten Lenkungszwecke, die
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Endverkdufer zu einem Umstieg auf Mehrwegsysteme oder zu einer Riicknahme der ab-
gegebenen Einwegartikel und deren stofflicher Verwertung au3erhalb der 6ffentlichen
Abfallentsorgung (§ 3 Nr. 1 VStS) zu veranlassen, stehen zu dem seit Inkrafttreten der Ver-
packungssteuersatzung am 1. Januar 2022 geltenden Abfallrecht des Bundes (zum malf3-
geblichen Zeitraum vgl. BVerwGE 179, 1 <10 Rn. 28>) weder hinsichtlich dessen Gesamt-
konzeption noch hinsichtlich konkreter Einzelregelungen in Widerspruch.

(1) Die Lenkungswirkungen der Verpackungssteuer widersprechen jedenfalls keiner
seit ihrem Inkrafttreten mafRgeblichen abfallrechtlichen Gesamtkonzeption.

Das Bundesverfassungsgericht ist in der Entscheidung zur Kasseler Verpackungs-
steuersatzung davon ausgegangen, der von der Steuer ausgehende Anreiz gegenlber
den einzelnen Endverkaufern, einer Besteuerung durch Umstellung auf ein Mehrweg-
system oder durch die Ricknahme und stoffliche Verwertung des Einwegmaterials
aulRerhalb der 6ffentlich-rechtlichen Entsorgung auszuweichen, stehe in Widerspruch
zum fur das seinerzeitige Abfallrecht angenommenen Kooperationsprinzip, wonach die
abfallrechtlich festgelegten Ziele der Vermeidung, Verringerung und Verwertung von Ab-
fallen nicht ordnungsrechtlich oder durch individuelle MalRnahmen, sondern vorrangig
durch die Wirtschaft in eigenverantwortlichem Zusammenwirken umgesetzt werden
sollten. Dabei wurde Bezug genommen auf § 14 Abs. 2 Abfallgesetz 1986 (AbfG 1986),
nach dem die abfallrechtlichen Ziele erst bei einem Scheitern der kooperativen
Bemihungen ordnungsrechtlich durchgesetzt werden durften (vgl. BVerfGE 98, 106
<128 ff.>). Eine vergleichbare Subsidiaritatsklausel, die durch individuelle
«nsellédsungen” zur Eindammung desVerpackungsabfalls beeintrachtigt werden konnte,
enthdlt das Abfallrecht im hier malRgeblichen Zeitraum seit Inkrafttreten der Tdbinger
Verpackungssteuersatzung am 1. Januar 2022 jedoch nicht mehr; insbesondere bezieht
sich die mit § 14 Abs. 2 AbfG 1986 vergleichbare Bestimmung des § 26
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) nur auf eine Kooperation bei der Abfallverwertung
und damit gerade nicht mehr auf das von der Tibinger Verpackungssteuer vorrangig in
den Blick genommene Ziel der Abfallvermeidung (vgl. BVerwGE 179, 1 <13 f. Rn. 37
m.w.N.>). Damit kann aus dem Abfallrecht auch kein Kooperationsprinzip mehr
hergeleitet werden, wie es der damaligen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
zugrunde lag.

Das Ubergreifende abfallrechtliche Kooperationsprinzip ist durch ein ergdnzendes
Nebeneinander von Kooperation, Ordnungsrecht und wirtschaftlichen Anreizen zur Ver-
wirklichung der abfallrechtlichen Ziele abgeldst worden, zu dem die auf das Verhalten
einzelner Endverkaufer zielenden Lenkungswirkungen der Verpackungssteuer nicht in
Widerspruch treten kdnnen. Ordnungsrechtlich wirkt etwa die zur Umsetzung der Art. 5
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und 14 der Einwegkunststoffrichtlinie (Richtlinie <EU> 2019/904 des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 5. Juni 2019 dber die Verringerung der Auswirkungen be-
stimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt) von der Bundesregierung am 24. Juni 2020
beschlossene ,Verordnung dber das Verbot des Inverkehrbringens von bestimmten Ein-
wegkunststoffprodukten und von Produkten aus oxo-abbaubarem Kunststoff” (Einweg-
kunststoffverbotsverordnung - EWKVerbotsV), die nach § 3 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7
EWKVerbotsV das Inverkehrbringen von bestimmten Einwegkunststoffprodukten wie Be-
steck, Teller und Lebensmittelbehalter verbietet. Vor allem kennt das Abfallrecht nun-
mehrauch dasden Lenkungswirkungen der Verpackungssteuervergleichbare Instrument
der Setzung wirtschaftlicher Anreize zur Verminderung von Verpackungsabfall. So zahlen
zu den in Anlage 5 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes aufgefiihrten MaRnahmen ,zur
Schaffung von Anreizen fur die Anwendung der Abfallhierarchie”, auf die § 6 Abs. 3 KTWG
Bezug nimmt, auch ,steuerliche Anreize" (Nr. 3) und ,steuerliche MaBnahmen” (Nr. 9).
Moglicher Bestandteil des nach § 33 Abs. 1 KrWG vom Bund zu erstellenden Abfall-
vermeidungsprogramms sind auch ,Wirtschaftliche Instrumente wie zum Beispiel An-
reize fir einen umweltfreundlichen Einkauf oder die Einfihrung eines vom Verbraucher
zu zahlenden Aufpreises flir einen Verpackungsartikel oder Verpackungsteil, der sonst
unentgeltlich bereitgestellt werden wirde" (Nr. 3 Buchstabe a der Anlage 4 zu § 33
Krwa). Zu den danach maglichen MaRnahmen dirfte auch die Einfihrung einer bundes-
rechtlichenVerpackungssteuerzahlen (vgl. BVverwGE 179, 1 <14 Rn. 40 m.w.N.>; vgl. auch
Abfallvermeidungsprogramm des Bundes unter Beteiligung der Lander, Juli 2013,
S.58f.: ,Steuern auf abfallintensive Produkte"). Zudem werden in Art. 4 Abs. 1 UAbs. 1
Richtlinie (EU) 2019/904 als MaRnahmen, die von den Mitgliedstaaten ergriffen werden
konnen, um den Verbrauch von Einwegkunststoffartikeln zu mindern, auch
«wirtschaftliche Instrumente wie die Sicherstellung, dass diese Einwegkunststoffartikel
an der Verkaufsstelle nicht kostenlos an den Endverbraucher abgegeben werden”, auf-
geflhrt.

(2) Die Lenkungswirkungen der Verpackungssteuer stehen auch nicht in Widerspruch
zu abfallrechtlichen Einzelregelungen (vgl. im Einzelnen BVerwGE 179, 1 <14 ff.
Rn. 39 ff.>). Dies folgt bereits daraus, dass sich der mit der Verpackungssteuer verfolgte
ZweckderVermeidungvon Abfallen mitden Zielen des Abfallrechts des Bundes deckt und
der steuerliche Anreiz zu einem solchen Verhalten auch kein einer bundesrechtlichen
Konzeption zuwiderlaufendes Mittel ist. Angesichts dieser Ausgangslage liegt ein Wider-
spruch zu abfallrechtlichen Einzelregelungen von vornherein fern.

Dementsprechend steht etwa das an Letztvertreiber von Einwegkunststofflebens-
mittelverpackungen und von Einweggetrankebechern gerichtete Gebot nach § 33 Abs. 1
Satz 1 Verpackungsgesetz (VerpackG), die in diesen Einwegverpackungen angebotenen
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Waren am Ortdes Inverkehrbringens jeweils auch in Mehrwegverpackungen zum Verkauf
anzubieten, einer weitergehenden Umstellung auf ein Mehrwegsystem, bei der zur
Steuervermeidung auch die Verwendung von Einwegverpackungen aus anderen
Materialien oder Einweggeschirr und -besteck beendet wird, nicht entgegen. In beiden
Fallen geht es um dasselbe Ziel, eine moglichst weitgehende Verwendung von
Mehrwegmaterialien zu fordern (vgl. BVverwGE 179, 1 <16 Rn. 42>). Daher kann § 33
Abs.1 Satz 1 VerpackG offenkundig kein Gebot entnommen werden, weiterhin
Einweglebensmittelverpackungen zu verwenden, sofern sie nicht aus Kunststoff
bestehen. Das Gleiche gilt mit Blick auf die abfallrechtliche Pflicht zur (finanziellen)
Beteiligung an einem kollektiven System zur flachendeckenden Rlicknahme von
Einwegverpackungen (,Duales System") mit dem Ziel, das Material vorrangig innerhalb
des Systems wieder zu verwenden oder zu recyceln (§ 7 Abs. 1 und 2 VerpackG). Diese
Systembeteiligungspflicht begrindet fir die Endverkdufer im Sinne des § 2 VStS
offenkundig weder ein Verbot der Umstellung auf ein Mehrwegsystem noch ein Verbot,
verbrauchte Einwegartikel zurlickzunehmen und aulRerhalb der o&ffentlichen
Abfallentsorgung stofflich zu verwerten (vgl. BVverwGE 179, 1 <16 f. Rn. 44 ff.>). Dass die
Pflicht von Herstellern bestimmter Einwegkunststoffprodukte zur Entrichtung einer
Abgabe an den Einwegkunststofffonds (§ 12 EWKFondsG; oben Rn. 47) als solche kein
Verbot der genannten steuerlichen Ausweichreaktionen umfasst, liegt ebenfalls auf der
Hand.

b) Der Erhebung der Verpackungssteuer steht auch nicht mit Blick auf die Erhebung der
Einwegkunststoffabgabe nach der bundesgesetzlichen Regelung des § 12 EWKFondsG
(Rn. 47) der Grundsatz der Bundestreue in seiner Auspragung als Kompetenzausibungs-
schranke entgegen (vgl. auch BVerfGE 106, 225 <243>; 160, 1 <26 Rn. 73>; 161, 1
<50 f.Rn. 116>).

aa) Der Bund und die Lander missen nach der aus dem Bundesstaatsprinzip des Art. 20
Abs. 1 GG folgenden wechselseitigen Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten in ihrer
Bedeutung als Kompetenzausibungsschranke bei der Wahrnehmung ihrer Gesetz-
gebungskompetenzen die gebotene und ihnen zumutbare Rlcksicht auf das Gesamt-
interesse des Bundesstaates nehmen. Diese Pflicht greift auch dann, wenn die Lander
- wie hier - ihre Kompetenz aus Art. 105 Abs. 23 Satz 1 GG zur Erhebung ortlicher
Verbrauch- und Aufwandsteuern durch eine landesgesetzliche Regelung auf die
Gemeinden Ubertragen haben (vgl. BVerfGE 161, 1 <50 Rn. 116> zum Verhaltnis von
gemeindlicher Ubernachtungsteuer und bundesrechtlicher Umsatzsteuer; Herbst,
Gesetzgebungskompetenzen im Bundesstaat, 2014, S. 299 f.). Der Grundsatz der
Bundestreue ist nur im Falle eines offenbaren Missbrauchs des Gesetzgebungsrechts
verletzt (vgl. BVerfGE 106, 225 <243>; 160,1 <26 Rn. 73>; 161, 1 <50 f. Rn. 116>).
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bb) Danach steht der Grundsatz der Bundestreue einer Ausiibung der Gesetzgebungs-
kompetenz aus Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG durch Begriindung einer ortlichen Verbrauch-
steuer in Gestalt einer Verpackungssteuer nicht entgegen. Das gilt auch, soweit die
bundesgesetzliche Regelung des § 12 EWKFondsG die Erhebung einer Einwegkunststoff-
abgabe vorsieht. Dabei kann dahinstehen, ob mit Blick auf die finanzverfassungs-
rechtliche Vorgabe, dass die staatlichen Aufgaben in erster Linie durch Steuern zu finan-
zieren sind (Rn. 44), nicht umgekehrt eine sachgesetzlich begriindete nichtsteuerliche
Abgabe wie die Einwegkunststoffabgabe den Grundsatz der Bundestreue verletzt, wenn
sie die Auslibung einer Steuergesetzgebungskompetenz hindert. Denn jedenfalls ent-
zieht die Verpackungssteuer dem Einwegkunststofffonds (vgl. §§ 4 ff. EWKFondsG) nicht
missbrauchlich die finanzielle Grundlage. Der Einwegkunststofffonds und die
Verpackungssteuer knipfen schon nicht an dieselbe Ertragsquelle an (vgl. BVerfGE 161,
1 <42 Rn. 93> zur Gleichartigkeit). Zur Entrichtung der Verpackungssteuer sind die End-
verkdaufer von Speisen und Getranken verpflichtet (§ 2 VStS), wahrend § 12 EWKFondsG
die Hersteller (§ 3 Nr. 3Buchstabe a EWKFondsG) von Einwegkunststoffprodukten zur Ent-
richtung einer Abgabe zur Deckung der Kosten des Einwegkunststofffonds heranzieht.
Zudem bezieht sich die Einwegkunststoffabgabe auch auf Produkte, die - wie etwa
Feuchttlcher, Luftballons oder Tabakprodukte - nicht Gegenstand der Verpackungssteuer
sind. Abgesehen davon erschwert der Zweck der Verpackungssteuer, die Endverkdufer
von Speisen und Getranken zur steuervermeidenden Umstellung auf Mehrwegartikel
oder durch Ricknahme und stoffliche Verwertung der verbrauchten Einwegartikel zu
bewegen, nicht das Ziel des Einwegkunststofffonds, Gber die Finanzierung von Mal3-
nahmen zur Bewadltigung der nachteiligen Auswirkungen einer Verwendung von
Einwegkunststoffprodukten zum Schutz der Umwelt, insbesondere der Meeresumwelt,
und der menschlichen Gesundheit beizutragen (§ 1 EWKFondsG). Denn soweit solche
MalRnahmenvonvornherein nicht notwendigwerden, weil die Endverkaufervon Speisen
und Getranken die steuervermeidenden Verhaltenserwartungen erfillen, besteht kein
Bedarf zur Finanzierung nachtraglicher SchutzmafRnahmen.

Es liegen keine Anhaltspunkte daflr vor, dass die zur Erzielung von Einnahmen
geeignete und erforderliche Verpackungssteuer der Stadt Tdbingen die nach Art. 12
Abs. 1 GG geschitzte Berufsfreiheit unzumutbar beeintrachtigt (1). Auch die
Indienstnahme der Endverkdufer als Zahlstelle ist verhaltnismdRig (2).

1.a) Art. 12 Abs. 1 GG ist verletzt, wenn eine Steuer mit berufsregelnder Tendenz
(Rn. 27 f.) esihrer Gestaltung und Hohe nach fir sich genommen den betroffenen Unter-
nehmen in aller Regel unmaoglich macht, den gewahlten Beruf ganz oder teilweise zur
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Grundlage ihrer Lebensfihrung oder unternehmerischen Erwerbstatigkeit zu machen
(vgl. BVerfGE 13, 181 <186 f.>, 31, 8 <23, 29>; 38, 61 <85 f.>; 135, 126 <143 Rn. 49>).
Dies ist nur dann der Fall, wenn die Gefahrdung der beruflichen Existenz unmittelbare
Folge der Steuerlast ist und nicht auch auf anderen Ursachen wie etwa einer unwirt-
schaftlichen Betriebsfiihrung oder unterlassenen Ausweichmaglichkeiten beruht. Mal3-
geblich ist daher, ob ein durchschnittlich ertragsstarkes, dem jeweiligen Berufszweig
oder einer in spezifischer Weise betroffenen Gruppe desselben zugehdriges Unter-
nehmen nach Abzug der notwendigen Aufwendungen wegen der Steuer keinen ange-
messenen Gewinn erzielen kann (vgl. BVerfGE 16, 147 <165 ff.>; 31, 8 <27 ff.>; 38, 61
<85 f.>; 123, 1 <36>; vgl. auch BVerwGE 153, 116 <120 f. Rn. 16 f.>).

b) Danach ist die Verpackungssteuer der Stadt Tibingen nicht zu beanstanden.

aa) Das Bundesverwaltungsgericht hat festgestellt, es gebe keine Anhaltspunkte fir
eine die Geschaftsaufgabe erzwingende Wirkung der Verpackungssteuer in Bezug auf
durchschnittlich ertragsstarke Betriebe im Gebiet der Stadt Tibingen (vgl. BVverwGE 179,
1 <20 f. Rn. 56>). Das wird von der Beschwerdefiihrerin nicht in Abrede gestellt. Auch im
Verfassungsbeschwerdeverfahren sind keine Anhaltspunkte fir verstarkte Geschafts-
aufgaben betroffener Unternehmen im Anschluss an das Inkrafttreten der Verpackungs-
steuersatzung vorgebracht worden.

bb) Im vorliegenden Zusammenhang kann offenbleiben, ob esim Anwendungsbereich
der angegriffenen Verpackungssteuersatzung abgrenzbare Gruppen steuerpflichtiger
Verkdaufer von Speisen und Getranken wie etwa Betreiber kleiner Kioske gibt, die in spe-
zifischer Weise von der Verpackungssteuer betroffen sind, weil sie weder die - nach den
Steuersdtzen (§ 4 Abs. 1 VStS) nicht geringen - Steuerbetrage auf ihre wenig zahlungs-
kraftigen Kunden abwadlzen noch angesichts ihrer Betriebsstruktur der Besteuerung
durch den Umstieg auf ein Mehrwegsystem oder durch die Ricknahme und Eigenver-
wertung der Einwegartikel entgehen kénnen, und wie sich die Verpackungssteuer auf
durchschnittlich ertragsstarke Unternehmen dieser Gruppe auswirkt. Hinsichtlich der
Beschwerdeflhrerin fehlt es jedenfalls an Anhaltspunkten daflr, dass es einem durch-
schnittlich ertragsstarken Unternehmen mit einem vergleichbaren Restaurantbetrieb
alleinwegen derVerpackungssteuer unmaoglich ist, diesen Betrieb wirtschaftlich sinnvoll
weiterzufihren. Sie macht zwar geltend, die Steuerlast sei existenzvernichtend, weil sie
ihre Einnahmen dbersteige und in dem von ihr betriebenen niedrigpreisigen Speisen-
und Getrankesegment nicht durch entsprechende Preiserhohungen auf die Kunden mit
niedrigeren Einkommen dberwalzt werden konne. Es ist aber nicht erkennbar, weshalb
es bei einem Restaurantbetrieb des Zuschnitts, wie er von der Beschwerdefihrerin be-
triebenwurde, nichtmaglich sein sollte, einer existenzgefahrdenden Besteuerung durch
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Umstellung auf ein Mehrwegsystem oder durch Ricknahme der abgegebenen Einweg-
artikel und deren stoffliche Verwertung auRerhalb der 6ffentlichen Abfallentsorgung
(§3 Nr. 1 VStS) auszuweichen. Die Beschwerdefiihrerin hat im Ubrigen auch keine
Angaben dazu gemacht, ob das von ihr zum 1. April 2024 verduRerte (...)
Schnellrestaurant als solches fortgefihrt wird. Dazu hdtte mit Blick auf ihr Vorbringen
Anlass bestanden, die Verpackungssteuer mache den weiteren Betrieb auf Dauer
unmaoglich.

2. Auch der Eingriff in die Berufsfreiheit der Endverkdaufer durch ihre Indienstnahme als
Zahlstelle nach den §§ 2, 5 VStS (Feststellung, Anmeldung und Zahlung der Steuerschuld)
ist verhaltnismaRig (vgl. BVerfGE 161, 1 <61 ff. Rn. 147 ff.>). Die Indienstnahme ist ge-
eignet und erforderlich, um die Verpackungssteuer vereinnahmen zu kénnen. Die mil-
dere Alternative einer nicht indirekt an den Verkauf, sondern direkt an den Verbrauch der
Einwegartikel durch die Endverbraucher als dem eigentlichen Steuergegenstand an-
knipfenden Steuerpflicht ware nicht praktikabel und daher kein gleich geeignetes Mittel
zur Zielerreichung (vgl. BVerfGE 161, 1 <62 Rn. 150>). Wegen der ansonsten fehlenden
Praktikabilitat steht die grofRere Wirksamkeit einer indirekten, bei der Abgabe der
Einwegartikel ansetzenden Steuerpflicht auch nicht auler Verhaltnis zu den damit ver-
bundenen administrativen Lasten der Endverkdaufer (vgl. auch BVerfGE 163, 107 <158
Rn. 135>).

Harbarth Ott Christ
Radtke Hartel Wolff
Eifert Meliling
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Informationen zur kommunalen Verpackungssteuer

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 24. Februar 2025 fand ein vom Deutschen Stadtetag organisierter virtueller Erfahrungsaus-
tausch zur kommunalen Verpackungssteuer der Stadt Tubingen statt. Anbei erhalten Sie die
Prasentation der dortigen Projektleiterin (Anlage 2) sowie eine Zusammenfassung des Deut-
schen Stadtetags mit weiterfihrenden Hinweisen hierzu und zur Rolle des Einwegkunststoff-
fonds, der die Hersteller von Einwegkunststoffprodukten betrifft (Anlage 1). Zahlreiche Informa-
tionen inklusive Beschlussvorlagen an den Stadtrat sind auf der Homepage der Stadt Tlbingen
abrufbar.

Ergénzend dazu folgende Informationen:

- Hinweise zum Aufwand der Einfihrung und Erhebung der Verpackungssteuer sowie zu den
Einnahmen in Tubingen (rund 92.000 Einwohner, ca. 200 steuerpflichtige Betriebe) sind auf
den Folien 13 ff. enthalten. Die erwéhnte Sachbearbeiterstelle ist nach den Ausflihrungen
von Frau Patzwahl aufgrund der Anforderungen (,Mischung aus Detektei, Fachstelle, Steu-
ererhebung, Kommunikation“) mindestens in Entgeltgruppe E 9 einzustufen. Es erfolgen
keine Kontrollen der Betriebe vor Ort, aber Beratungen und Testkaufe.

- Die klassische Gastronomie ist grundséatzlich nicht betroffen (anders z.B. bei Mittagstisch
To-Go mit Einwegverpackung), auch Lieferdienste an eine Hausadresse (nicht: im offentli-
chen Raum) sind nach dem Tibinger Modell befreit. Ebenso Markte, Vereinsfeiern etc. bis
zu zehn Tage im Jahr. Hauptbetroffene sind Imbissbetriebe, je nach Sortiment auch Dis-
counter. Der To-Go-Bereich unterliegt — anders als das herkdmmliche Restaurant — einem
reduzierten Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent. Zur Lenkungswirkung der Steuer vgl. S. 2 ff.
des beigefligten Schreibens des Deutschen Stadtetags.

- Die Entwicklung einer Mustersatzung durfte sich angesichts der unterschiedlichen Gege-
benheiten vor Ort schwierig gestalten. Zudem liegt mit der hochstrichterlich geprtften Ti-
binger Verpackungssteuersatzung in Kombination mit den Ausfihrungen des BVerwG und
des BVerfG eine belastbare Orientierungshilfe vor.

Bayerischer Stadtetag Telefon E-Mail

Prannerstra3e 7, 80333 Miinchen Tel: (089) 29 00 87-0 post@bay-staedtetag.de
Postanschrift Telefax Website

Postfach 100254, 80076 Munchen Fax: (089) 29 00 87-70 www.bay-staedtetag.de
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- Die DUH initiiert derzeit deutschlandweit Antrdge zur Erhebung drtlicher Verpackungssteu-
ern und bietet selbst am 27. Marz 2025 einen virtuellen Erfahrungsaustausch hierzu an.
Schon insoweit erscheint derzeit kurzfristig ein Hinweis darauf angebracht, dass die Einflih-
rung der Verpackungssteuer einer dezidierten Prifung durch die jeweilige Stadt oder Ge-
meinde bedarf.

- Seitens des Innenministeriums gibt es aktuell noch keine belastbare Aussage zur fur die
erstmalige Einfuhrung einer ortlichen Verpackungssteuer in Bayern nach Art. 2 Abs. 3 KAG
erforderlichen Genehmigung. Zur Haltung des Bayerischen Stadtetags hierzu vgl. 1B 01/02
2025, S. 5. Wir werden uns fir eine zeitnahe Information hierzu einsetzen.

Mit freundlichen GriiRen

A A

Dr. Andreas Gafl

Anlagen
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- Mitglieder des Klima- und Umweltausschusses 10117 Berlin
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- Mitglieder der FK Stadtgriin Aktenzeichen
- Mitgliedsverbande 70.28.36 D
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X 6097

Kommunale Verpackungssteuer in Tiibingen —
Zusammenfassung unserer Informationsveranstaltung vom 24. Februar 2025

Kurziiberblick: Littering ist in den Stadten ein zunehmendes Problem und der Reinigungs-
aufwand wachst stetig. Mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Tiibinger
Verpackungssteuer herrscht nun Rechtsklarheit, eine Verpackungssteuer vor Ort erheben
zu konnen. In vielen Stadten wird dies diskutiert. Neben Tiibingen hat Konstanz als zweite
Stadt zum 1. Januar 2025 eine Verpackungssteuer eingefiihrt. Unsere Online-Veranstal-
tung am 24. Februar 2025 zur kommunalen Verpackungssteuer diente dazu, Informationen
und Hinweise zu den Fragen zu geben, wie eine Steuer eingefiihrt, ausgestaltet und umge-
setzt werden konnte. Wir mochten lhnen die Prasentation aus Tiibingen zusenden sowie
eine Zusammenfassung der zentralen Fragen. Zudem mochten wir eine erste Einordnung
des Deutschen Stadtetages geben. Wir werden das Thema in den kommenden Wochen in
den Gremien des Stadtetages beraten.

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fiir das Gberwaltigende Interesse an unser Informationsveranstaltung zur kommu-
nalen Verpackungssteuer am 24. Februar 2025. |hr Interesse und die Auswertung haben ge-
zeigt, dass in sehr vielen Stadten die Einfihrung einer Verpackungssteuer diskutiert wird. Wir
bedanken uns vor allem sehr herzlich bei Frau Claudia Patzwahl, Projektleiterin Verpackungs-
steuer der Fachabteilung Steuern der Universitatsstadt Tibingen fir ihren Impuls und die Be-
antwortung der Fragen. Neben der beigefligten Prasentation aus Tiibingen (Anlage) mochten
wir folgende Punkte aus der Veranstaltung festhalten:

Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin - Telefon 030 37711-0 Telefax 030 37711-999
GereonstralRe 18 - 32, 50670 KolIn - Telefon 0221 3771-0 Telefax 0221 3771-128
Avenue des Nerviens 9-31, 1040 Bruxelles / Belgien - Telefon +32 2 882 774-0 Telefax 0221 3771-399
Internet: www.staedtetag.de
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I. Ausgestaltung der kommunalen Verpackungssteuer

1. Vorarbeit und Ablaufe

Es wurde deutlich gemacht, dass eine gute Vorbereitung fiir die Steuer unerlasslich sei. Zu-
standigkeiten innerhalb der Verwaltung missten geklart und die Datengrundlage fiir die steu-
erpflichtigen Gewerbebetriebe erstellt werden. Tlibingen und Konstanz berichten von einer
Vorlaufzeit von ein bis anderthalb Jahren. Interessierte Stadte konnten starker auf bereits er-
stellte Unterlagen und Hinweise aus Tiibingen und Konstanz zurtickgreifen. Eine unterjahrige
EinflUhrung der Steuer ist moglich. Aus Sicht von Tibingen hat sich auBerdem bewahrt, im
Vorfeld oder begleitend zur Einfiihrung der Steuer, gezielt Mehrweglésungen fiir die Gastro-
nomie zu fordern.

2. Konkrete Ausgestaltung der Steuer (Steuerpflichtige, Kontrolle etc.)

Die Erhebung der steuerpflichtigen Betriebe gelang in Tiibingen Uber das eigene Ordnungsamt
und die Gewerbeanmeldung. Die Auswahl der steuerpflichtigen Betriebe kann lokal variieren:
auch Drive-Inns sowie Lieferdienste konnten laut den Entscheidungen sowohl des Bundesver-
waltungsgerichts als auch des Bundesverfassungsgerichts einbezogen werden.

Betriebe seien in der Steuerpflicht, wenn sie nicht nachweisen kénnten, dass ihre Verpackun-
gen vollstandig der stofflichen Verwertung (nicht Verbrennung) zugefiihrt werden. Ist das
nicht der Fall, unterlagen sie in Tiibingen der Steuerpflicht. Pauschalbetrage fiir Steuerpflich-
tige sind in Tubingen nicht vorgesehen und wohl auch steuerrechtlich nicht zulassig.

Laut Tdbingen legten die Steuerpflichtigen die Steuer vorwiegend auf die Verkaufspreise um;
Uberwiegend werde die Verpackungssteuer aber transparent ausgewiesen und extra erhoben.
Flir das Steuerjahr 2022 hat die Stadtverwaltung (veranlagt sind 94% der Betriebe) 189 Steu-
erbescheide mit einem Gesamtsteueraufkommen von rund 1,01 Millionen Euro verschickt. Die
Mittel flieBen in den Haushalt der Stadt. Dem Charakter einer Steuer entsprechend, besteht
keine Zweckbindung der Mittel.

3. Wirkung der Steuer

Die Stadt Tubingen hat darauf hingewiesen, dass es keine Vorher-Nachher-Untersuchung in
Tlbingen gegeben habe und gibt. In unserer Infoveranstaltung wurde auf die Studie der Uni
Tlbingen hingewiesen, die eine Reduzierung des Abfallaufkommens in Frage stellt.

Frau Patzwahl machte deutlich, dass in Tlbingen zwei Wirkungen festgestellt werden: Die
Mehrwegquote sei deutlich gestiegen. Allein in den drei Monaten vor Inkrafttreten der Steuer
sei die Anzahl der Mehrwegangebote in den Tlbinger Betrieben deutlich angestiegen und
habe zu einer Steigerung der Férderantrage bei der Stadt Tubingen von 30 auf 82 geférderte
Mehrwegangebote im ersten Quartal 2022 gefiihrt. Tlbingen liege nachweislich deutschland-
weit an der Spitze von Mehrwegangeboten. Auch das allgemeine Stadtbild habe sich deutlich
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gegeniiber den vorangegangenen Jahren verbessert. Uberquellende Miilleimer seien nicht
mehr zu finden. Man sehe in Tibingen zudem den Umstieg von Einwegverpackungen auf
Mehrweglésungen bzw. innovative Konzepte (Abschaffung des Eisbechers aus Verbundmate-
rial hin zu einer Becherwaffel).

4. Kooperation mit Gastronomie und Handel

Konstanz und Tibingen betonten, dass eine enge Kooperation und direkte Ansprache an die
lokale Gastronomie und den Handel unverzichtbar seien. Aufwandig sei die Kommunikation
vor allem hinsichtlich der kleinen Imbisse bzw. der temporaren Verkaufer. Die groRen Han-
delsketten, die To-Go-Einwegverpackungen vertreiben, zeigten sich kooperativ und offen.
Frau Patzwahl betonte, dass die Gastronomie im Restaurantbetrieb nicht die primare Ziel-
gruppe und auch nicht die Hauptbetroffenen der Steuer sei. Der Fokus ldge vor allem auf Im-
bissbetriebe und dem Fast-Food-Bereich. Auch Einwegverpackungen bei Inhouse-Verzehr fal-
len wegen des ,sofortigen Verzehrs an Ort und Stelle” unter die Tlbinger Verpackungssteuer.
Frau Patzwahl wies darauf hin, dass bei der Debatte um Belastungen der Gastronomie zu be-
achten sei, dass der to go/take-away Bereich nur mit sieben statt 19 Prozent Mehrwertsteuer
besteuert werde und damit auch steuerliche Vorteile an sich genieRe.

5. Nitzliche Hinweise und Links

Umfassende und alle wichtigen Informationen finden Sie auf der Homepage der Stadt Tiibin-
gen, wie etwa
— Satzung
— Informationsblatt fiir Steuerpflichtige
Auslegungshinweis zur Steuer
Steuererklarung fiir Steuerpflichtige

sowie auf der Homepage der Stadt Konstanz: Verpackungssteuer - Stadt Konstanz. Hier fin-
den Sie die Satzung, die Steuererklarung sowie die Plakate und FAQ der Stadt. Anders als in
TlUbingen bezieht die Satzung in Konstanz auch temporare Verkaufende auf Markten/Veran-
staltungen mit ein.

Il. Einordnung des DST und weitere Schritte

Die kommunale Verpackungssteuer setzt ein Zeichen fir mehr Abfallvermeidung vor Ort. Sie
kann einen Anreiz und eine Lenkungswirkung schaffen, haufiger auf Mehrweggeschirr zurick-
zugreifen und damit die Stadtsauberkeit zu verbessern. Das Bundesverfassungsgericht und das
Bundesverwaltungsgericht stellen in ihren Urteilen klar fest, dass take-away-Gerichte und -
Getranke ,,auf die Schnelle” am haufigsten im Stadtgebiet verzehrt wiirden.

Der Einweg-Kaffeebecher wurde in den letzten Jahren zu einem Sinnbild der Wegwerfkultur
und Ressourcenverschwendung. Laut der Deutschen Umwelthilfe werden in Deutschland
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stiindlich rund 320.000 Coffee to go Einwegbecher verbraucht. Zugleich kommt die Verpa-
ckungssteuer zu einer Zeit, in der Mehrbelastungen der Biirgerrinnen und Birger durch eine
ortliche Steuer mit einer umweltlenkenden Wirkung politisch kontrovers diskutiert werden.

1. Bundeseinheitliche Regelung

Im Raum steht die Frage, inwieweit eine bundesweite Regelung hilfreich sein kdnnte. Derzeit
lassen sich drei wesentliche Modelle festhalten, die geeignet sind, Einwegmiill und Littering zu
reduzieren und Einnahmen fiir die Kommunen zu generieren:

e Ortliche Verbrauchssteuer wie in Tiibingen und Konstanz
e Bundesweite Spezielle Verbrauchssteuer des Bundes
e Bundesweite Einwegabgabe/Fondsmodell (dhnlich dem Einwegkunststofffonds)

Aus unserer Sicht dirfte es dabei darauf ankommen, dass folgende Anforderungen durch die
Modelle erfillt werden — Risiken sollten ausgeschlossen werden:

e Die Einnahmen aus einer bundesweiten Regelung miissen umfanglich an die Kommu-
nen gehen.

e Der Vollzug einer Abgabe oder Steuer muss sichergestellt werden, damit die Pflichtigen
kontrolliert werden kdnnen.

e Mehrweglosungen miissen weiter gefordert werden. Beispielsweise durch die Anpas-
sung des Verpackungsgesetzes und der Einflihrung einer Mehrwegpflicht.

Derzeit gibt es auf Bundesebene keine Uberlegungen zu einer bundeseinheitlichen Regelung.

2. Rolle des Einwegkunststofffonds

Bei der Frage von Instrumenten gegen Littering ist immer auch der Einwegkunststofffonds in
den Blick zu nehmen. Auf der Grundlage des Einwegkunststofffondsgesetzes sind Hersteller
bestimmter Einwegkunststoffprodukte verpflichtet, eine Einwegkunststoffabgabe in den Ein-
wegkunststofffonds zu zahlen. Derzeit laufen die Verfahren zur Registrierung, zum einen der
Hersteller und deren Produkte, zum anderen der anspruchsberechtigten Abfallbetriebe. Ende
2025 sollen die ersten Mittel aus dem Fonds an die anspruchsberechtigten Betriebe flielRen.

Zudem waren Stand November 2024 ca. 400 Hersteller registriert. Die urspriingliche Annahme
des BMUV liegt bei 50.000 Herstellern.

Auf der Seite der Anspruchsberechtigten sind mehr als 500 Anspruchsberechtige, darunter vor
allem Kommunen, im Einwegkunststoff-Portal registriert (zu den Details siehe unsere Rund-
mail vom 12.02.2025 und Informationen des Umweltbundesamtes). Anspruchsberechtigte ha-
ben die Moglichkeit, ihre Leistungen fir das Jahr 2024 bis zum 15. Juni 2025 zu melden.
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Welche Produkte und damit Abfallmengen unter den Einwegkunststofffonds fallen, wird in ei-
ner mit Herstellern, kommunaler Seite und Vertretern der Umweltverbdnde und Verbraucher-
schitzer paritatisch besetzten Einwegkunststoffkommission beraten. Die Letztentscheidung
trifft das Umweltbundesamt.

Wir hatten im Gesetzgebungsverfahren kritisiert, dass der Einwegkunststofffonds in seiner
Ausgestaltung hinter den Mdglichkeiten zurilickbleibt und auf andere Verpackungsarten aus-
gewichen wird, die nicht vom Einwegkunststoffgesetz umfasst sein. In der Arbeit der Einweg-
kunststoffkommission zeigt sich aktuell, dass das Verfahren zur Einordnung komplex ist und
die Bewertung, ob ein Produkt ein Einweg- oder ein Mehrwegprodukt ist, durchaus Schlupflo-
cher bietet.

Wir gehen aktuell davon aus, dass der Einwegkunststofffonds ein Weg ist, Littering zu mini-
mieren. Eine durchschlagende Wirkung und vor allem eine angemessene Kostenerstattung fir
die ortlichen Reinigungskosten versprechen wir uns allerdings nicht davon. Hinzuweisen ist
Uberdies, dass die Verpackungssteuer gegeniiber dem Einwegkunststofffonds friiher ansetzt.
Als Verbrauchssteuer soll die Verpackungssteuer bereits den Ressourcenverbrauch durch die
Herstellung und den Einmalgebrauch verringern.

3. Nachste Schritte

Wir werden die Verpackungssteuer in allen relevanten Gremien des Deutschen Stadtetages
beraten. Parallel sind wir bestrebt, Sie im Prozess der Priifung einer Verpackungssteuer zu un-
terstiitzen, sollte sich lhre Stadt hier konkret auf den Weg machen. Wir priifen Ansatze wie
Checklisten und Ubersichten zur Stakeholderbeteiligungen zur Einfiihrung von Verpackungs-
steuern.

Mit freundlichen GriRRen
In Vertretung

. WS

Dr. Christine Wilcken

Anlage
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* Tiibingen

Universitatsstadt

‘ Verpackungssteuer

Warum uberhaupt?

* Vermullung durch Einwegverpackungen pragte das Stadtbild zunehmend

* Entsorgung von Verpackungsmiill kostet die Stadt ca. 700.000€ / Jahr
* Forderprogramm fiir mehr Mehrwegverpackungen allein nicht
ausreichend
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" Tubingen ‘ Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Pionierarbeit in Tubingen

* Als erste Stadt in Deutschland hat
die Universitatsstadt Tlibingen eine
kommunale Verpackungssteuer
eingeflhrt.

* Seit 1. Januar in Konstanz

* Beschllisse zur Einflihrung in
Freiburg, Koln, Stuttgart

* Personlicher Kontakt zu Gber 130
Stadten und Kommunen

—auch international

* Anfragen von Verbanden,
Organisationen, Firmen und der
Medien

Hier qilt die
Verpackungssteuer

Ab 1. Januar 2022 mussen Betriebe die Steuer
fur Einwegverpackungen, -geschirr und

www tuebingen.de/verpackungssteuer

24. Februar 2025
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* Tiibingen

Universitatsstadt

‘ Verpackungssteuer

Der Rechtsstreit

* Normenkontrollklage der Franchisenehmerin von McDonald’s
* Der Verwaltungsgerichtshof in Mannheim entscheidet im Marz 2022 zu
Gunsten der Klagerin, lasst Revision zu
* Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet am 24.Mai 2023:
,Die Tubinger Verpackungssteuer ist im Wesentlichen rechtmaflig.”
Urteil des BVerwG:
— § 4(2) ,Hochstgrenze Einzelmahlzeit 1,50 Euro” unwirksam
— § 8 ,Betretungsrecht” unwirksam
* Nach Prufung und Bewertung des schriftlichen Urteils vom BVerG keine
zusatzlichen Anderungen der Satzung und in der Auslegung
* Anfang September 2023 reicht Tubinger Franchisenehmerin von
McDonald’s Klage beim Bundesverfassungsgericht ein.
* Bundesverfassungsgerichts gibt im Januar 2025 seine Entscheidung
bekannt: die Tubinger Verpackungssteuer ist zulassig!

24. Februar 2025
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Universitatsstadt

" Tubingen ‘ Verpackungssteuer

Verpackungssteuerpflichtige Beispiele

Getranke*

Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einwegge-
trankeverpackung inklusive Deckel

Kaffee- oder Teegetranke “ ,

Softdrinks

Séafte

Shakes

Milchshakes
alkoholische Getranke

Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,50 Euro

24. Februar 2025



" Tubingen Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Verpackungssteuerpflichtige Beispiele

06T

Warmes Essen*

Einwegteller, -schalen, -schiisseln, -boxen und sonstige
Einweglebensmittelverpackungen fiir warme Speisen

Verpackungen jeglichen Materials, z. B. aus Polystyrol,
Kunststoffen, Aluminium, Papier, Pappe, Karton, Misch-
verbunde oder anderen Materialien mit oder ohne
Deckel, z. B. fiir Speisen wie:

- Bowils

«  Burgermends

- warmer Zwiebelkuchen

- Pommes-, Wurst-, Snack

- Déner

« Reis- oder Nudelgerichte »

« Pizza b\\\

Einwegtuten, -beutel, Einwickelpapier, Alufolie etc. fur

warme Speisen, beispielsweise

« Papiertiiten fur z. B. Leberkaswecken, Schnitzelbrétchen,
warmen Zwiebelkuchen, warme Pizzastlcke

- Einpackpapier fur Doner, Yufka, Pide, Lahmacun

- Wrapverpackungen

- Spitztaten flr Pommes, Kartoffelchips, Ofenkartoffel,
Falafel

<

Kalte Speisen*

Einwegteller, -schalen, -schiissel, -boxen und sonstige Ein-
weglebensmittelverpackungen fur kalte Speisen, sofern
sie mit Besteck und Dressing/Sauce abgegeben werden

- Boxen fiir Salat mit Dressing
und Besteck

+ Sushiboxen mit Besteck

« Verpackungen flr
Kuchen- bzw. Tortenstiicke
mit Besteck

+  Obst- oder Joghurtbecher
mit Besteck

« Eisbecher, die nicht essbar sind

Tipp: Die klassische Eiswaffel bleibt steuerfrei.

Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,50 Euro

Hilfsmittel/Besteck
(sofern groBer als 10 cm)

«  Messer, Gabel, Loffel ‘

als Set oder einzeln / \
+ Trinkhalme
.« Essstdbchen ‘

|
. Kaffee- bzw. Teeloffel {
+ Dessertloffel |
- Eisloffel ! |
Steuerbetrag pro Einheit/Stiick 0,20 Euro

24. Februar 2025
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* Tiibingen

Universitatsstadt

‘ Verpackungssteuer

Steuerpflichtige Betriebe

» klassische Imbissgeschafte wie z.B. Donerverkauf,
Currywurst und Pommes

e Systemgastronomie wie McDonald’s, Burger King, Subway

e Supermarkte, Tankstellen mit Verkauf von Lebensmitteln,
Backereien, Cafés, Metzgereien, Gaststatten, Restaurants,
Schul- u.Betriebskantinen

« Kaffee/Tee/Kakao/Suppen — automaten

 Kino? z.B. Popcorn?

* Drive Inn?

Liste der potenziell steuerpflichtigen Betriebe Gber
Stichwortsuche in migewa (Informationsdatenbank Ordnungsamt)

24. Februar 2025
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* Tiibingen

Universitatsstadt

‘ Verpackungssteuer

Informationen an steuerpflichtige Betriebe

e Ab Februar 2021 Auslegungshinweise, FAQ, Broschure und Flyer erstellt
* Informationspaket im August/September 2021 an potenziell
steuerpflichtige Betriebe
— Anschreiben OB Boris Palmer zur Ausfihrung der Steuer
— Broschiire (Satzung + FAQ)
— Flyer zur Verpackungssteuer
— Flyer zu Mehrwegsystemen und Forderprogramm Universitatsstadt
Tubingen
* Einladungsschreiben zu Informationsveranstaltungen
e Start der Informationsrundgange und personlichen Gesprache

‘ Kommunikation wichtig flir Akzeptanz der neuen Steuer

24. Februar 2025



" Tubingen Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Informationsmaterial

€61

Die Verpackungssteuer gilt
fiir diese Einwegartikel:

sfle /-

Verpackungssteuer
ab 1. Januar 2022

Hier qilt die
Verpackungssteuer

Ab 1. Januar 2022 missen Betriebe die Steuer

fr Einwegverpackungen, -geschirr und
Satzung, -besteck zahlen.

 Fragenund 747 Deshalb:
Antworten Fv:L Steuer vermeiden, " Tabingen

* Tubingen

Ut

www .
x Die drei W-Fragen Kontakt
Warmes Essen Kalte Speisen* Tur uar R,
~schalen, -schisseln, Eimwerteier schalen, Schisse, was T
pel i o I g
e Verpackungen jegiichen Materials, 2. B. aus Polystyrol, iy Vet oo 01 o Wl e o ot Faapach ol
Getrinke* Kumststoffen, Aluminium, Papier, Pappe, Karton, Misch- . o G it e Mk s G e it i v el TARE tkegen
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s 5 Matreprsa Towbia: BNITY 208 47288
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" Tiibingen
Universitégstadt ‘ VerpaCku ngSSteu er

Informationen allgemein

Ende 2021: Werbefilm mit Augenzwinkern zu Verpackungssteuer um
Verbraucher_innen auf Steuer aufmerksam zu machen.

O Jedes Geschirr verdient eine zweite Chance

Ay

Alle Informationen stehen auf der stadtischen Homepage unter
www.tuebingen.de/verpackungssteuer zur Verfiigung

24. Februar 2025
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" Tubingen ‘ Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Forderung von Mehrwegsystemen (bis Ende 2023)

Es wurden Betriebe bei der Einfihrung von Mehrweggeschirr finanziell
unterstutzt.

* Maximal 500 Euro pro Betrieb/Filiale

* Bis zu 1.000 Euro fur Spulmaschine

 System nicht vorgegeben, auch ,Insellésungen®” moglich

MEHRWEG —
statt Einweqg.

WIR SIND

DABEI!

Ob Pfand-Mehrweg- oder privates Mehrweg-
ystem - gemeinsam sparen wir Ressourcen.

24. Februar 2025 11
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Universitatsstadt

" Tubingen ‘ Verpackungssteuer

Mehrweg ist Mehr — die Alternative

Entwicklung der Forderantrage

87 88 89 90

5009

=

Q2/ @3/ @4/ a1/ Q2/ @3/
2020 2020 2020 2021 2021 2021

Informationskampagne

Q4/
2021

Ql/ Q2/ Q3/ @4/ a1/ @2/ @3/
2022 2022 2022 2022 2023 2023 2023

Inkrafttreten

24. Februar 2025
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" Tubingen ‘ Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Aufgaben und Aufwand

 Einfihrung mit Auslegungshinweisen, FAQ, Informationsmaterial und
Begleitung Rechtsverfahren ----- Projektgruppe aus
- Steuerabteilung (75 % Projektleitung + 100 % Sachbearbeitung
+ FAB Leitung)
- Leitung der Rechtsabteilung
- Stabsstelle Umwelt- u. Klimaschutz
* Anschreiben und Kommunikation bzgl. Steuer — Steuerabteilung
* Forderprogramm Mehrweg — Stabsstelle Umwelt- und Klimaschutz
* Beratung der Betriebe — Steuerabteilung und Stabsstelle Umwelt- und
Klimaschutz
* Steuererhebung inkl. Bescheide, Priifung und Uberwachung —
Steuerabteilung mit aktuell 75 % Projektleitung und 50 %
Sachbearbeitung — kiinftig 50 % Sachbearbeitung
 Mahnverfahren, Ratenzahlungen — Stadtkasse

24. Februar 2025
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* Tiibingen

Universitatsstadt

‘ Verpackungssteuer

Steuererklarung und Steuerpriufung

 Steuererklarungsformular durch Betrieb (Post, Email oder auch
elektronisch moglich)
* Prufung der Steuererklarung (zunachst Plausibilitat)

Bei Zweifel oder Unklarheiten

— Nachfrage bei Betrieb zu Steuererklarung und Anforderung von
Nachweisen (z.B. Daten aus Kassensystem, Rechnungen Uber Einkaufe
von Einwegverpackungen, Jahresumsatze, Auswertung von
Lieferdiensten....)

— Gesprache auch vor Ort um Sachverhalte zu klaren

— Eigene Berechnungen anhand der eingereichten Belege

— Recherche Uber Internetplattformen z.B. liber Verwendung von
Einwegverpackungen

— Testkaufe

24. Februar 2025 14
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* Tiibingen

Universitatsstadt

‘ Verpackungssteuer

Steuererklarung und Steuerpriifung

* Eingabe in Steuerprogramm (KMV uber Rechenzentrum Komm.One) und
erstellen Steuerbescheid

* Wenn keine Steuererklarung abgegeben wird, erfolgt der Steuerbescheid
Uber eine Schatzung

e Stundungsvereinbarungen sind in begrindeten Fallen madglich

Hinweise:
* die Verpackungssteuer muss vom Betrieb an die Stadt bezahlt werden
unabhangig davon, ob er diese von der Kundschaft einnimmt oder nicht

* Auch Einwegverpackungen im Inhouse-Verzehr sind steuerpflichtig
(,sofortiger Verzehr an Ort und Stelle”)

24. Februar 2025 15
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" Tubingen ‘ Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Aktueller Stand

Einnahmen

* Jahr 2022 (94 %): rund 1,01 Mio Euro (800.000 Euro)

e Jahr 2023 (55 %): rund 732.000 Euro (600.000 Euro)

* Jahr 2024 ff: Annahme 800.000 Euro

* Hohe Steuerbescheide pro Betrieb: von 1 bis rund 164.400 Euro
* ca. 200 steuerpflichtige Betriebe (rund 92.000 Einwohner_innen)

Kosten pro Jahr
e Zwei Personalstellen

— 75% Projektleitung und 50% Sachbearbeitung - rund 100 TEuro
 Kinftig 50% Sachbearbeitung ausreichend - ca. 38 TEuro

24. Februar 2025 16
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" Tubingen Verpackungssteuer

Universitatsstadt

Stockholm
Dezember 2024

24. Februar 2025
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24. Februar 2025

Tlibingen

Universitatsstadt

Erfolg der Verpackungssteuer

Sommer 2021

18
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" Tubingen

Universitatsstadt

Kontakt

Claudia Patzwahl
Projektleiterin
Fachabteilung Steuern

claudia.patzwahl@tuebingen.de

Tel: 07071/204-1632
Mobil: 015150800284

24. Februar 2025

Tobias Staufenberg
Sachbearbeitung Umwelt — und Naturschutz
Stabsstelle Umwelt- und Klimaschutz

tobias.staufenberg@tuebingen.de
Tel: 07071/204-2485
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